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Außer Kontrolle 

Im Vertragstext des ESM ist 
die Immunität „von gerichtli¬ 
chen Verfahren jeglicher Art“ 
festgeschrieben. Das Eigen¬ 
tum und die Vermögenswerte 
des ESM genießen Immunität. 
Seiten 3 


Auf dem rechten 
Auge blind 

In den letzten Monaten sind 
die „deutschen Sicherheits¬ 
behörden“ in Verruf geraten. 
Nicht nur wegen der NSU... 
Seite 5 


Neue Wege 

„Die „Große Kunstschau“ in 
Worpswede zeigt das zwischen 
1924 und 1942 entstandene Werk 
des kommunistischen Künstlers 
Heinrich Vogeler. 

Seite 11 
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Thema der Woche 


Arbeitsunrecht in 
Deutschland 


In den letzten Jahren ist es in der 
Fleischindustrie zu massiven Arbeits¬ 
platzverlusten innerhalb der Stamm¬ 
belegschaften gekommen. Besonders 
bei den vier großen Fleischkonzernen 
Tönnies, Vion Food, Westfleisch und 
Danish Crown hat sich mehr und 
mehr der Einsatz von mittelosteuro¬ 
päischen Arbeiterinnen und Arbeiter 
(Wanderarbeiterinnen in Werkver¬ 
trägen) durchgesetzt. Für Werkver¬ 
tragsarbeiterinnen und -arbeiter gibt 
es keinen Mindestlohn. Hier helfen 
auch nicht neu festgelegte Mindest¬ 
löhne für die Zeitarbeitsbranche. 

Seite 12 und 13 



Altersarmut statt Rentensicherheit 

Schwarz-gelbes Schmierenstück um unser aller Zukunft 


W as Frau von der Leyen jetzt 
als Referentenentwurf vor¬ 
gelegt wurde - zur allge¬ 
meinen Vernebelung „Alterssiche¬ 
rungsstärkungsgesetz“ genannt - ist 
in Wirklichkeit nichts anderes als 
ein Schmierenstück. Den zur Insze¬ 
nierung gehörenden Theaterdonner 
plus Bühnennebel erzeugen das Fi¬ 
nanzministerium, die FDP und die 
„Arbeitgeber“-Verbände, indem sie 
vorgeblich die Ministerin für ihre 
Rentenpolitik kritisieren. 

Darin soll das laute Murren der Ge¬ 
werkschaften, Sozialverbände und 
der Opposition in den Zuschauerrei¬ 


hen ungehört untergehen. Warum das 
Murren? Man muss kein Prophet sein, 
um sich auszumalen, was die Rentner 
der Zukunft von den heutigen unter¬ 
scheiden wird. 

Besonders Frauen und Ostdeutsche 
werden es noch schwerer haben mit 
ihrer Rente klarzukommen, auch 
wenn sie ein Feben lang hart malocht 
haben. Jeder vierte Mann und mehr 
als die Hälfte der Frauen in den neu¬ 
en Bundesländern werden weniger als 
700 Euro monatlich Rente bekom¬ 
men. Schon heute arbeiten von mehr 
als 16 Millionen erwerbstätigen Frau¬ 
en nur etwa die Hälfte in Vollzeit - 


jede fünfte ist geringfügig beschäftigt. 
Auskömmliche Renten sind da nicht 
zu erwarten. Besonders betroffen sind 
Frauen, die Kinder erziehen und da¬ 
her Teilzeitstellen bzw. Minijobs an¬ 
nehmen müssen. Wir alle wissen: Ar¬ 
mut ist systemisch. Wer überhaupt 
Arbeit hat, bekommt zu wenig Föhn 
und erwirbt damit nur kümmerliche 
Rentenansprüche. 

Profite auf dem Rücken 
der Arbeiterjugend 

Taut jetzigem Entwurf will die Alters¬ 
armutsministerin den Beitragssatz zur 
Rentenversicherung von derzeit 19,6 
auf 19,0 Prozent im Jahre 2013 sen¬ 
ken. Dies würde einen Durchschnitts¬ 
verdiener mit 2 600 Euro brutto um 
monatlich kaum wahrnehmbare 7,80 
entlasten - die Kapitalisten aber um 
Milliarden. Zudem wird die Rente mit 
67 festgeschrieben. 

Auch die Versicherungen dürfen sich 
auf mehr Profit freuen, da die Ge¬ 
währung der Zuschussrente vom Ab¬ 
schluss einer privaten Altersversor¬ 
gung abhängig ist. Die Renten für die 
jüngere Generationen sinken durch 
die Beitragssatzsenkung um 20 Pro¬ 
zent, aber was juckt das die Herr¬ 
schenden? Deren Kinder sind gut 
versorgt. 


Von der Feyens Rentenmodell ist 
nichts anderes als eine Mogelpackung. 
Diejenigen, die vor Altersarmut ge¬ 
schützt werden müssten, werden im 
Regen stehen gelassen. Zusätzlich 
plant die Bundesregierung bis zum 
Jahre 2030 das Rentenniveau auf 43 
Prozent abzusenken. Wäre das heute 
schon umgesetzt, betrüge die Durch¬ 
schnittsrente für Männer statt der 868 
Euro nur noch etwa 746 Euro. Die 
Durchschnittsrente von Frauen wür¬ 
de weit unter dem Grundsicherungs¬ 
niveau hegen. Ist das etwa „verlässlich 
und für alle gerecht“? 

Das nicht, die Nutznießer nennt von 
der Feyen durchaus: „Das vorgeleg¬ 
te Gesamtpaket hilft der Wirtschaft in 
der Krise.“ 

Gelingt es der arbeitenden Klasse 
hierzulande nicht - gemeinsam mit 
Sozialverbänden und anderen sozi¬ 
alen Bewegungen - diese asozialen 
Pläne des Kapitals, ausgeführt durch 
schwarz-gelbe Koalitionäre, zu ver¬ 
eiteln, dann werden künftige Ge¬ 
nerationen selbst bei durchschnitt¬ 
lichen Erwerbsbiografien im Alter 
weitgehend auf Zuschüsse oder So¬ 
zialhilfe angewiesen sein. Rentenan- 
sprüchler aller Fänder vereinigt euch! 

Manfred Dietenberger 


UZ-Extra zum 
Aktionstag 

Für den Aktionstag „UmFairteilen“ am 
29. September wird die nächste UZ- 
Extra erscheinen. 

Noch sind einige Details wie Redak¬ 
tionsschluss, Drucktermin, Ende der Be¬ 
stellmöglichkeit etc. noch nicht endgültig 
geklärt. 

Fest steht auf jeden Fall, dass auch die¬ 
ses Extra in die reguläre UZ vom 28. Sep¬ 
tember eingelegt wird und den Gruppen 
schon einige Tage vor dem Aktionstag 
zur Verfügung stehen soll. 

Da bedingt durch Sparmaßnahmen der 
Post die Auslieferung der 1 .-Mai-UZ per 
Info-Brief bis zu zehn Tagen (!) gedau¬ 
ert hat, werden wir diesmal den Versand 
der Größe 70 Exemplare, als „normale“ 
Briefe zu 2,20 Euro, in der Größe 140 
Stück als Päckchen zu 3,90 Euro, von 
2 bis 10 kg als Paket zu 5,90 Euro und 
darüber zu 11,90 Euro versenden. 

Bestellungen können ab jetzt an die 
Adresse 

lnfo@dkp-nordbayern.de 
gesandt werden. 


„Alterssicherungsstärkungsgesetz“ als Schmierenstück 

Die verheerenden, von „Rot“-Grün und den ihr nachfolgenden Regierungen verbrochenen 
Arbeitsmarkt-“Reformen“ der letzten Jahre haben den Weg in die Altersarmut freigemacht. 
Mit der Agenda 2010 wurde die Produktion von Altersarmut zum Programm. 

Ein Fallbeispiel: Selbst nach der unrealistischen Annahme, ein Minijobber würde unun¬ 
terbrochen 45 Jahre lang arbeiten, wäre die mickrige Ausbeute am Ende seines/ihres 
Arbeitslebens ein Rentenanspruch von 140 Euro. Selbst wenn er/sie die Rentenbeiträge 
freiwillig aufstockt, verbessert sich seine/ihre Situation kaum. Gerade 42,70 Euro stehen 
ihm/ihr dann monatlich mehr als Rente zur Verfügung. 

Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen erwartet einen deutlichen Zuwachs bei der 
Altersarmut. In zwei Jahren, so ließ sie ausrechnen, könnten schon 90 000 betroffen sein, 
2030 bereits 1,3 Millionen Rentner und Rentnerinnen. Besonders Geringverdienern und 
Frauen in Teilzeitarbeit drohe dieses Schicksal. 


Am i. September ist Dortmund-Hörde dran 


„Nach derzeitigem Stand können wir 
das nicht verbieten“ - sagt Polizeiprä¬ 
sident Norbert Wesseler und ruft die 
Dortmunder zu „zahlreichem, vielfäl¬ 
tigem, kreativem und friedlichem Pro¬ 
test“ in Hörde auf. Die Nordstadt ist 
für diesmal raus! 

Politik und Polizei brauchten diesen 
„Erfolg“ - die unvergessenen Voll¬ 
sperrungen, Freiheitsberaubungen 
und Zwangsmaßnahmen gegenüber 
den Bürger/innen mussten hier mal 
ein Ende haben. Ein schöner Einstieg 
für den neuen Polizeipräsidenten, der 
den legendären Ausspruch getätigt 
hat, er werde „den Nazis überall auf 
die Füße treten“. 

Ein merkwürdiges Bild, aber ok - das 
muss er nun am 1. September in Hör- 


Ausgerechnet am Antikriegstag wollen die Nazis durch den Stadtteil marschieren! 

de machen, es heißt vage: im Zentrum 
von Hörde. 

Wo Nazis marschieren wollen, können 
wir kein Volksfest mit „zahlreichem, 
vielfältigem, kreativem und friedli¬ 
chem Protest“ sehen - da ist Wider¬ 
stand Pflicht der Demokrat/innen, 
nicht symbolisch und fotogen, sondern 
erfolgreich. 

Wesselers altgediente Mitarbeiter/in¬ 
nen hätten ihm als dem neuen Chef 
das Archiv öffnen sollen - auch Hör¬ 
de hatte bereits mehrfach unter ange¬ 
meldeten und erlaubten Aufzügen von 
Nazis zu leiden und ist gezeichnet vom 
Rassismus, Antiislamismus und Anti¬ 
semitismus der neuen Nazis. 

Und gebrandmarkt vom Morden der 
alten Nazis vor 70 Jahren. Uns würde 



es nicht erstaunen, wenn es der Na¬ 
zi-Anmelder war, der im geheimen 
„Kooperationsgespräch“ Hörde vor¬ 
geschlagen hat - die Nazis verfolgen 
hier langfristige Ziele. 

Es ist keine kluge Taktik, den Stadtteil 
zu wechseln. Eine kluge Strategie ist 
es, den Provokationen der Demokra¬ 
tiefeinde keinen Stadtteil zu opfern - 
sondern ihnen politischen Kampf an¬ 
zusagen, wie es die Antifaschist/innen 
und Demokrat/innen der Stadt tun: 
Keinen Platz, keine Straße, keinen 
Raum den Faschisten! 

Linkes Bündnis Dortmund 

Weitere Informationen und aktuelle Termi¬ 
ne unter http://dortmundgegenrechts.word- 
press.com/ 
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Selb st-Zuschuss-Rente 


Spekulation mit dem „Beton-Gold“ 

Heuschrecken setzen auf steigende Mieten 


Die Arbeitsministerin ist so etwas wie die 
Heilige Johanna der Suppenküchen und 
Wärmestuben. Nach sie die Verhartzten 
mit einem epochalen Zuschlag von sat¬ 
ten fünf Euro dem Tal der Tränen entris¬ 
sen und die Kinder der bildungsfernen 
Unterschichten mit ihrem formidablen 
Bildungs- und Teilhabepaket in die Bil¬ 
dungs-Elite der Gesellschaft katapultiert 
hat, will sie nun die Minirenten-Omas 
und -Opas aus ihrem traurigen Tafel- und 
Mülltonnen-Das ein erlösen. 

Natürlich ist auch Frau Leyen klar: Ren¬ 
te ist ein Standortfaktor. „Jedes Zehntel 
weniger Beitragssatzpunkt bedeutet rund 
eine Milliarde Euro Entlastung für Be¬ 
schäftigte und Arbeitgeber.“ Daher stehe 
„die Regierung fest zum Versprechen an 
die heutigen Beitragszahler (sprich Unter¬ 
nehmerverband), dass die Rentenbeiträge 
gemäß dem bewährten gesetzlichen Auto¬ 
matismus sinken.“ Und das Rentenniveau 
bis auf 43 Prozent. Wenn „wir“schon die 
Euro-Zone in die Pleite konkurrieren, 
dann aber richtig. 

Aber „auch die andere Seite der Glei¬ 
chung“ müsse auf gehen:,, Wir müssen die 
Altersarmut bekämpfen, sonst verliert un¬ 
ser Rentensystem seine AkzeptanzDas 
ist revolutionär gedacht. Nicht nur schafft 
es die Leyensche Algebra, dass jede Sei¬ 
te „der Gleichung“ offenbar für sich ge¬ 
trennt „aufgeht“ sondern auch noch ein 
Minus der einen Seite in ein Plus der an¬ 
deren zu verwandeln. Frau Ursula schafft 
diese mathematische Großtat mit dem ge¬ 
nialen Begriff „Zuschussrente“ 

Zuschuss klingt nach zusätzlich Geld be¬ 
kommen. Das ist ein Irrtum. Zuschuss¬ 
rente bedeutet für die „Versicherten“ (in 
diesem Zusammenhang ein etwas irre¬ 
führender Begriff), dass sie sich zu ihren 
bisherigen Beiträgen selbst etwas dazu¬ 
schießen sollen: Für eine „private Al¬ 


tersvorsorge“ Die Unternehmer müssen 
natürlich standortfördernd die Milliarde 
pro Zehntel Beitragssatzpunkt sparen. 
Das Wenige „ der andern Seite der Glei¬ 
chung“ wird nun dadurch mehr, dass vom 
Wenigen einfach mehr ausgegeben wird. 
Für die brillanten „ Produkte “ des Arbei¬ 
terführers Riester beispielsweise. Dass 
dann fürs Essen nicht genug bleibt - ja 
um alles kann sich die gute Ursula nun 
nicht kümmern. 

Beider dämmert es den Geriesterten ja so 
allmählich, dass die Parole „Privat vor 
Staat“ Gewinner und Verlierer kennt. Und 
dass sie da eher bei der zweiten Katego¬ 
rie mitmachen dürfen. Daher hat sich der 
Enthusiasmus, den Maschmeyern verlo¬ 
renem Geld weiteres, gutes hinterherzu¬ 
werfen, etwas abgekühlt. Da kommt -wie 
bei der Zwangsrente für Selbstständige - 
ein wenig Zuschuss-Aufmunterung aus 
dem Hause Feyen doch gelegen: Zwar 
bringen die Segnungen des Herrn Riester 
auch weiterhin (vielleicht) erst dann mehr 
als der Sparstrumpf, wenn der Riesterer 
im biblischen Alter dahindämmert, aber 
die markante Ministerin hat den gutwil¬ 
ligen Zahlern ein (Irr)licht der Hoffnung 
auf gesteckt: 850 Euro Rente für alle. Fast 
alle. Denn wer die Berechtigungs-Hürden 
nehmen kann, braucht die Zuschussren¬ 
te eh nicht. 

Man kann es nicht anders sagen: Die stäh¬ 
lerne Ulla beherrscht ihr Metier. Abgese¬ 
hen von absehbaren Flops wie der Akade- 
mikerinnenwurfprämie sind ihr grandiose 
PR-Lösungen gelungen. Arbeitslosigkeit, 
Hartz, Kinderarmut, Altersarmut, alles 
schlagzeilenträchtig angepackt und jeden 
Anspruch souverän im bürokratischen 
Kontroll-Zehnkampf erstickt. Die medi¬ 
al abgefeierte Scheinlösung-ein Marken¬ 
zeichen neoliberaler Regierungspolitik. 

Guntram Hasselkamp 


„Wo die Nachfrage da ist, schießen die 
Mieten in den vergangenen zwei bis 
drei Jahren richtig durch die Decke“, 
sagte der Direktor des Mieterbunds, 
Lukas Siebenkotten. Gleichzeitig sind 
die Strompreise und die Heizkosten 
in den letzten Jahren überproportio¬ 
nal stark gestiegen. Für immer mehr 
Menschen wird die Wohnkostenbelas- 
tung daher zum Problem. 

Bei einem Nettoeinkommen von maxi¬ 
mal 1 500 Euro im Monat - das gilt für 
fast die Hälfte (44 Prozent) aller Haus¬ 
halte - liegt der Anteil der Wohnkosten 
an den Ausgaben bei deutlich über 40 
Prozent. Parallel dazu ist die Zahl der 
Sozialwohnungen in Deutschland seit 
2002 um rund ein Drittel auf unter 1,7 
Millionen zurückgegangen. Demnach 
gab es Ende 2010 rund 800 000 weni¬ 
ger geförderte Wohnungen als 2002. 
Nicht nur einkommensschwache Be¬ 
wohner in Großstädten haben es im¬ 
mer schwerer ihre Wohnung zu halten 
oder eine neue, bezahlbare Wohnung 
zu finden. Schon heute fehlen nach ei¬ 
ner Untersuchung des Pestel-Instituts 
mehr als 100 000 Mietwohnungen al¬ 
lein in den zehn Großstädten Deutsch¬ 
lands. Bis zum Jahr 2017 werden in 
Deutschland 825 000 Mietwohnungen 
fehlen. 

Mietpreissteigerungen, vor allem bei 
der Wieder- und Neuvermietung der 
Wohnungen, von 20 bis 30 Prozent sind 
die Folge. Am stärksten betroffen sind 
die zehn Prozent der Mieterhaushalte, 
die im Jahr umziehen bzw. aus berufli¬ 
chen Gründen umziehen müssen jun¬ 
ge Menschen, die eine Familie gründen 
und eine gemeinsame Wohnung bezie¬ 
hen wollen, und Studenten, die zum 
Studium in die Stadt ziehen. Je mehr 
Leute aus ihren Wohnungen vertrie¬ 


ben werden, desto besser ist das für‘s 
Kapital, für Investoren und Banken. 
Investoren aus der ganzen Welt kau¬ 
fen deshalb all überall Mietshäuser, 
die in diesen Kreisen „Betongold“ ge¬ 
nannt werden. Wie die Investoren ti¬ 
cken, lässt sich gut am offenherzigen 
Bekenntnis des norwegischen Immo- 
bilienvermarkter Einar Skjerven in 
der Berliner Morgenpost illustrieren: 
„Natürlich setzen wir wie alle anderen 
Investoren auch auf steigende Mieten“, 
sagt Skjerven. Ein schlechtes Gewis¬ 
sen habe er aber nicht: „Wir vertreiben 
keine Mieter, und bei den Mieterhö¬ 
hungen halten wir uns an die ortsübli¬ 
che Vergleichsmiete.“ 

Wer aber seine Anlegerinformationen 
mit wachem Verstand liest, stößt dort 
auf Mietpreiserwartungen, die mit ei¬ 
ner Durchschnittsmiete nichts gemein 
hat. Anvisiert wird eine „Zielmiete“ 
von bis acht Euro. Skjerven weiss: 
Nachdem ein Mieter auszieht, der bis¬ 
lang vier Euro je Quadratmeter be¬ 
zahlt hat, kann die Wohnung mit ein 
paar Schönheitsreparaturen für sechs 
bis acht Euro je Quadratmeter neu 
vermietet werden. „Zumindest funkti¬ 
oniert das so in den Bezirken, in denen 
wir vor allem kaufen.“ 
Mietensteigerungen folgen den Ge¬ 
setzen der kapitalistischen Profitwirt¬ 
schaft - da fließt das Geld immer dort¬ 
hin, wo gerade der größte und/oder si¬ 
cherste Profit zu machen ist. Alle drei 
Monate wächst das Geldvermögen der 
deutschen Privathaushalte um durch¬ 
schnittlich 30 bis 33 Milliarden Euro 
(ein Blick auf unseren Kontoauszug 
zeigt schnell, dass wir da nicht ge¬ 
meint sind). Dieses Geld sucht profi¬ 
table Anlagemöglichkeiten. Eine ty¬ 
pische Parkstation für Geld, mit dem 


man erst einmal nichts Besseres anzu¬ 
fangen weiß, waren bis vor der Krise 
Geldmarktfonds und andere mittel- 
und kurzfristige Zinsanlagen. Aus den 
Geldmarktfonds haben aber die An¬ 
leger innerhalb der letzten drei Jahren 
60 Milliarden Euro abgezogen, aus län¬ 
gerfristigen Spareinlagen bei Banken 
noch einmal 20 Milliarden. Obendrein 
hatten die Bankkunden zuletzt 180 
Milliarden Euro weniger als vor drei 
Jahren in Anleihen und Geldmarkt¬ 
papieren von Banken investiert. Statt 
dessen sind die Reichen (Privatkapi¬ 
talisten und Finanzinstitutionen) gera¬ 
de eifrig dabei, gerade ihr Kapital um¬ 
zuschaufeln - von den Papieranlagen 
in Beton und bereiten so die nächste 
Mieterhöhungswelle und eine neue 
Immobilienblase vor. 

Eine Wohnung aber ist für jeden Men¬ 
schen von großer Bedeutung. Sie darf 
auf keinen Fall auf ihre Funktion als 
Ware auf dem Wohnungsmarkt redu¬ 
ziert werden. Denn eine Wohnung ist 
auch ein Sozialgut. Der Verlust der 
Wohnung hat für den Menschen exis¬ 
tenzielle Folgen. Eine Wohnung darf 
deshalb auch nicht nur auf eine pure 
Unterbringungsfunktion begrenzt 
werden. Die Wohnung ist Lebensmit¬ 
telpunkt und der Ausgangspunkt für 
die sozialen Kontakte ihrer Bewoh¬ 
ner. Doch solange selbst die wichtigs¬ 
ten Lebensmittel wie Wohnen, Wasser, 
Luft und Gesundheit dem Kapital zum 
Fraß vorgeworfen und nicht endlich 
mit dem kapitalistischen Profitsystem 
gebrochen wird, wird sich das Kapital 
nicht freiwillig auf geringere Renditen 
einstellen, sondern die Mieter wer¬ 
den es sein, die sich auf weiter stei¬ 
gende Wohnkosten einstellen müssen. 

Manfred Dietenberger 


RWE verschärft 
„Sparprogramm“ 

Geplant war die Vernichtung von 
8 000 Arbeitsplätzen beim RWE-Kon- 
zern, nun kommen weitere 2 400 hinzu. 
Zwar sank in den ersten sechs Mona¬ 
ten der Umsatz um 1,3 Prozent auf ca. 
27 Milliarden Euro, das betriebliche 
Ergebnis stieg hingegen um 9 Prozent 
auf über 3 Milliarden Euro. 

Jung und alt sind 
arbeitslos 

Die Arbeitslosenquote in Deutschland ist 
insgesamt von 4,66 Prozent im Jahr 1991 
auf 7,14 Prozent im Jahr 2010 angestiegen. 
Das geht aus dem aktuellen Bericht des In¬ 
stituts für Arbeits- und Berufsforschung 
hervor. Am höchsten ist der Anstieg in den 
jüngeren Altersklassen, also bei den 15- 
bis 19-Jährigen sowie den 20- bis 24-Jäh- 
rigen ausgefallen. Aber auch bei den 60- 
bis 64-Jährigen ist die Arbeitslosenquote 
deutlich gestiegen (+3,8 %-Punkte). 

Eigenständigkeit 

erhalten 

Nachdem die Übernahme des Saarbrü¬ 
cker Zeitungskonzerns durch die Rhei¬ 
nische Post konkrete Züge annimmt, 
unterstreicht der stellvertretende Vorsit¬ 
zende der Vereinten Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di), Frank Werneke, die 
herausragende Bedeutung der Eigenstän¬ 
digkeit von Redaktionen und Verlagen: 
„Der wirtschaftliche Erfolg des Konzerns 
Saarbrücker Zeitung rührt von dieser Ei¬ 
genständigkeit her und darf vom neuen 
Gesellschafter nicht angetastet werden.“ 
Auch unter Führung der Rheinischen Post 
werde ver.di den Erhalt und den Ausbau 
der grundlegenden Tarifrechte und dar¬ 
über hinaus gehenden berechtigten Ar¬ 
beitnehmerinteressen vertreten, kündigte 
Werneke an. So wurde bereits für die Ti¬ 
tel Saarbrücker Zeitung, Trierischer Volks¬ 
freund und Pfälzischer Merkur nach de¬ 
ren Tarifllucht in 2011 ein Haustarifvertrag 
abgeschlossen, der sowohl Ausgliederun¬ 
gen von Redaktionsteilen und Verlagsab¬ 
teilungen und den Einsatz von konzern¬ 
internen Leiharbeitsgesellschaften unter¬ 
bindet. 


Am 29. September - Raus auf die Straße 

Aktionstag von „UmFAIRteilen“ soll alle Unterdrückten des kapitalistischen Systems mobilisieren 



Am 29. September wird es einen bun¬ 
desweiten Aktionstag unter dem Mot¬ 
to „UmFAIRteilen - Reichtum be¬ 
steuern“ geben. Zum Aufrufer- und 
Trägerkreis gehören nicht nur viele 
Sozialverbände und Initiativen (sie¬ 
he UZ vom 10. August 2012), sondern 
auch die Gewerkschaft ver.di. Ihr Vor¬ 
sitzender, Frank Bsirske, schrieb dazu 
an die Mitglieder und Funktionäre sei¬ 
ner Organisation: 

„Der ver.di-Bundesvorstand hat ferner 
beschlossen, dass sich ver.di am Bünd¬ 
nis „UmFAIRteilen“ beteiligt. Hierzu 
hat sich ein breites gesellschaftliches 
Spektrum zusammengeschlossen, um 
eine Umverteilung von oben nach un¬ 
ten durchzusetzen. 

Die ver.di-Bezirke sollten sich im Rah¬ 
men ihrer Möglichkeiten am Aktions¬ 
tag am 29. September 2012 und an 
weiteren Aktivitäten beteiligen. Der 
Rahmen des Bündnisses und die brei¬ 
te Beteiligung bieten gute Chancen, 
unter Einbeziehung insbesondere der 
Wohlfahrtsverbände für unsere zentra¬ 
len steuerpolitischen Forderungen und 
für die Stärkung der Daseinsvorsorge 
einzutreten.“ 

„Ziel ist es“, so der ver.di-Bundes¬ 
vorstand, „im Vorfeld und nach der 
Bundestagswahl 2013 wirksamen po¬ 
litischen Druck zu entwickeln, insbe¬ 
sondere soll eine einmalige Vermö¬ 
gensabgabe und die Wiedereinführung 
der Vermögensteuer gefordert werden, 
ver.di und andere haben ein Gutachten 
zu den verfassungsrechtlichen Rah¬ 
menbedingungen von Vermögensab¬ 
gaben in Auftrag gegeben, das noch im 
Sommer vorgestellt werden soll.“ 
Zentrale Demonstrationen und Kund¬ 
gebungen sollen in vier Städten, Ber¬ 
lin, Hamburg, Köln und Frankfurt/ 
Main stattfinden. Der Süden ist durch 
andere Veranstaltungen wie Münche¬ 
ner Oktoberfest und Aktionsbündnis 
Stuttgart 21 blockiert. 


ln Köln laufen die 
Vorbereitungen 

Ein erstes Vorbereitungstreffen gab 
es am 24. Juli in Köln. Dazu eingela¬ 
den hatte die ver.di Bezirksgeschäfts¬ 
führerin, die mit etwa 30 Teilnehmern 
gerechnet hatte. Nachdem die Zusam¬ 
menkunft vom kleinen in den großen 
Sitzungssaal des DGB-Hauses ver¬ 
legt worden war, konnten letztend¬ 
lich mehr als 60 Vertreter von 22 ört¬ 
lichen Verbänden, Initiativen, Zusam¬ 
menschlüssen sowie ver.di, DGB und 
DGB-Jugend gezählt werden, die den 
Trägerkreis für den Aktionstag bilden. 
Die beiden anwesenden Parteien - 
„Die Linke“ und die DKP - sollen wie 
alle teilnehmenden Parteien mit ei¬ 
nem Unter stützerkreis zum Aktionstag 
nach Kräften mobilisieren. Im zentra¬ 
len Komitee sind auch die Bündnisgrü¬ 
nen vertreten, die SPD zögert noch, ob 
sie mitmachen soll. 

Nach einer Vorstellungsrunde begann 
die Diskussion mit der Frage: „Können 
wir die Aufgabe, zentraler Veranstal¬ 
tungsort zu sein, stemmen?“ Alle Re¬ 
debeiträge beantworteten diese Fra¬ 


ge mit einem „Ja“, viele drückten ihre 
Freude darüber aus, dass nun auch die 
Gewerkschaft ver.di zum gemeinsa¬ 
men Protest und zur Mobilisierung 
auf ruft. Aus vielen Wortbeiträgen hör¬ 
te man blanke Wut über ESM und Fis¬ 
kalpakt, die die Einkommen der Mehr¬ 
heit der arbeitenden Bevölkerung, der 
Rentner/Innen, der Arbeitslosen und 
die Zukunftsaussichten der Jugend in 
Bürgschaft nehmen für die Zockerei 
der Banken und Kapitalanleger. 

Die ver.di-Geschäftsführerin teilte 
mit, dass vorsorglich der Heumarkt, 
der 18 000 Menschen fasst, als Kund¬ 
gebungsort reserviert wurde. Zwei po¬ 
litische Kabarettisten haben schon ihre 
Mitwirkung zugesagt. Die Frage der 
Finanzierung ist allerdings noch offen. 
Allein der Aufbau der Bühne und der 
Technik kostet 15 000 Euro. Deshalb 
ist die Einholung von Spenden eine 
der Hauptaufgaben der Organisatoren. 
Von den Trägerinitiativen wie auch von 
den unterstützenden Parteien wird ein 
finanzieller Beitrag erwartet. 

Ein Organisationskomitee wurde ge¬ 
gründet, in dem zehn der anwesen¬ 


den 22 Organisationen vertreten sind: 
ver.di, DGB, DGB-Jugend, GEW, at- 
tac, DIDF, Friedenskooperative, KAB, 
Naturfreunde, Occupy, Paritätischer 
Wohlfahrtsverband und die Partei 
„Die Linke“. Plakate und Flyer kön¬ 
nen angefordert werden bei „info@ 
umfairteilen.de“. 

Der Ablauf wird in allen vier Städten 
so sein, dass um 12.30 Uhr die Auftakt¬ 
veranstaltung beginnt, die Demonstra¬ 
tion von 13.00 bis 14.00 Uhr stattfindet 
und mit der Kundgebung von 14.00 bis 
15.30 Uhr die Aktion ihren Abschluss 
finden wird. Die Rednerzahl soll be¬ 
grenzt sein - angedacht sind bis zu fünf 
Redebeiträge. 

Es gilt nun, die Werbetrommeln zu 
rühren. Alle, die Wut haben oder nur 
Unbehagen spüren über das Nehmen 
von unten und Geben nach oben, sol¬ 
len motiviert und ermutigt werden, 
ihren Frust am 29. September auf die 
Straße zu tragen. 

Trommelt, Genossinnen und Genos¬ 
sen, trommelt! Christine Christofsky 
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Ermächtigungsvertrag 

ESM - es ist nicht einmal der Versuch erkennbar die bürgerlich-parlamentarische Fassade zu wahren 



„Der ESM ist im nationalen Interes¬ 
se Deutschlands. Entgegen anderslau¬ 
tender Behauptungen gibt es keinen 
unbegrenzten Haftungsautomatismus, 
der Rettungsfonds hat keine „Bankli¬ 
zenz“ und er vergibt auch keine „Eu¬ 
robonds 4 ? 4 Finanzstaatssekretär Steffen 
Kampeter hatte sich in der FAZ be¬ 
müht, die Kritik an der schwarz-gelben 
Euro-Rettungsstrategie, speziell dem 
Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(ESM) zu entkräften. FAZ.net veröf¬ 
fentlichte innerhalb von zwei Tagen 
286 Lesermeinungen. Das durchgän¬ 
gige Urteil: Vernichtend. 

Zuvor hatte der Hannoveraner Fi¬ 
nanzwissenschaftler Stefan Homburg 
am selben Ort die kritischen Passagen 
des ESM-Vertrages diskutiert. Hom¬ 
burg fungiert als Berater der klage¬ 
führenden Seite beim Bundesverfas¬ 
sungsgericht. Kampeters Chef, Wolf¬ 
gang Schäuble, vertritt die Gegenseite. 
Die Kritik Homburgs berührt im Kern 
zwei Punkte. Zum einen könne sich die 
aus dem ESM resultierende Haftungs¬ 
pflicht auf weit mehr als die von der 
Regierung behaupteten 190 Mrd. Euro 
hinaus erstrecken. „In Tat und Wahr¬ 
heit enthält der ESM-Vertrag keine 
Belastungsobergrenze.“ Zum ande¬ 
ren entstehe mit der Etablierung der 
ESM-Strukturen ein „jeder administ¬ 
rativen, gerichtlichen oder gesetzlichen 
Kontrolle“ entzogener „rechtsfreier 
Raum“. „Im ESM-Vertrag ist ein zu¬ 
tiefst korruptes Begünstigungssystem 
angelegt (...) ein auf ewig angelegtes 
Herrschaftsinstrument der Exekutive“. 
Liest man den Vertrag, so sind Hom¬ 
burgs Argumente nicht von der Hand 
zu weisen und anhand der einschlä¬ 
gigen Artikel sowie der bisherigen 
„Rettungs“-Praxis hinreichend be¬ 
gründet. So ist die Möglichkeit festge¬ 
schrieben die Haftung der Bundesre¬ 
publik durch Nachschusspflicht (Art. 
25,2) und Veränderung des Ausgabe¬ 
kurses (Art. 8,2) im Zweifel weit über 
die von der Regierung behaupteten 
190 Mrd. Euro hinaus auszuweiten. 
Dazu ist, bei entsprechendem politi¬ 
schen Willen, auch die Kreditfähigkeit 
des ESM (Art.32,9, Art. 21) gegeben. 
Die eher technische Debatte um die in 
Abrede gestellte „Banklizenz“ dürfte 
da ebenso, wie die angebliche „absolu¬ 
te Haftungsobergrenze“, in den Bereich 
„Nebelkerze“ zu verorten sein. Dazu 
kann der Gouverneursrat des ESM je¬ 
derzeit die „vorgesehene Liste der Fi¬ 
nanzinstrumente überprüfen und be¬ 
schließen sie zu ändern.“ (Art. 19) 


Immunität und 
Geheimhaltung verankert 

Lesenswert sind weiterhin die Artikel 
32, 34 und 35. Dort ist die Immunität 
des ESM „von gerichtlichen Verfahren 
jeglicher Art“ festgeschrieben. Das Ei¬ 
gentum und die Vermögenswerte des 
ESM genießen „Immunität von Durch¬ 
suchung, Beschlagnahme, Einziehung, 
Enteignung und jeder sonstigen Form 
des Zugriffs durch vollziehende, ge¬ 
richtliche, administrative oder gesetz¬ 
geberische Maßnahmen“. Entspre¬ 
chendes gilt für die Unverletzlichkeit 
der Räume, Archive und Unterlagen, 
sowie die Befreiung des „gesamten 
Eigentums, der gesamten Mittelaus¬ 
stattung und aller Vermögenswerte 
des ESM von Beschränkungen, Ver¬ 
waltungsvorschriften, Kontrollen und 
Moratorien jeder Art“. 

Weiter gilt absolute Geheimhaltung: 
„Die Mitglieder und früheren Mit¬ 
glieder des Gouverneursrats und des 
Direktoriums sowie alle anderen Per¬ 
sonen, die für den ESM oder in Zu¬ 
sammenhang damit tätig sind oder tä¬ 
tig waren, geben keine der beruflichen 
Schweigepflicht unterliegenden Infor¬ 
mationen weiter.“ 

Auch persönlich ist der ESM-Stab 
nicht zu belangen: „Im Interesse des 


ESM genießen der Vorsitzende des 
Gouverneursrats, die Mitglieder des 
Gouverneursrats, die stellvertretenden 
Mitglieder des Gouverneursrats, die 
Mitglieder des Direktoriums, die stell¬ 
vertretenden Mitglieder des Direktori¬ 
ums sowie der Geschäftsführende Di¬ 
rektor und die anderen Bediensteten 
des ESM Immunität von der Gerichts¬ 
barkeit hinsichtlich ihrer in amtlicher 
Eigenschaft vorgenommenen Hand¬ 
lungen und Unverletzlichkeit hinsicht¬ 
lich ihrer amtlichen Schriftstücke und 
Unterlagen.“ Das dürfte an Deutlich¬ 
keit kaum zu überbieten sein. 

Einmal etabliert, trifft der Gouver¬ 
neursrat souverän alle relevanten fi- 
nanz- und wirtschaftspolitischen Ent¬ 
scheidungen des ESM. Das betrifft, wie 
der Krisenverlauf zeigt, alle ESM-Mit- 
gliedsstaaten. Insbesondere aber jener 
wachsenden Gruppe, die von Hilfs¬ 
maßnahmen abhängig sind oder wer¬ 
den. Die nationalen Parlamente wer¬ 
den die Dringlichkeitsbeschlüsse (Art 
4,4), falls sie überhaupt befasst werden, 
allenfalls noch abnicken dürfen. Ne¬ 
ben die ebenfalls autonome EZB tritt 
nun ein kaum zu kontrollierendes, un¬ 
ter Geheimhaltung tagendes und mit 
Immunität ausgestattetes Machtorgan 
des Finanzkapitals. Bemerkenswert ist, 


dass selbst dort, wo es um die angebli¬ 
che Kernkompetenz des bürgerlichen 
Parlamentarismus, das Budgetrecht 
geht, nicht einmal der Versuch er¬ 
kennbar ist, die bürgerlich-parlamen¬ 
tarische Fassade zu wahren. 

Deutscher 

Machtzuwachs erkauft 

Die Berlin/Brüsseler Austeritätsstrate- 
gie hat den spektakulären deutschen 
Machtzuwachs einerseits sowie den 
immens steigenden Kooperations¬ 
und Unterwerfungsdruck anderer¬ 
seits durch eine massive Ausweitung 
der Krisenpotentiale erkauft. Krisen¬ 
potentiale, für die auch die Bundesre¬ 
publik selbst mit rapide wachsenden, 
hohen Summen ins Risiko gehen muss. 
Wie schon bei den zwei vorangegange¬ 
nen Versuchen (1914/1939) hoffen die 
Profiteure dieser erneuerten deutsch¬ 
dominierten Europa-Strategie zuver¬ 
sichtlich, dass letztlich andere die von 
ihnen eingegangenen Risiken tragen. 
Zunächst die den Austeritätsdiktaten 
Unterworfenen im Ausland, und da¬ 
nach, eben auch die eigene Bevölke¬ 
rung. 

Entsprechend ist, zur ideologisch¬ 
emotionalen Aufrüstung, der welsche 
Erbfeind über den slawischen Unter¬ 


menschen zum südeuropäischen Tage¬ 
dieb mutiert. Das national-rassistische 
Feindbild zum national-neoliberalen. 
„Wir kämpfen für Öl und Eisen, für 
wogende Weizenfelder, das regt un¬ 
sere Soldaten an, und dafür fallen sie. 
Glaube doch keiner, dass wir Deut¬ 
sche plötzlich von einer neuen Moral 
erfasst sind. Nein, wir wollen uns erst 
mal gesund stoßen“, triumphierte Jo¬ 
seph Goebbels am 21. Oktober 1942 in 
Gotenhafen, als er, im vollen Triumph, 
einem Anfall von Ehrlichkeit erlag. 
Damals, vor Stalingrad, glaubten ihm 
viele. Angela Merkel hat es heute mit 
ihrer Botschaft „Wir wollen gestärkt 
aus dieser Krise hervorgehen“, deutlich 
schwerer. Ein positiver Ausgang aus 
den gigantischen Risiken ist auch für 
den Krisengewinnler Deutschland, zu¬ 
mal bei einer erneut drohenden welt¬ 
wirtschaftlichen Rezessionsphase, im¬ 
mer weniger vorstellbar. Wieder schei¬ 
nen, on the long run, die Verhältnisse 
gegen „uns“ zu sein. In dieser Lage 
hat die tiefen Widersprüchlichkeit des 
Krisenmanagements sowie die natio¬ 
nalchauvinistisch aufgeladene Furcht 
vor den bei abermaligem Scheitern 
anfallenden Kosten zu heftigem Wi¬ 
derstand aus den bürgerlich-konser¬ 
vativen Schichten der Gesellschaft ge¬ 
führt. Etwa 36 000 Bürger sollen sich 
bislang der Verfassungsklage ange¬ 
schlossen haben. 

Angesichts dieser wachsenden Geg¬ 
nerschaft versucht die Bundesregie¬ 
rung die Bedeutung des ESM herun¬ 
ter zu spielen, sich sogar als Gegnerin 
einer „Banklizenz“ zu positionieren. 
Noch verfügt die Merkel-Regierung 
innenpolitisch dank ihrer rosa-olivgrü¬ 
nen „Opposition“ über satte Mehrhei¬ 
ten als auch außenpolitisch über eine 
hinreichende Ansammlung zögerlich¬ 
williger Ausverkäufer. Aber diese 
Mehrheit bröckelt. Sowohl innen- als 
auch außenpolitisch. Da wundert es 
nicht, wenn die Spekulationen über 
post-demokratische Strukturen ins 
Kraut schießen. Die Kanzlerin hat sie 
selbst unter Verhöhnung ihres Amts¬ 
eides angeheizt. Natürlich ist da weder 
ein Verfassungsschutz noch ein Verfas¬ 
sungsgericht eingeschritten. Aber jetzt 
sind diese Vorstellungen in einen völ¬ 
kerrechtlich verbindlichen Vertrags¬ 
text gegossen. Nun hat verfassungs¬ 
widriges Vorgehen bei den Allerchrist¬ 
lichen Tradition. Keiner Regierung wie 
der der Frau Merkel dürfte sooft vom 
höchsten deutschen Gericht Verfas¬ 
sungswidrigkeit attestiert worden sein. 
Doch nun heißt es: finanzmarktbasier¬ 
te, risikomaximierende Europastrate¬ 
gie vs. bürgerlich-demokratischer Ver¬ 
fassungsstaat. Etwas reichlich für die 
acht Damen und Herren. Klaus Wagener 


E.ON macht Milliarden und 
will ii ooo Arbeitplätze vernichten 

Halbjahresbilanz beschert Aktiensprung und Angst um den Arbeitsplatz 


E.ON, größter Energiekonzern in 
Deutschland mit Sitz in Düsseldorf 
am E.ON-Platz 1, ist ein Jahr nach 
der „Energiewende“ außerordentlich 
deutlich „auf Erfolgskurs“ (Reuters). 
Die beschworene Gefährdung des 
strahlenden Atom-Konzerns hat sich 
erwartungsgemäß nicht zum GAU 
entwickelt. Noch am 4. Juni hatte der 
„Focus“ orakelt „Ob die Konzernrück¬ 
lagen für den Abbau ihrer Atomkraft¬ 
werke reichen, weiß niemand.“ Und 
die Perspektive: „Die AKW-Betreiber, 
etwa E.ON, sehen ,keinen sachlichen 
Grund 4 das bisherige System zu ver¬ 
ändern.“ 

Kennziffern des Klassenkampfes: 
„EBITDA im ersten Halbjahr mit 
rund 6.7 Milliarden Euro um 2,4 Mil¬ 
liarden Euro über dem Vorjahr. Nach¬ 
haltiger Konzernüberschuss im ersten 
Halbjahr mit rund 3,3 Milliarden Euro 
um 2,4 Milliarden Euro über dem Vor¬ 
jahr. Für das Jahr 2012 EBITDA zwi¬ 


schen 10,4 und 11,0 Milliarden Euro 
und nachhaltiger Konzernüberschuss 
zwischen 4,1 und 4,5 Milliarden Euro.“ 
Der Nettogewinn ist gegenüber dem 
Vorjahr um 230 Prozent gestiegen. - 
So die Angaben in der E.ON-Presse- 
mitteilung. 

Hinter EBITDA verbergen sich die 
„earnings bevore interest, taxes, depre- 
ciation and amortization“ also: Gewinn 
vor Zinsen, Steuern und Abschreibun¬ 
gen. Die Zahlen lösten ein Frohlocken 
in den Börsen aus, denn E.ON hatte 
bereits in der Vorwoche vorläufige 
Zahlen präsentiert. Darauf kletterte 
die Aktie bis um 2,4 Prozent. E.ON 
stieg damit auf das Gold-Treppchen 
der DAX-Olympiade. Selbst die aus¬ 
gefallenen Goldgruben Isar 1 und Un¬ 
terweser verhinderten das nicht. 

Eine Hilfestellung für den Sieg: Bei 
dem russischen Konzern Gazprom 
wurden günstigere Lieferpreise durch¬ 
gesetzt - rückwirkend bis zum vierten 


Quartal 2010. Auch dies nicht zum 
Nulltarif, denn Gazprom hätte dafür 
gerne den Einstieg bei E.ON. 
Massives Feuer auf die andere Sei¬ 
te des Klassengrabens: Vorstandschef 
Johannes Theyssen will 11 000 von 
80 000 Arbeitsplätzen vernichten, um 
die Gewinne weiter zu steigern. Noch 
im Januar hatte E.ON versichert, auf 
betriebsbedingte Kündigungen in 
Deutschland zu verzichten. Bis 2015 
umfasst das „Sparprogramm“ des Kon¬ 
zerns 9,5 Milliarden Euro. Betriebsräte 
fürchteten zu Jahresbeginn, dass es bei 
der angekündigten Arbeitsplatzver¬ 
nichtung nicht bleiben wird. Im Mai 
kündigte EON an, 1100 Arbeitsplätze 
aus Westdeutschland nach Berlin und 
nach Cluj (Rumänien) zu verlagern, 
um auf diese Weise die Löhne zu drü¬ 
cken. 

Die DKP-Bezirke Rheinland-Westfa¬ 
len und Ruhr-Westfalen hatten bereits 
vor Monaten in ihren gemeinsamen 


Forderungen im Vorfeld der letzten 
Landtagswahlen gewarnt: „Deutsch¬ 
lands größter Energiekonzern E.ON 
hat sich mit den Gewerkschaften auf 
den weltweiten Abbau von 11000 Stel¬ 



len geeinigt. Davon entfallen auf 
Deutschland rund 6 000 Stellen.“ 

Die Düsseldorfer DKP erklärte am 
Standort der Konzernzentrale: „E.ON 
schwimmt im Profit. Es ist kennzeich¬ 
nend für diesen Konzern wie über¬ 
haupt für dieses kapitalistische Klas¬ 
sensystem, dass auch bei höchsten Pro¬ 
fiten Arbeitsplätze vernichtet werden. 
Die ,Bilanz 4 von E.ON bestätigt damit 
die Analyse und Forderung im DKP- 
Programm: Effektivität der Wirtschaft 
darf nicht in der Rentabilität des Ka¬ 
pitals und in den Kennziffern der in¬ 
ternationalen Konkurrenzfähigkeit 
gemessen werden, sondern muss sich 
an der Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Mehrheit der 
Bevölkerung orientieren. 4 Im Klassen¬ 
interesse und - in Übereinstimmung 
mit der zum Teil antikapitalistisch ge¬ 
prägten Verfassung von Nordrhein- 
Westfalen - fordern wir die Vergesell¬ 
schaftung von E.ON und die demokra¬ 
tische Kontrolle dieses Konzerns. Erst 
dann gehen die Gasrechnungen in je¬ 
dem Haushalt in Ordnung. Erst dann 
sind die Arbeitsplätze auch bei E.ON 
gesichert.“ 

Uwe Koopmann 
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„Wes Brot ich ess, des Lied ich sing“ 

Schäubles Ministerium und die Bild halten ihre Hände über Millionäre 


Immer, wenn die Wut über die unge¬ 
rechte Verteilung des Reichtums in die 
Medien überschwappt, wenn sich Wi¬ 
derstand dagegen regt, dann haben die 
Mächtigen und Vermögenden in die¬ 
sem Land eine wirksame, allseits prä¬ 
sente Waffe: die Bildzeitung. 

Anfang August ritt „Bild“ prominent 
auf Seite zwei die Attacke gegen eine 
höhere Besteuerung von Vermögen 
und Einkommen mit der gewohnt mar¬ 
kanten Überschrift „7 Wahrheiten über 
die Reichensteuer“. Die aufgewendete 
Lügenpropaganda ist dabei so einfach 
wie durchschlagend: Erstens zahlten 
die Reichen eh schon genug Steuern, 
zweitens würde dies den „Normalbür¬ 
ger“ zusätzlich belasten und drittens 
könne der Staat sowieso nicht mit Geld 
umgehen, also: Finger weg! Natürlich 
kein Wort zur aktuellen Verteilung des 
Reichtums und zur anhaltenden Um¬ 
verteilung zugunsten von Kapitalein¬ 
künften und hohen Einkommen. 

In einer Erwiderung auf den Nach¬ 
denkseiten ( www.nachdenkseiten . 
de) schreibt Wolfgang Lieb hierzu: 
„Mit den rot-grünen Steuerreformen 
von 1999 bis 2005 wurde der Spitzen¬ 
steuersatz auf die Einkommen von 
53 auf 42 % gesenkt. Erst seit 2007 gilt 
für zu versteuernde Einkommen ab 
250 000 Euro (für Ledige) mit 45 % 
wieder ein etwas erhöhter Steuersatz. 
Die Steuerschuld für Steuerzahler mit 
sehr hohem Einkommen liegt jeden¬ 
falls deutlich niedriger als zu Helmut 
Kohls Regierungszeiten.“ Gleichzeitig 
weist er auf den noch größeren Skan¬ 
dal hin: „Man sollte sich das einmal vor 
Augen halten, die Körperschaftssteu¬ 
er (15 634 Mio. Euro), also die Steuer 
auf das Einkommen von juristischen 
Personen, in der Regel also von Un¬ 
ternehmen liegt etwas über den Steu¬ 
ereinnahmen für die Tabaksteuer (14 
414 Mio. Euro).“ Gerade mal 2,7 % tra¬ 
gen Unternehmen am gesamten Steu¬ 
eraufkommen. 

Nachdem sich die SPD anschickt, dieses 
Thema für den Bundestagswahlkampf 
zu entdecken und nun ein Reichensteu- 
erchen von einem Prozent auf Vermö¬ 
gen über zwei Mio. EUR (für Verhei¬ 
ratete ab vier Mio.) fordert, musste sich 
im Sommerloch auch das Bundesminis¬ 
terium für Finanzen äußern. Schäubles 
Ministerium steht in einem Positions¬ 
papier der Bildzeitung in nichts nach, 
fast scheint es sich um eine Zweitver¬ 



öffentlichung zu handeln. So zahle das 
reichste Prozent der Steuerpflichtigen 
in Deutschland bereits fast ein Viertel 
der gesamten Einkommensteuer. Auf 
die oberen zehn Prozent entfielen mit 
54,6 Prozent über die Hälfte des gesam¬ 


überhaupt keine 

Einkommensteuer 

zahle. 

Diese Argumenta¬ 
tion ist an zynischer 
Verachtung der Sor¬ 
gen und Nöte wach¬ 
sender Teile der 
Bevölkerung nicht 
mehr zu überbie¬ 
ten. Weil ein Drit¬ 
tel der Menschen 
in Deutschland zu 
arm ist, um über¬ 
haupt noch Ein¬ 
kommensteuer zah¬ 
len zu können und 
die Reichen so reich 
sind, dass die weni¬ 
gen Steuern, die sie 
noch zahlen, bereits 
einen großen Anteil 
am gesamten Auf¬ 
kommen ausmacht, 
sei das Steuersys¬ 
tem gerecht. Besser 
kann man den Klas¬ 
senkampf von oben 
ideologisch kaum 
führen. 

Aber dieses Pro¬ 
pagandafeuerwerk 
kann die andau¬ 
ernde Veränderung 
im Bewusstsein der 
meisten Menschen 
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ten Steueraufkommens. Die Belastung 
der Wohlhabenden in Deutschland sei 
damit bereits recht hoch, so Schäubles 
Ministerium. Und weiter argumentie¬ 
ren die Verteidiger des Reichtums, dass 
rund ein Drittel der Steuerpflichtigen 


nicht aufhalten, die 
mehr und mehr der 
Brechtschen Auf¬ 
fassung im Gedicht 
vom armen und rei¬ 
chen Mann zunei¬ 
gen. Nicht umsonst 
versucht Gabriel 
nun auf diesen Zug 
aufzuspringen und 
sich in gewohnter 
SPD-Manier an die 
Spitze der Bewe¬ 
gung zu stellen, um 
Wähler einzusam¬ 
meln und aus seiner 
Sicht schlimmeres, 
also eine grundsätz¬ 
liche Veränderung zu verhindern. 

Das Bündnis „umfairteilen - Reich¬ 
tum besteuern“ ( www.umfairteilen.de ) 
bereitet für den 29. September einen 
bundesweiten Aktionstag vor. Sie for¬ 
dern die Wiedereinführung einer Ver¬ 


mögenssteuer sowie einer einmaligen 
Vermögensabgabe. Steuerflucht und 
Steueroasen sollen bekämpft und Fi¬ 
nanzmarktgeschäfte besteuert wer¬ 
den. Diese Initiative, die vor allem von 
Gewerkschaften, attac und Sozialver¬ 
bänden getragen wird, macht nun auch 
dringend notwendigen außerparlamen¬ 
tarischen Druck auf Schäuble und Co. 
Verstärkt wird der Druck noch da¬ 
durch, dass in Frankreich die ersten 
Maßnahmen der neuen sozialdemo¬ 
kratisch geführten Regierung eine 
Reichensteuer umfasst. Diese soll ei¬ 
nen Spitzensteuersatz von 75 Prozent 
für Einkommensmillionäre, eine er¬ 
höhte Erbschaft- und steigende Ver¬ 
mögensteuer beinhalten. Doch der 
Blick nach Frankreich zeigt auch, dass 
die Krise nicht allein durch nationale 
Steuersysteme im Sinne der arbeiten¬ 
den Menschen zu bewältigen ist. Die 
Steuerflucht aus Frankreich ist in den 
letzten Wochen laut „Süddeutsche 
Zeitung“ sprunghaft angestiegen. Dies 
verweist auf den eingangs erwähnten 
eigentlichen gesellschaftlichen Skan¬ 
dal einer Gesellschaft, die die Unter¬ 
nehmensprofite weitestgehend unge¬ 
schoren lässt. Also genau dort, wo der 
Mehrwert als Quelle des Reichtums 
durch die arbeitenden Menschen ent¬ 
steht, wird nicht besteuert. Die Schrö¬ 
derregierung hat es geschafft, diesen 
Missstand auf die Spitze zu treiben. 
Sie hat die gesetzlichen Grundlagen ge¬ 
schaffen, die VW den Kauf von Porsche 
erlaubt, ohne auch nur einen Cent an 
den Fiskus zu bezahlen, während jede 
Hartz-IV-Empfängerin sieben Prozent 
für den Brotlaib blechen muss. 

Die Losung der DKP „Der Mensch 
geht vor Profit“ passt also auch in die 
aktuelle Steuerdebatte. Wer die Krisen¬ 
ursachen an der Wurzel packen will, 
kann sich nicht an der Eigentumsfrage 
vorbeimogeln. Das Finanzkapital, also 
die Verschmelzung von Industriemo¬ 
nopolen, Banken und Versicherungen, 
muss als Ganzes bearbeitet, gebändigt 
und entmachtet werden. Eine Verge¬ 
sellschaftung unter demokratischer 
Kontrolle schafft auch den direkten 
Zugriff auf die Quellen des Reichtums 
und kann den Weg zu einer Überwin¬ 
dung der kapitalistischen Ausbeuterge¬ 
sellschaft öffnen. 

Thomas Hagenhofer 


Gauck wurde „Ehrenbürger” der Stadt Rostock ... 


... gegen den Willen vieler 


Am 9. August verlieh die untertänige 
Mehrheit der Bürgerschaft Rostocks 
dem sichtlich gerührten Bundesprä¬ 
sidenten und Antikommunisten Jo¬ 
achim Gauck die Ehrenbürgerschaft 
der Stadt. Der 72-Jährige erhielt die 
Auszeichnung für „außergewöhnliche 
Verdienste für die Demokratie, Frei¬ 
heit und Gerechtigkeit’.’ In der Be¬ 
gründung hieß es auch, Gauck habe In 
der „friedlichen Revolution von 1989” 
als evangelischer Pastor in Rostock 


„eine tragende Rolle im Protest gegen 
die Unterdrückung in der DDR” über¬ 
nommen. 

Gewürdigt wurde auch seine Tätigkeit 
als Leiter der „Stasi-Unterlagenbehör¬ 
de” in Berlin. 

Gauck war, wie schon erwähnt, ge¬ 
rührt, bedankte sich und stellte sich 
anschließend jeder Kamera. Danach 
eröffnete er, wahrscheinlich auch we¬ 
gen der vielen schönen Fotos eines 
glücklich dreinschauenden Bundes¬ 


präsidenten, mit vier Glockenschlägen 
die „Hanse-Sail’.’ Diese ist allerdings 
nur ein - in diesem Jahr aufgrund der 
Olympiade in London zudem sehr 
„abgespecktes” - völlig unpolitisches 
Treffen von Groß- und Traditionsseg¬ 
lern und hat gewiss nichts mehr mit 
den früheren, auf Verständigung und 
ein friedliches Miteinander ausgerich¬ 
teten Ostseewochen der Anliegerstaa¬ 
ten zu tun ... 

Die „Mehrheitsentscheidung” der Ros¬ 
tocker Bürgerschaft, Gauck zum Eh¬ 
renbürger zu ernennen, ist jedoch eine 
Farce. 

Nicht nur, weil nur 25 Vertreter für die 
Ehrenbürgerschaft stimmten. Am Tag 
der Abstimmung waren von den 53 
Bürgerschaftsabgeordneten nur 41 an¬ 
wesend, 40 beteiligten sich an der Ab¬ 
stimmung. Die Fraktion der Partei „Die 
Linke” stimmte geschlossen dagegen. 
Die Entscheidung erfolgte auch gegen 
den Willen vieler Bürgerinnen und 
Bürger der Stadt. 57 Prozent hatten 
bei einer Umfrage der „Ostseezeitung” 
gegen einen “Ehrenbürger Gauck” vo¬ 
tiert. Sehr kritisch hatten zuvor vie¬ 
le Rostockerinnen und Rostocker die 
Wahl Gaucks zum Bundespräsidenten 
So schön war es dieses Jahr wohl nicht 
... - Hanse Sail, Warnemünde 2010 



begleitet. Gauck war vor 1989 weder 
ein „Bürgerrechtler” noch hat er - so 
die Meinung vieler - nach 1990 die Bür¬ 
gerrechte in den neuen Bundesländern 
verteidigt. 

Bereits im April hatte die Fraktion der 
Partei „Die Linke” gegen den Antrag 
zur Ehrenbürgerschaft Stellung ge¬ 
nommen. Man sehe „keine außerge¬ 
wöhnlichen oder bleibenden Verdiens¬ 
te Gaucks für die Stadt’.’ Steffen Bock¬ 
hahn, Bundestagsabgeordneter der 
Partei und Mitglied der Bürgerschaft, 
steht auch jetzt zu dieser Aussage und 
zur Entscheidung seiner Fraktion. 


Dabei hätte er allerdings den Unterta¬ 
nengeist und die Schleimerei der Mehr¬ 
heit in den CDU-, SPD- und Bündnis- 
grünen-Fraktionen im Stadtparlament 
durchaus benennen und sich mit Gauck 
auch inhaltlich kritisch auseinanderset¬ 
zen können. 

Gauck hatte in seiner Dankesrede in 
Rostock nämlich unter anderem gefor¬ 
dert, mehr Mut zur Demokratie zu wa¬ 
gen. Die, die das heute aber tatsächlich 
wagen, werden - wie vor 20 Jahren im 
Zusammenhang mit den Protesten ge¬ 
gen die rassistischen Ausschreitungen 
in Rostock-Lichtenhagen, als Polizei¬ 
kräfte beispielsweise Berliner Antifa¬ 
schistinnen und Antifaschisten für viele 
Stunden auf der Autobahn aufhielten - 
behindert oder gar kriminalisiert. 

Der Heuchler Gauck fordert trotzdem 
gerade von den Jungen: „Traut euch 
zu, ein Bürger zu sein!” Mit Blick auf 
1989/90 erklärte der Herr Bundesprä¬ 
sident schwülstig: „Wir wissen, wie man 
Drachen erlegt. Ohne Angst der Vielen 
keine Macht der Drachen.” Die Demo¬ 
kratie sei “nie am Ziel’,’ so Gauck. Sie 
müsse sich immer wieder verändern. 
„Wir lieben sie, weil sie uns den Raum 
gibt, wir selbst zu sein.” 

Oh je. Aber das mit dem „Drachen” ist 
aus heutiger Sicht - auch wenn Herr 
Gauck dies sicher ganz anders meint - 
durchaus überlegenswert... 

Nina Hager 
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Auf dem rechten Auge blind 

Kriminell: Geheimdienste machen weiter so! 



Nicht nur im Inland umtriebig: Bundesinnenminister Hans Peter Friedrich (CSU) 
in Mazar-e-Sharif bei der Eröffnung einer Außenstelle der Polizeiakademie 
Kabul. 


I n den letzten Monaten sind die 
„deutschen Sicherheitsbehörden“ in 
Verruf geraten. Insbesondere waren 
es die bekannten Vorgänge in den Ver¬ 
fassungsschutzämtern. 

Diese Vorgänge haben auch die ande¬ 
ren Geheimdienstbehörden erfasst. Es 
wurde in der Öffentlichkeit von einer 
großen Vertrauenskrise in diese Äm¬ 
ter gesprochen. Es gab Rücktritte und 
Absetzungen. „Neue“ - in Wirklichkeit 
„alte“ - Leute wurden berufen. Denn 
Letztere kommen alle aus dem Hause 
des Innenministers. 

Es ist eine erschreckend große, größten¬ 
teils verdeckt arbeitende Armee, die - 
wie sich zeigte - weniger zum Schutz 
der verfassungsmäßigen Ordnung, wie 
es das Grundgesetz festlegt, als mehr 
zum Schutz der „freiheitlich-demo¬ 
kratischen Grundordnung“, wie es die 
gegenwärtig Herrschenden verstehen, 
operiert. Da ist erstens das Bundeskri¬ 
minalamt (BKA), dessen 5 500 Mit¬ 
arbeiter bei „länderüberschreitenden 
Verbrechen“ (Terrorismus, Falschgeld, 
Waffen- und Drogenhandel) zuständig 
sind. Da gibt es zum zweiten die Bun¬ 
despolizei (BPol) mit rund 40 000 Mit¬ 
arbeitern, die die Grenzen schützen sol¬ 
len und für Bahn- und Flughafensicher¬ 
heit sowie für die berüchtigte GSG9 
zuständig ist. Und drittens ist da das 
Bundesamt für Verfassungsschutz mit 
2 700 Mitarbeitern, die im Lande Er¬ 
kenntnisse über Links- und Rechtsex¬ 
tremismus, Islamisten und andere Ex¬ 
tremisten sammeln sollen. Den Innen¬ 
ministern der Bundesländer sind zum 
einen die Landeskriminalämter (LKA) 
und die Landesämter für Verfassungs¬ 
schutz unterstellt. Diese drei Behörden 
unterstehen dem Innenminister. Zehn¬ 
tausende Geheimdienstler sind also tä¬ 
tig, um die „freiheitlich-demokratische 
Grundordnung“ zu sichern und zu ret¬ 
ten. Hinzu kommt der Bundesnach¬ 
richtendienst (BND) mit 6 000 Mit¬ 
arbeitern, der gegenwärtig aktuell mit 
dem Land Syrien, der Beseitigung des 
Assad-Regimes und der Installierung 
von Statthaltern der USA und der EU 
beschäftigt ist, der dem Bundeskanzler¬ 
amt untersteht. Und schließlich gibt es 
den unseligen Militärischen Abschirm¬ 
dienst (MAD) mit 1 200 Mitarbeitern, 
der im Aufträge des Kriegsministeri¬ 
ums arbeitet. 

All diese treuen Staatsdiener sind nun 
im Zusammenhang mit den Vorgängen 
um die NSU-Terrorgruppe in Verruf ge¬ 
raten, weil zumindest die Kriminaläm¬ 
ter und die Bundespolizei zusammen 
mit den Verfassungsschützern völlig 
versagt haben. Pleiten, Pech und Pan¬ 
nen - so hieß das Motto ihrer unheil¬ 
vollen Zusammenarbeit. Da sah sich 
der noch vor einigen Wochen hochqua¬ 
lifizierte Verfassungsschutzpräsident 
Fromm veranlasst, von seinem Amt 
zurückzutreten, weil ihn seine eigenen 
Leute hintergangen hatten und angeb¬ 


lich hinter seinem Rücken NSU-Ak¬ 
ten schreddern ließen. An seine Stelle 
rückte nun Hans-Georg Maaßen, der 
im Innenministerium Karriere machte. 
Der neue Präsident sei - so schwelgte 
Minister Friedrich - ein „hervorragen¬ 
der Mann“, „hochqualifiziert“ für die 
neue Aufgabe und genieße im Minis¬ 
terium einen „hervorragenden Ruf“. 
Zuletzt war er im Innenministerium 
Unterabteilungsleiter für Terrorismus¬ 
bekämpfung. Und ausgerechnet der 
soll jetzt den Verfassungsschutz neu 
ausrichten und ihm „ein neues Leit¬ 
bild, das geprägt ist von Transparenz, 
Offenheit und Kooperation“ verpassen. 
Welch ein Widersinn: Was kann dieser 
Verfassungsschutz mit Transparenz und 
Offenheit zu tun haben? 

Auch bei der Bundespolizei spielte der 
Minister öffentlich entschlossenes Han¬ 
deln vor. Ohne Angabe von Gründen - 
ein Minister darf das jederzeit - wech¬ 
selte er am 1. August die komplette 
Führungsspitze aus, der Präsident und 
seine beiden Stellvertreter mussten ge¬ 
hen. Grund für den Personalwechsel sei 
unter anderem ein gestörtes Vertrau¬ 
ensverhältnis. Es gebe Unmut, dass 
wiederholt Interna aus der Behörde 
an die Öffentlichkeit gelangt seien. Der 
Präsident habe die internen Konflikte 
nicht in den Griff bekommen, hieß es. 
Der neue Mann, Ministerialrat Dieter 
Romann, wurde im Innenministerium 
rekrutiert. Er war dort Abteilungsleiter 
im Referat „Ausländerterrorismus und 
-extremismus“. Seine beiden Stellver¬ 
treter wurden Jürgen Schubert, bisher 


Inspekteur der Bereitschaftspolizeien 
der Länder, und Ministerialrat Franz 
Palm aus dem Innenministerium. 

Gesucht wird gegenwärtig noch ein 
neuer BKA-Chef, denn für den seit 
2004 amtierenden Präsidenten Jörg 
Ziercke wurde noch kein Nachfolger 
gefunden. „Er genießt ungeachtet sei¬ 
ner SPD-Mitgliedschaft bei den Sicher¬ 
heitspolitikern aller Parteien hohes An¬ 
sehen und wird auch von Friedrich ge¬ 
schätzt“, war in einer Zeitung zu lesen. 
Schließlich: Auch der Bundesnachrich¬ 
tendienst bekam mit Ministerialdirek¬ 
tor Gerhard Schindler, natürlich aus 
dem Hause des Innenministeriums, ei¬ 
nen neuen Chef. Schindler will die Ar¬ 
beit seiner Behörde auf die wichtigsten 
Regionen der Welt konzentrieren. Der 
BND solle auf „klare Schwerpunkte 
wie zum Beispiel Syrien und Afghanis¬ 
tan“ orientieren. Für ihn gelte das Prin¬ 
zip: „Lieber etwas richtig machen und 
dafür einiges vernachlässigen, als alles 
machen zu wollen und dann nur halb.“ 

Wie wir wissen: Die bundesdeutschen 
Geheimdienste haben allesamt eine 
unrühmliche Geschichte. Und auch 
gegenwärtig tragen sie wenig zur Of¬ 
fenheit und Toleranz, zum Frieden 
und zur Demokratie bei. Das meinen 
nicht nur ausgemachte Linke, sondern 
drückt sich im Vertrauensschwund vie¬ 
ler in diese Institutionen aus. Die all¬ 
gemeine neue Erkenntnis ist: Auf dem 
rechten Auge blind - so sehen das vie¬ 
le Bürgerinnen und Bürger. Deutliche 
Worte hat Heribert Prantl in der Süd¬ 


deutschen Zeitung über den „Inlands¬ 
geheimdienst“ namens Verfassungs¬ 
schutz im Zusammenhang mit dem 
NSU-Skandal gewählt: „Entweder er 
hat von den Neonazi-Morden nichts ge¬ 
wusst - dann ist er überflüssig. Oder er 
hat davon gewusst und nichts dagegen 
getan - dann ist er gefährlich.“ 

★ 

Nun wissen wir Kommunisten, dass laut 
Grundgesetz „das weltanschauliche 
Bekenntnis unverletzlich ist“ (Artikel 4 
GG). Aber dass Kommunisten in die¬ 
sem Land, in dem die Staatsdoktrin An¬ 
tikommunismus ist, diskriminiert, abge¬ 
hört und observiert werden, gehört zu 
unseren Alltagserfahrungen. Dennoch 
war ich verblüfft bei meiner Recherche 
auf der Internet-Startseite Bundespo¬ 
lizei auf eine mehrzeilige Mitteilung 
zu stoßen, in der es u.a. heißt: „Aus Si¬ 
cherheitsgründen wurde Ihr Computer 
vom Bundesamt für Sicherheit und In¬ 
formationstechnik gesperrt... Alle Da¬ 
teien auf Ihrem Computer wurden mit 
dem sicheren AES 256 Bit-Verfahren 
verschlüsselt und damit als Beweise be¬ 
schlagnahmt um weitere Straftaten Ih¬ 
rerseits zu unterbinden ...“ Nach einer 
Umfrage unter Freunden und Bekann¬ 
ten konnte ich feststellen, dass auch an¬ 
dere DKP-Mitglieder dieser Observie- 
rung unterliegen. So sieht sie halt aus: 
Reale Demokratie in der „freiheitlich¬ 
demokratischen Grundordnung“. 

Rolf Priemer 


Forderungen der DKP 

Wir rufen dazu auf, politische 

Grundrechte zu verteidigen. 

Schluss mit 

★ dem Überwachungsstaat und 
dem Ausbau der Repression! 

★ der Kriminalisierung von Men¬ 
schen, die wie in Stuttgart oder 
im Wendland ihre Rechte ein¬ 
fordern, die wie in Frankfurt am 
Main berechtigte Proteste ge¬ 
gen die Großbanken und Finanz¬ 
märkte auf die Straße bringen! 

★ derVerfolgung und Kriminalisie¬ 
rung von Antifaschistinnen und 
Antifaschisten! Antifaschistische 
Initiativen fördern und stärken! 

Wir fordern: 

★ Verfassungsschutz auflösen! 

★ Schluss mit der staatlichen Dul- 
dungvon Rassismus und Faschis¬ 
mus! 

★ das Verbot der NPD und ihrer 
Tarnorganisationen gemäß Ar¬ 
tikel 139 Grundgesetz durchzu¬ 
setzen! 

★ Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen! 

(Aus dem Antrag des Parteivorstan¬ 
des „Antworten der DKP auf die 

Krise“) 


Es wird verharmlost 
und vertuscht 

Wie jetzt auch breiterer Öffentlichkeit 
bekannt wurde, hat offenbar die NPD 
in einem kleinen Ort nicht weit von 
Hof, in Unterhartmannsreuth, eine ehe¬ 
malige Schule mit sehr großem Grund¬ 
stück von einer 25-Jährigen, die eigens 
aus Schleswig-Holstein in die Region 
gezogen ist, erwerben lassen. 

Diese hat binnen kurzer Zeit dort eine 
Lizenz für ein Geschäft erhalten. An¬ 
wohnern fiel auf, dass sie Besuch von 
dem einschlägig bekannten Liederma¬ 
cher Rennicke bekam. Gemeinde und 
Landrat beteuern, sie hätten all das 
nicht verhindern können. 

Die Vorstände der VVN-BdA Hof- 
Wunsiedel fragten in einer Presseerklä¬ 
rung, wem aus den örtlichen Behörden 
wann welche Informationen bekannt 
wurden. Die Informationen wurden vor 
der Öffentlichkeit verborgen. 

„Am 7. April 2012 - Ostersamstag - ga¬ 
ben sich die Neonazis auf dem Regnitz- 
losauer Postplatz die Ehre und wurden 
von vielen Gegendemonstranten emp¬ 
fangen. Wusste man da schon etwas von 
Unterhartmannsreuth? 

Was war vor dem 1. Mai 2012 be¬ 
kannt? - Zur Erinnerung: da gab es ei¬ 
nen Nazi-Aufmarsch in Hof und eine 
prachtvolle Gegendemonstration u.a. 
mit Herrn Bundesinnenminister Dr. 
Hans Peter Friedrich! 

Was wusste man vor dem 9. Juni 2012? 
An diesem Tag trafen sich in Oberprex 
Menschen mit rechtsextremer Welt¬ 
anschauung mit Gleichgesinnten aus 
Tschechien zum munteren Gedanken¬ 
austausch mit Musik, und an der Reg- 
nitzlosauer Kirche wurde nach einer 
Gedenkandacht ein großes Transparent 
mit der Aussteigeradresse www.ausstei- 
gerhilfe.de zerstört. 

Was bedeutet es für unsere Region, 
wenn sich Menschen mit rechtsextre¬ 
mer Gesinnung hier Immobilien kau¬ 
fen? (...) Es bedeutet in erster Linie, 
dass sie sich hier sicher fühlen, dass sie 
akzeptiert werden, wenn sie sich „höf¬ 
lich und hilfsbereit“ verhalten und sich 
„sehr zugänglich“ präsentieren. Alles 
das gehört aber zur Strategie der Neo¬ 
nazis. 

(...) Fazit: nach dem Desaster mit der 
NSU = Nationalsozialistischer Unter¬ 
grund, die zehn Jahre lang mordend 
durchs Land zogen ohne auch nur ver¬ 
dächtigt zu werden, ist man jetzt dabei, 
einer Region den braunen Stempel auf¬ 
drücken zu lassen. Dies geschieht abso¬ 
lut verharmlosend. Für die Opfer des 
NS-Regimes muss es als äußerst her¬ 
abwürdigend angesehen werden. (...) 
Wenn man dann noch die Bevölke¬ 
rung mit beschwichtigenden Äußerun¬ 
gen zu beruhigen versucht - „Unter¬ 
hartmannsreuth ist nicht Oberprex“ -, 
braucht man sich nicht wundern, wenn 
bald weitere Häuser eine eindeutige 
Flagge auf dem Dach haben.“ 


Keine Hinterbliebenenrente 
für die Witwe 

Totem KZ-Häftling Gesundheitsschäden aberkannt 


Wie kann ein toter ehemaliger KZ- 
Häftling beweisen, dass er an den Fol¬ 
gen der KZ-Haft erkrankt und ge¬ 
storben ist? Gar nicht. Seine an Krebs 
erkrankte Witwe Eva B. bekommt des¬ 
halb auch keine Hinterbliebenenrente. 
Dies ist das Ergebnis eines Prozesses 
vor der 27. Zivilkammer des Landge¬ 
richts Düsseldorf. 

Anton B. war als Sinto seit 1943 in den 
Konzentrationslagern Auschwitz und 
Buchenwald inhaftiert und musste 
Zwangsarbeit leisten. Zehn Geschwis¬ 
ter und sein Vater wurden ermordet. 
1957 wurden seine Gesundheitsschä¬ 
den, insbesondere seine Herzerkran¬ 
kung, als Folge der Haft anerkannt, so 
dass ihm eine lebenslange Opferrente 
zugesprochen wurde. 2009 starb Anton 
B. im Alter von 84 Jahren an einer Lun¬ 
genarterienembolie, nachdem ihm zwei 


Wochen zuvor ein Herzschrittmacher 
eingesetzt worden war. Der Antrag sei¬ 
ner Witwe auf eine Hinterbliebenen¬ 
rente wurde jedoch abgelehnt, da über 
50 Jahre nach dem Rentenbescheid die 
Herzerkrankung nicht mehr als „ver¬ 
folgungsbedingt“ anerkannt wurde. Die 
Rente sei ein „Falschanerkenntnis“ ge¬ 
wesen. 

Die Bezirksregierung Düsseldorf, die 
durch die Regierungspräsidentin An¬ 
nemarie Lütkes (Bündnis 90/Grüne) 
bei dem Verfahren vertreten wurde, 
ging offensichtlich davon aus, dass KZ- 
Häftlinge auch ohne Gesundheitsschä¬ 
den ein Konzentrationslager überleben 
konnten. „Es sei nicht mit der erforder¬ 
lichen überwiegenden Wahrscheinlich¬ 
keit davon auszugehen, dass der Tod 
des Ehemannes der Klägerin auf ei¬ 
ner durch die Verfolgung beruhenden 


Schädigung seines Körpers oder seiner 
Gesundheit beruhe“, informierte das 
Landgericht Düsseldorf in einer Pres¬ 
semitteilung. Das Land NRW war da¬ 
her nicht bereit, die Hinterbliebenen¬ 
rente von 900 Euro nach dem Bundes¬ 
entschädigungsgesetz zu überweisen. 
Angesichts der mangelnden Beweisfä¬ 
higkeit des toten Anton B. einigten sich 
die Parteien vorbehaltlich auf einen 
Vergleich: Die Witwe bekommt eine 
monatlich Beihilfe von 600 Euro. Das 
Land NRW übernimmt - ebenfalls mit 
Vorbehalt - die zukünftigen Kosten der 
Krankenversorgung von Eva B. 
Romani Rose, Vorsitzender des Zen¬ 
tralrates der Sinti und Roma, der an 
dem Prozess als Beobachter teilnahm, 
sprach von einer „zynischen Missach¬ 
tung der Opfer gegenüber den Tätern“. 
Bei einer Mahnwache vor dem Land¬ 
gericht war auch von der VVN daran 
erinnert worden, dass Opfer und Täter 
ungleich behandelt werden, denn die 
Witwen von NS-Größen wie Heydrich 
und Freisler bekamen ihre stattlichen 
Renten. Uwe Koopmann 


Falsches Foto 


Durch ein technisches Versehen wurde in der vergangenen Ausgabe der UZ auf 
Seite 4 im Artikel von Uwe Koopmann das Foto vertauscht. Wir bitten um Ent¬ 
schuldigung. 



„Alte Kameraden“ demonstrierten mit ihren Fahnen für das Recht auf 
„Deutsche Heimat“. 
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Getreide wird teurer 

Die Kosten für Lebensmittel ziehen 
weltweit wieder an: Nach drei Mona¬ 
ten des Rückgangs stiegen die Preise 
im Juli um sechs Prozent. Besonders 
betroffen waren Getreide und Zucker, 
wie die Spezialorganisation für Ernäh¬ 
rung und Landwirtschaft der Verein¬ 
ten Nationen (FAO) in Paris mitteil¬ 
te. Bisher lagen die Lebensmittelprei¬ 
se im Durchschnitt deutlich unter den 
Rekordmarken vom Februar 2011. Die 
Ernteaussichten für Mais in den USA 
haben sich wegen der anhaltenden 
Dürre und Hitze so sehr verschlech¬ 
tert, dass die Preise im Juni um 23 Pro¬ 
zent anstiegen. Die Kosten für Weizen 
schossen wegen schlechter Ernteaus¬ 
sichten in Russland um 19 Prozent in 
die Höhe. 


Gewerkschafter 
machen mobil 

Mit einer Repressionswelle reagiert der 
spanische Staat auf Protestaktionen der 
Andalusischen Arbeitergewerkschaft 
(SAT) gegen die Krisen- und Sozialab¬ 
baupolitik der Machthaber in Madrid. 
So halten mehrere Hundert Landar¬ 
beiter seit Ende Juli eine Finca besetzt, 
die dem spanischen Verteidigungsmi¬ 
nisterium gehört, jedoch weitgehend 
brachliegt. Wenige Tage später besetz¬ 
ten Aktivisten der SAT symbolisch 
zahlreiche Arbeitsämter, um gegen die 
hohe Erwerbslosigkeit zu protestieren. 
Und am 7. August „beschlagnahmten“ 
Hunderte Mitglieder der SAT in zwei 
Supermärkten Lebensmittel, um diese 
an hungernde Arme zu verteilen. We¬ 
gen dieser Aktionen hat der spanische 
Innenminister Haftbefehle angeordnet. 
Mehrere Gewerkschafter wurden vor¬ 
übergehend festgenommen. 


Philippinen unterWasser 

Wer am letzten Wochenende Freunde 
und Genossen der Sozialistischen Par¬ 
tei der Philippinen, der Partido Lakas 
ng Masa (Partei der werktätigen Mas¬ 
sen, PLM) anrief, ereichte sie meist 
beim Verteilen von Lebensmitteln in 
den Slums und Proletariervierteln Ma¬ 
nilas. Dort wurden die Menschen vom 
Taifun „Haikui“ am heftigsten getrof¬ 
fen. Mehr als 80 Menschen sind in den 
Regenmassen ertrunken. Das riesige 
Areal der rund 7 000 philippinischen 
Inseln, umgeben von den Wassermas¬ 
sen des Pazifik, des Südchinesischen 
Meeres und der Celebessee, liegt in 
einer Wetterküche. Stürme und aus¬ 
gedehnte Monsunregen gehören dort 
immer schon zu den natürlichen Be¬ 
dingungen. Seit einigen Jahren aber 
bricht die Zerstörungskraft der Taifu¬ 
ne alle Rekorde. Die Auswirkungen 
des Klimawandels haben die Philippi¬ 
nen, eines der ärmsten und korruptes¬ 
ten Länder Südostasiens, erreicht. Die 
PLM kämpft für strategische Investi¬ 
tionen in die lokale Infrastruktur und 
für den öffentlichen Wohnungsbau. Die 
Philippinen brauchen Kanäle und Re¬ 
servebecken. Millionen von Menschen 
in den Slums müssen endlich in siche¬ 
ren Wohnungen leben können. Unter 
Einbeziehung von Einwohnerkomitees 
ist es erforderlich, schnell einen Zivil¬ 
schutz aufzubauen, denn die nächsten 
Taifune werden kommen. 

Während der Überschwemmungen 
zeigte sich, dass die Regierung unter 
Benigno Aquino ungenügend auf die 
Flut vorbereitet war. Warum klappt 
das Katastrophenmanagement in 
Kuba besser als bei uns, fragten phil¬ 
ippinische Zeitungen? In Manila fehl¬ 
ten Boote, um Essen und Wasser in 
die armen Stadtteile zu transportieren. 
Wichtige Medikamente, z.B. gegen 
die gefährliche Leptospirose, wurden 
schlagartig zu Wucherpreisen gehan¬ 
delt, ohne dass die Regierung dagegen 
vorging. Nun sollen Teile der Slums 
abgerissen werden, aber ihre Bewoh¬ 
ner wissen nicht, wo sie weiter wohnen 
können. Die „Trapos“ die traditionel¬ 
len Politiker - sie wollen nicht und kön¬ 
nen nicht für das Volk da sein, stellte 
die PLM in einer Erklärung fest. 

Gunter Willing 



Ausverkauf ohne Hemmnisse 


Griechenland vor neuer Privatisierungs- und Entlassungswelle 


D erzeit wird den Griechen tröpf¬ 
chenweise bekanntgegeben, 
worauf sich die Regierung von 
Konservativen, Sozialdemokraten und 
Linksdemokraten Anfang August mit 
den Kontrolleuren der „Troika“ von 
EU, EZB und IWF geeinigt hat: auf ein 
weiteres Ausgabenkürzungs- und Pri¬ 
vatisierungsprogramm über insgesamt 
11,5 Milliarden Euro. 

Die Troika-Kontrolleure hatten nach 
dem Abschluss ihres letzten Kontroll- 
besuchs in Athen am 5. August ver¬ 
kündet, dass es „produktive Diskussio¬ 
nen“ und „Übereinstimmung über die 
Notwendigkeit, die Anstrengungen zu 
verstärken“ mit der griechischen Re¬ 
gierung gegeben habe. Im September 
wollen die Troika-Kontrolleure erneut 
nach Athen kommen, um zu prüfen, 
was die Regierung inzwischen davon 
in Gang gebracht hat. Davon wird ab¬ 
hängig gemacht, wie der Troika-Bericht 
an die EU- und IWF-Entscheidungs- 
gremien im September aussehen wird. 
Eine positive Bewertung der Troika 
ist Voraussetzung für die Auszahlung 
der nächsten Tranche aus dem EU- 
„Rettungsschirm“ an Griechenland 
zur Bezahlung fällig werdender Kre¬ 
dite von in- und ausländischen Ban¬ 
ken und Finanzkonzernen und der da¬ 


bei aufgelaufenen Zinsen. Andernfalls 
müsse der griechische Staat seine Zah¬ 
lungsunfähigkeit erklären. 

Um dies zu vermeiden, werden jetzt of¬ 
fenbar von der griechischen Regierung 
alle Hebel in Bewegung gesetzt, um 
die Troika zufriedenzustellen. Als Ers¬ 
tes gab Finanzminister Stournaras am 
6. August bekannt, dass in Kürze ein 
neues Gesetz im Parlament beschlos¬ 
sen werden soll, das derzeit noch be¬ 
stehende „Hindernisse“ für die Privati¬ 
sierung öffentlicher Unternehmen be¬ 
seitigt. Damit würden Verwaltungsakte 
zur Erleichterung von Privatisierungen 
legitimiert. 

Laut Angaben der griechischen Nach¬ 
richtenagentur ANA gehören zu den 
zehn ersten Unternehmen, die neu zur 
Privatisierung vorgesehen werden, der 
ehemalige Flughafen „Hellenikon“ in 
Athen, die Gas-Vertriebsunternehmen 
DEPA und DESFA, das für die Olym¬ 
piade 2004 geschaffene Olympische 
Pressezentrum sowie 48 weitere Immo¬ 
bilien, die sich derzeit noch in öffentli¬ 
cher Hand befinden, ferner die staatli¬ 
che Lotterie und der staatliche Anteil 
an dem Sportwettenanbieter OPAK. 
Die Landwirtschaftsbank ATE wurde 
bereits in zwei Teile zerlegt und der ge¬ 
sunde Teil für 95 Millionen Euro an die 


Bank von Piräus verkauft. Vorgesehen 
ist ferner die Privatisierung der Eisen¬ 
bahnen, der Elektrizitätsgesellschaft 
DIE und der Sparkassen. 

Am 9. August wurde aus Regierungs¬ 
quellen bekanntgegeben, dass neben 
dem Privatisierungsprogramm auch 
das Programm zur Entlassung von 
Staatsbediensteten wieder aufgenom¬ 
men werden soll, das vor den Wahlen 
im Mai und Juni aus wohlüberlegten 
Gründen zeitweise eingestellt worden 
war. Demnach sollen in diesem und 
dem nächsten Jahr mindestens 40 000 
staatliche Angestellte in die „Arbeits¬ 
reserve“ versetzt werden, in der sie ein 
Jahr lang 40 Prozent ihres bisherigen 
Gehalts bekommen, bevor sie dann 
endgültig entlassen werden. 

Es fällt auf, dass in allen Berichten über 
die Ergebnisse des Troika-Kontrollbe- 
suchs in Athen nichts mehr zu hören ist 
von einer „Neuverhandlung“ der Spar¬ 
auflagen für Griechenland, obwohl alle 
drei derzeit an der Regierung beteilig¬ 
ten Parteien im Wahlkampf erklärt 
hatten, dass sie sich, wenn sie gewählt 
werden, um eine „Erleichterung“ bzw. 
„Streckung“ der Sparauflagen bei der 
EU bemühen werden. Dirk Grobe 


Krise kann sich auch lohnen 

Französische Großkonzerne machten beachtliche Gewinne 


Obwohl sich Frankreichs Wirtschaft 
derzeit am Rand einer neuen Rezes¬ 
sion bewegt und für den Herbst ein 
weiterer Rückgang der ökonomischen 
Kennziffern prognostiziert wird, mel¬ 
den die führenden französischen Kon¬ 
zerne im ersten Halbjahr 2012 durch¬ 
weg Gewinne. 

Von den 40 CAC-Unternehmen (CAC 
ist die Abkürzung für die Liste der 40 
führenden börsennotierten französi¬ 
schen Aktiengesellschaften, in etwa 
dem deutschen DAX vergleichbar) 
hatten bis Anfang August laut der 
französischen Wirtschaftszeitung „Les 
Echos“ 31 Unternehmen ihre Ergeb¬ 
nisse für das erste Halbjahr 2012 ver¬ 
öffentlicht. 29 davon, also die übergro¬ 
ße Mehrheit, meldeten, dass sie auch 
in dem wirtschaftlich schwierigen Um¬ 
feld der Krise beachtliche Gewinne 
gemacht haben. Ihre Gewinnsumme 
zusammengenommen erreichte zwar 
nicht ganz die Höhe von 2011. Doch 
immerhin 15 hatten trotz Krise sogar 
einen Gewinnzuwachs gegenüber dem 
Vorjahr zu verzeichnen. 

Spitzenreiter ist der französische Öl¬ 
konzern Total mit einem Halbjahres¬ 
gewinn von 5,3 Milliarden Euro, gefolgt 
von dem Finanzkonzern BNP Paribas 
mit 4,7 Mrd. Zu den größten Gewin¬ 


nern gehörte ferner der Pharma-Kon- 
zern Sanofi-Aventis mit einem Halb¬ 
jahresgewinn von 3 Mrd. und einem 
Gewinnplus von 35 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr. Es folgten der Strom¬ 
konzern EDF mit 2,8 Mrd., der Versi¬ 
cherungskonzern AXA mit 2,6 Mrd., 
der Energiekonzern GDF Suez mit 
2,3 Mrd. und France Telecom sowie 
der Luxusgütervertreiber LVMH mit 
je 1,7 Milliarden. Bezeichnend ist, dass 
auch LVMH, das Unternehmen, das 
sich mit dem Vertrieb von hochwerti¬ 
gen und teuren Luxuswaren wie Par¬ 
füm, Kosmetika, Champagner, Cognac, 
Wein, Lederwaren, Modeartikeln, Uh¬ 
ren usw. befasst, für das erste Halbjahr 
2012 ein Gewinnplus von 28 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen 
hatte. Bei den Reichen ist dafür offen¬ 
sichtlich Geld genug da. 

In der kommunistischen „Humanite“ 
hieß es dazu, die „Tricks“, mit denen 
sich die Spitzenreiter des CAC der 
Krise entziehen, seien „vielfältig, aber 
haben alle ein gemeinsames Ziel: Re¬ 
duzierung der Arbeitskosten (Druck 
auf die Löhne und Abbau von Ar¬ 
beitsplätzen), um die Rentabilität des 
Kapitals zu erhöhen“. Alle genannten 
Unternehmen seien außerdem dabei, 
ihre Investitionen in den USA, in den 


neu aufkommenden BRIC-Staaten und 
überhaupt im Ausland zu erhöhen, und 
zwar vielfach auf Kosten der Arbeits¬ 
plätze im eigenen Land. So kaufte 
Sanofi-Aventis die US-amerikanische 
Biotechnologie-Firma Genzyme für 
mehr als 15 Milliarden Euro auf, wäh¬ 
rend gleichzeitig der Personalbestand 
in den französischen Forschungsein¬ 
richtungen des Unternehmens redu¬ 
ziert wurde. GDF Suez übernahm das 
britische Energie-Unternehmen Inter¬ 
national Power und schloss dafür Filia¬ 
len in Frankreich. EDF übernahm den 
italienischen Elektrizitätskonzern Edi¬ 
son, AXA erweiterte seine Geschäfts¬ 
tätigkeit in Hongkong, China, Singapur 
und Mexiko. 

Doch die neue Regierung und die linke 
Mehrheit im Parlament verfüge durch¬ 
aus über die Mittel, sich dem entgegen¬ 
zustellen. Ein Gesetzentwurf, der bör¬ 
senbedingte Entlassungen verbietet, 
liegt vor. Außerdem müssten staatli¬ 
che Subventionen an Gegenleistungen 
in Sachen Arbeitsplätze gebunden wer¬ 
den. Viel werde jedoch von der Mobili¬ 
sierung der Lohnabhängigen selbst und 
der Bevölkerung abhängen, um solche 
Maßnahmen durchzusetzen. 

Pierre Poulain 


Weg mit dem 
Merkel-Sarkozy- 
Pakt 

PCF drängt auf Referendum 

„Ich ersuche Frangois Hollande ein 
weiteres Mal in aller Form, die Fran¬ 
zosen per Referendum über diese 
grundlegende Frage für die Zukunft 
des Landes zu konsultieren“. Mit die¬ 
ser am 10. August in der „Humanite“ 
veröffentlichten Erklärung hat der 
Nationale Sekretär der Französischen 
Kommunistischen Partei (PCF), Pierre 
Laurent, die Forderung nach einer 
Volksabstimmung in Frankreich über 
den EU-Fiskalpakt bekräftigt. Parallel 
dazu meldete sich der kommunistische 
EU-Abgeordnete Patrick Le Hyaric, 
Direktor der „Humanite“ und Vize¬ 
präsident der Linksfraktion im EU- 
Parlament, mit der gleichen Forderung 
zu Wort. 

Die beiden PCF-Politiker reagierten 
damit auf die am 9. August bekannt¬ 
gegebene Entscheidung des französi¬ 
schen Verfassungsrates, der nach einer 
entsprechenden Anfrage von Staats¬ 
chef Hollande verkündet hat, dass für 
die Einführung der im Fiskalpakt vor¬ 
gesehenen „Schuldenregel“ in das fran¬ 
zösische Recht keine Verfassungsände¬ 
rung notwendig sei. Daraufhin gab die 
Hollande-Regierung noch am gleichen 
Tag bekannt, dass bereits in aller Kür¬ 
ze, nämlich bis spätestens Ende August, 
ein Gesetzentwurf für die Ratifizierung 
des Fiskalpaktes in das Parlament ein¬ 
gebracht und im September beschlos¬ 
sen werden soll. 

PCF-Chef Laurent nannte in seiner Er¬ 
klärung zwei Gründe für die Forderung 
nach einer Volksabstimmung. Erstens 
habe es keine Neuverhandlung über 
den Pakt gegeben, obwohl Hollande 
sich im Wahlkampf dazu verpflichtet 
hatte. „Es ist folglich Sache der Fran¬ 
zosen, die Frangois Hollande gewählt 
haben, um den Sarkozy-Merkel-Pakt 
infrage zu stellen, über seine eventuel¬ 
le Ratifizierung zu entscheiden“. Zwei¬ 
tens sehe dieser Pakt eine noch dras¬ 
tischere Reduzierung der öffentlichen 
Ausgaben vor, als im Maastricht-Ver¬ 
trag vorgesehen war. Dadurch werde 
Frankreich in ein „untragbares eiser¬ 
nes Korsett“ eingebunden. 

Patrick Le Hyaric setzte sich in seinem 
Text mit dem Argument des Verfas¬ 
sungsrats auseinander, dass die Einfüh¬ 
rung der „Schuldenregel“ in Frankreich 
„keine grundlegende Neuerung“ sei, 
weil schon im Maastricht-Vertrag eine 
Schuldenobergrenze bei 3 Prozent fest¬ 
gelegt war. Le Hyaric hielt dem entge¬ 
gen, dass die Absenkung dieser „Schul¬ 
denobergrenze“ auf maximal nur noch 
0,5 Prozent, wie im Fiskalpakt vorge¬ 
sehen, genau jener zusätzliche Ein¬ 
schnitt sei, der als antidemokratisch 
und verfassungswidrig angesehen wer¬ 
den müsse. Der Fiskalpakt gebe „Ins¬ 
titutionen außerhalb des Landes, dar¬ 
unter der Brüsseler Kommission, die 
Macht, über den nationalen Haushalt 
zu beschließen“. Aber „die Verantwort¬ 
lichkeit des Parlaments, Steuern zu er¬ 
heben und ihre Erträge zu verteilen“, 
gehöre zu den Grundlagen der franzö¬ 
sischen Demokratie. Deshalb gehe es 
beim Fiskalpakt um „den wichtigsten 
Transfer von Kompetenzen überhaupt, 
den man sich für einen Staat vorstellen 
kann“. Doch der Verfassungsrat habe 
offensichtlich „politischen Überlegun¬ 
gen gegenüber seiner Rolle als Hüter 
der Verfassung den Vorrang gegeben“. 
PCF-Nationalsekretär Laurent hat¬ 
te es in seinem Text nicht bei einem 
Appell an den sozialistischen Staats¬ 
chef belassen. Er schloss seine Stel¬ 
lungnahme mit einem Appell „an alle 
verfügbaren Kräfte der Linken, in den 
Gewerkschaften und Vereinigungen, 
sich zusammenzutun und gemeinsam 
zu handeln, um die von der Regierung 
für Ende September vorgesehene par¬ 
lamentarische Ratifizierung zu verhin¬ 
dern“. Das für den 14.-16. September 
vorbereitete traditionelle „Fest der Hu¬ 
manite“ soll zu einem großen Mobili¬ 
sierungstreffen dafür gemacht werden. 

P.P. 
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Geschickte, aber scharfe Kritik an „Deutsch-Europa“ 

Kehrt der populäre Mitte-Links-Politiker Romano Prodi auf die politische Bühne zurück? 



ie Berliner Pläne, Kerneuropa 
jetzt auf „Nordeuropa“ in Form 
einer Währungszone zu begren¬ 
zen und Italien auszuschließen, führen 
nun auch in Rom zu hektischen Reak¬ 
tionen und zu einer regelrechten dem¬ 
agogischen Umkehrung der Fronten. 
Die unverhüllt betriebenen deutschen 
Vorherrschaftsbestrebungen in der EU 
verschärfen zusätzlich den Wahlkampf 
für Frühjahr 2013. Die rassistische Lega 
Nord und die Volksfreiheitspartei des 
faschistoiden Ex-Premier Silvio Berlus¬ 
coni, die sich schon hoffnungslos im po¬ 
litischen Abseits befanden, suchen Ka¬ 
pital aus der Kontroverse mit Berlin 
zu schlagen und erhoffen sich - nicht 
unbegründet - ein Comeback. Der fa¬ 
schistoide Ex-Premier Silvio Berlusco¬ 
ni, in dessen Volksfreiheitspartei (PdL) 
die „Duce“-Enkelin Alessandra Mus¬ 
solini, eine fanatische Anhängerin ih¬ 
res Vaters, noch 2008 als Kandidatin 
ins Parlament einzog, lässt in seinem 
Hausblatt „II Giornale“ aus der Hand 
des Chefredakteurs Alessandro Sallus- 
ti vor einem „Vierten Reich“ warnen, 
vor der Rückkehr der Deutschen, die 
nicht wie 1943 mit Kanonen, sondern 
mit dem Euro zurückkämen, um die 
Italiener „dem neuen Kaiser namens 
Angela Merkel“ zu unterwerfen. Da 
ist fast wörtlich vom kommunistischen 
Journal „Contropiano“ abgeschrieben 
worden. Das rechtsradikale „Libero“ 
einst ein Sprachrohr der AN-Faschis- 
ten, schrieb: „Die Nazi-Deutschen 
wollen uns Lektionen in Demokratie 
geben.“ Dass in Berlin die alten Pläne 
der Abspaltung der reichen Nordregi¬ 
onen Italiens und ihre spätere Einbe¬ 
ziehung in EU-„Nordeuropa“ offen zur 
Sprache kommen, wie das Online-Por- 
tal „German Foreign Policy“ enthüllte, 
begünstigt die von der Lega Nord be¬ 
triebene Sezessionspolitik. Selbst eine 
neue Kandidatur Berlusconis für eine 
Rückkehr in den Palazzo wird inzwi¬ 
schen nicht mehr ausgeschlossen. 


Prodi will es noch mal wissen. 

In dieser Situation hat sich Romano 
Prodi, Wirtschaftsprofessor, anerkann¬ 
ter Ökonom, mehrmals Ministerprä¬ 
sident von Mitte-Links-Regierungen 
unter Teilnahme der Kommunisten 
(zuletzt 2006-08) und EU-Präsident 
(1999-2004), in einem „Bild“-Gespräch 
zu Wort gemeldet. Beobachter in Rom 
meinen, der populärste Mann der Cen- 
tro Sinistra ergreife das Wort, um den 
Plänen der Rechten entgegen zu treten, 
die mit ihren Manövern einen Wahlsieg 
der Demokratischen Partei, die wahr¬ 
scheinlich ein Bündnis mit der Links¬ 
partei „Umwelt und Freiheit“ schließen 
und auch Kandidaten der kommunis¬ 
tischen Parteien (PRC und PdCI) auf 
ihre Liste nehmen wird, verhindern 
wollen. Es ist durchaus möglich, dass 
Prodi, der eigentlich seinen Rückzug 
von der Politik angekündigt hatte, bei 
den Parlaments wählen 2013 für die DP 
antreten könnte. 

1999-98 hatte Prodi sich als Premier 
schon beim Wiedereintritt Italiens ins 
Europäische Währungssystem (EWS) 
und dem Beitritt zum Maastrichtver- 
trag den von der Deutschen Bank dik¬ 
tierten Bedingungen, die Lira der DM 


als europäischer Leitwährung unterzu¬ 
ordnen, widersetzt - teilweise mit Er¬ 
folg. Er geht jetzt von der Realität der 
deutschen Vornachtstellung in der EU 
aus und hält fest, dass Deutschland zu 
klein sei, „um sich im Alleingang den 
weltweiten Herausforderungen zu stel¬ 
len“. Entschieden lehnt der Politiker ein 
„deutsches“ Europa ab und warnt vor 
der „Schaffung eines ,Kern-Euro ‘ unter 
Ausschluss der schwächeren Länder“. 
Er setzt eine führende Rolle Deutsch¬ 
lands in den Rahmen der demokra¬ 
tischen und kulturellen Traditionen 
seiner großen Denker (Goethe, Kant, 
Schiller) als Vorkämpfer nationaler 
Identität, um zu fordern, es müsse an 
dieser großen Vergangenheit anknüp¬ 
fen, um „Europa auf den Weg in eine 
bessere Zukunft zu führen“, ein „demo¬ 
kratisches, föderal strukturiertes Euro¬ 
pa“ zu schaffen. Vor allem aber: Prodi 
nimmt zugleich - wenn auch höflich 
im Ton und teils durch die Blume aus¬ 
gedrückt - eine klare Abrechnung mit 
dem schonungslosen Vorgehen Berlins 
gegenüber den wirtschaftlich schwä¬ 
cheren Mitgliedsländern vor. 


Auch Premier Mario Monti, auf den 
Berlin und Brüssel große Hoffnungen 
bei der Unterwerfung unter ihre Linie 
setzten, tanzt plötzlich aus der Reihe. 
Gegenüber dem „Spiegel“ warnte er, 
die Spannungen in der Eurozone trü¬ 
gen bereits die „Züge einer psycholo¬ 
gischen Auflösung Europas“. Kurioser¬ 
weise spielt sich die Merkel-Regierung, 
die ständig gegen Parlamentsrechte 
verstößt und erst kürzlich wegen Miss¬ 
achtung des Grundgesetzes vom Ver¬ 
fassungsgericht gerügt wurde, als Ver¬ 
teidiger der Parlamentsdemokratie auf. 
„Jedes staatliche Handeln muss auch 
demokratisch legitimiert sein“, wird die 
Kanzlerin in der „FAZ“ dem Flaggschiff 
der deutschen Großbourgeoisie, zitiert. 
Monti, dessen Parlamentsmehrheit 
schwankt, fordert dagegen in der 
EU-Krisenauseinandersetzung mehr 
„Spielraum“ für die Regierung. Noch 
deutlicher wurde der Eurogruppen- 
Vorsitzende und Regierungschef Lu¬ 
xemburgs, Jean-Claude Juncker, der 
äußerte, in Deutschland werde die Eu¬ 
rozone wie eine „Filiale“ der Innenpo¬ 
litik behandelt. Das seriöse römische 
Wirtschaftsblatt „II Sole 24 Ore“ hält 
fest, dass die deutsche Kanzlerin die 
„Kosten der Krise in die Höhe getrie¬ 
ben habe“ und es zwischen ihr und dem 
katastrophalsten aller griechischen Mi¬ 
nisterpräsidenten, Giorgos Papandre¬ 
ou, „keinen Unterschied“ gebe. 

Der im Mai neu ins Amt gekommene 
Präsident des Unternehmerverban¬ 
des Confindustria, Giorgio Squinzi, 
geht auf vorsichtige Distanz zur von 
Rechts geübten Deutschlandschelte, 
meint aber auch, die Europäische Zen¬ 
tralbank müsse endlich eine „richtige 
Zentralbank“ werden (als wenn hier 
nicht auch Berlin das Sagen hätte). Der 
Chefökonom des Unternehmerverban¬ 
des sekundiert, Deutschland habe die 
Krise nicht rechtzeitig erstickt und den 
Großteil des Risikozuschlags für ita¬ 
lienische Staatstitel bewirkt. 

Gerhard Feldbauer 


Schlüsselsektoren auf der Einkaufsliste 

Chinesische Auslandsinvestitionen in Europa steigen beachtlich 


Chinas Auslandsinvestitionen in Euro¬ 
pa wachsen immer schneller. Im ver¬ 
gangenen Jahr nahmen sie um sage und 
schreibe 94 Prozent zu. Zum Vergleich: 
in dem von westlichen Medien immer 
betonten Investitionsschwerpunkt Chi¬ 
nas, in Afrika, waren es zirka 5 Prozent. 
Aber auch weltweit steigert China sei¬ 
ne Investitionen. Im ersten Halbjahr 
2012 stiegen die chinesischen Direkt¬ 
investitionen weltweit um bemerkens¬ 
werte 48 Prozent. Laut dem Sprecher 
des chinesischen Handelsministeri¬ 
ums, Sehen Danyang, beliefen sich die 
gesamten im nicht-finanziellen Sektor 
getätigten Direktinvestitionen im Aus¬ 
land bis Ende Juni 2012 auf 290,9 Mrd. 
Euro. 

Während sich allerdings bis Ende 2010 
die chinesischen Auslandsinvestitionen 
hauptsächlich auf die Bereiche Ferti¬ 
gung, Einzel- und Großhandel, gewerb¬ 
liche Dienstleistungen und Bergbau 
konzentrierten, hob Premierminister 
Wen Jiabao im jährlichen Arbeitsbe¬ 
richt der chinesischen Regierung her¬ 
vor, verstärkt in Schlüsselsektoren zu 
investieren, einzukaufen und sich in 
diesen Sektoren zusammenzuschlie¬ 
ßen: im Energie- und Rohstoffsektor 
sowie in der Landwirtschaft und in 
der Fertigung. Hauptziele vieler chi¬ 
nesischer Unternehmen bleiben aber 
nach wie vor - neben dem Zugang zu 
technischem Know-how - der Einzug 
in Markenbranchen sowie in Vertriebs¬ 
und Kundennetzwerke. 

Schwerpunkte für chinesische Investi¬ 
tionen sind seitdem Länder, in denen 
bestimmte Branchen Schlüsseltech¬ 
nologien aufweisen, wie die Maschi¬ 
nenbau-Industrie in Deutschland, die 
Automobilindustrie in Großbritannien 
und die Chemie- und Luftfahrtindus¬ 
trie in Frankreich. Gerade Deutschland 
ist seit dem Richtungswechsel der chi¬ 
nesischen Investitionspolitik verstärkt 
in den Fokus gerückt. Aus einer Befra¬ 


gung chinesischer mittlerer und Groß¬ 
unternehmen zur Attraktivität von 
Investitionsstandorten durch die Un¬ 
ternehmensberatergesellschaft Ernest 
& Young zwischen Mai und Juni 2012 
ging hervor, dass ein Viertel der be¬ 
fragten Manager Deutschland zu den 
drei wichtigsten Standorten in der Welt 
zählte. Sie zeigten sich insbesondere am 
Maschinenbau der Automobilindustrie 
interessiert. Im Jahr 2010 hat China in 
Deutschland Direktinvestitionen (OF- 
Dl-Stock) in Höhe von 1 060 Mill. US- 
Dollar getätigt, in Frankreich 472 Mill. 
US-Dollar. 

Den sich verstärkenden ökonomi¬ 
schen Verflechtungen entspricht auch 
der zunehmende politische und kul¬ 
turelle Austausch zwischen China und 
Europa. So wurden in der ersten Hälf¬ 
te dieses Jahres 216 000 Chinesen ins 
Ausland entsandt, ein Anstieg von 2,4 
Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Im 
Mai veröffentlichten sechs chinesische 
Ministerien und Ämter, darunter das 
Handelsministerium, zum ersten Mal 
kulturelle Leitlinien. Diese informie¬ 
ren darüber, wie mit Unterschieden 
in der Sprache, Konventionen, Werten 
und religiösen Überzeugungen umzu- 
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gehen ist und betonen darüber hinaus 
die Bedeutung der Schaffung von Ar¬ 
beitsplätzen - nicht zuletzt wegen der 
erwarteten Deviseneinnahmen von bis¬ 
her jährlich 4 Mrd. US-Dollar. 
Dementsprechend zielte auch der neun¬ 
te „Chinese Investors Club in France 
and in Europe“, der an der Bourse de 
Commerce de Paris organisiert wurde, 
auf internationale Mobilität und inter¬ 
kulturelles Management. Die gewaltige 
kulturelle Diskrepanz zwischen Frank¬ 
reich und China sei nicht leicht zu über¬ 
brücken. Aus diesem Grunde führte die 
Pariser Industrie- und Handelskammer 
eine Reihe interkultureller Manage¬ 
ment-Seminare durch. Diese dienen 
dazu einerseits chinesischen Managern 
die Möglichkeit zu geben, das franzö¬ 
sische politisch-wirtschaftliche System 
leichter zu begreifen und andererseits 
französischen Angestellten die chinesi¬ 
sche Art zu denken näher zu bringen. 
Im Vierländereck Frankreich/Deutsch¬ 
land/Luxemburg/Belgien wird im Ok¬ 
tober der Grundstein für ein giganti¬ 
sches Geschäftszentrum gelegt. In der 
Nähe von Thionville in Lothringen 
entsteht seit mehreren Jahren eine 130 
Hektar große Drehscheibe für den 


Handel, die technologische und in¬ 
dustrielle Zusammenarbeit mit China: 
Das Internationale Trade Technology 
and Exhibition Center (ITEC Europe), 
eine so genannte Business-to-Business- 
Plattform, auf der vor allem französi¬ 
sche Unternehmen direkt mit chinesi¬ 
schen Zusammenarbeiten. Es wird Platz 
geschaffen für 2 000 hauptsächlich klei¬ 
ne und mittlere Unternehmen aus Chi¬ 
na. ITEC bietet die Infrastruktur für 
Konferenzen und Ausstellungen, Ver¬ 
waltung, Finanzmanagement und Ent¬ 
wicklung, aber auch Marketing und 
Kundendienst. 

Wie ernst es der chinesischen Seite ist, 
beweist sich in der Präsenz so schwer¬ 
gewichtiger Repräsentanten wie Dong 
Bin, Präsident des „Boao Forum for 
Asia“ mit Sitz in Beijing - das asiatische 
Gegenstück zum Weltwirtschaftsforum 
Davos - und Pan Jiang, des Präsiden¬ 
ten von CASME (Category & Sourcing 
Managers), einer internationalen Ge¬ 
sellschaft, die in China 200 000 kleine 
und mittlere Unternehmen betreut. 
Besonders überzeugt habe die Chi¬ 
nesen der Standort des Mega-Cen¬ 
ters, seine zentrale Lage in Westeuro¬ 
pa und die gute Verkehrsanbindung: 
Autobahnzufahrt, Eisenbahn (TGV 
Paris - Brüssel) und ein Zugang zur 
Mosel. Der Binnenhafen eröffnet die 
Verbindung zu Antwerpen und Rot¬ 
terdam, was einen Schiffstransport 
von 45 Tagen Dauer ermöglichen wird. 
Aber das Meisterstück wird die An¬ 
bindung an die „neue Seidenstraße“, 
die mit deutscher Unterstützung über 
die GIZ (Gesellschaft für internatio¬ 
nale Zusammenarbeit) in Kasachstan 
gebaut wird. Diese neue Schnellstra¬ 
ße wird es erlauben in 12 bis 14 Tagen 
über Russland und Zentralasien den 
Transport hin und zurück auf der Stra¬ 
ße zurückzulegen - eine Rekordzeit. 

Georges Hallermayer 
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Auch Ecuador in 
den MerCoSur? 

Bewegung in der 
südamerikanischen 
Wirtschaftsintegration 

Ecuador ist auf dem Weg in den MerCo¬ 
Sur. Das geht aus einem Kommunique 
der brasilianischen Nachrichtenagentur 
ABR hervor. 

Am 15. September sollen mit dem an den 
Wirtschaftsverbund bereits assoziierten 
Andenland Verhandlungen begonnen 
werden, die Ecuador im vergangenen 
Dezember beantragt hatte. Dabei wird 
es um technische Fragen wie die An¬ 
gleichung der ecuadorianischen Zölle 
an das vereinheitlichte Außenzollsystem 
(AEC) des MerCoSur gehen, dem die 
Vollmitglieder Brasilien, Uruguay, Para¬ 
guay und Argentinien seit der Gründung 
am 26. März 1991 angehören; seit dem 
31. Juli ist auch die Vollmitgliedschaft 
Venezuelas beschlossene Sache. 

Neben den Zöllen, bei denen Ecuador 
verschiedene Außenvereinbarungen in 
Sachen EU-Bananenexport berücksich¬ 
tigen muss, ist ein anderes Problem die 
Mitgliedschaft des Landes in der Anden¬ 
nationengemeinschaft (CAN). Venezu¬ 
ela hatte wegen politischer Differenzen 
die CAN verlassen, was bei der Bean¬ 
tragung der MerCoSur-Mitgliedschaft 
2006 andererseits auch notwendig wur¬ 
de, da der MerCoSur keine parallelen 
Mitgliedschaften in anderen Blöcken 
zulässt. Zur Zeit hat Ecuador sogar die 
Präsidentschaft der CAN inne. Zu den 
Vollmitgliedern waren nach und nach 
alle (damaligen) fünf Mitgliedstaaten 
der Andengemeinschaft sowie Chile as¬ 
soziierte Mitglieder in dem Bündnis ge¬ 
worden: Chile 1996, Bolivien 1997, Peru 
2003, Kolumbien, Venezuela und Ecu¬ 
ador 2004. 

Dass es mit der Vollmitgliedschaft Ecu¬ 
adors eine Weile dauern könnte, hat die 
sechsjährige Wartezeit Venezuelas ge¬ 
zeigt. Allerdings sind die Größe und Be¬ 
deutung der Bolivarianischen Republik 
gegenüber der eher geringen wirtschaft¬ 
lichen und politischen Stärke Ecuadors 
für Venezuela eher ein Hindernis gewe¬ 
sen, da das Land in den Augen vor allem 
eines Teils der brasilianischen Bourgeoi¬ 
sie eine ökonomische Herausforderung 
darstellen konnte. Daher hatte Brasili¬ 
ens Senat sich gegen den Willen von Prä¬ 
sident Lula da Silva bis vor drei Jahren 
dem Eintritt Venezuelas entgegenge¬ 
stellt. Danach konnten sich die Gegner 
einer venezolanischen Mitgliedschaft 
auf den Widerstand der rechten Senats¬ 
mehrheit in Paraguay verlassen, dem 
kurioserweise erst der Putsch ein Ende 
setzte: durch den damit begründeten 
vorübergehenden Ausschluss Paraguays 
aus den MerCoSur-Sitzungen musste das 
Land nicht mehr gefragt werden und der 
Weg für Venezuela wurde endlich frei. 

Günter Pohl 

Dioxin tötet bis heute 

US-Beteiligung an Beseitigung 

Rund 50 Jahre nach dem ersten Ein¬ 
satz des hochgiftigen Entlaubungsmit¬ 
tels Agent Orange in Vietnam beteili¬ 
gen sich die USA erstmals direkt an der 
Beseitigung der Folgeschäden. Der Be¬ 
ginn der Arbeiten wurde mit einer Ze¬ 
remonie in Da Nang begangen. 

Die USA hatten während des Krieges 
die dioxinhaltige Chemikalie Agent 
Orange großflächig versprüht. Zur Be¬ 
gründung hieß es, man wolle den viet¬ 
namesischen Einheiten „den Schutz 
durch die Wälder nehmen“. Tatsächlich 
sollten damit größtmögliche Verluste 
unter der Zivilbevölkerung sowie an¬ 
haltende Schäden bei der Versorgung 
mit Lebensmitteln erreicht werden. 
Die Dioxinverseuchung gehört zu den 
Hinterlassenschaften des verbrecheri¬ 
schen Krieges. Von den 1961 bis 1971 
versprühte das US-Militär etwa 100 
Millionen Liter Herbizide. Es handel¬ 
te sich um chemische Kampfstoffe, um 
Gase sowie bakteriologische Mittel, de¬ 
ren Einsatz das Genfer Protokoll von 
1925 verbietet. Die USA traten dem 
Abkommen erst 1975 bei. 

17 Millionen Vietnamesen waren dem 
Gift ausgesetzt, drei bis vier Millionen 
trugen schwere gesundheitliche Schä¬ 
den davon. 100 000 Kinder trugen 
schwere Geburtsschäden davon. 
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Gastkolumne von Gerd Deumlich 


Eine „ganz normale 
Beförderung“? 


Das Militär gibt ein schönes Beispiel, 
wie wieder Ordnung in unseren Staat 
kommen kann. Der Bundeswehr- 
Oberst Georg Klein wird zum Briga¬ 
degeneral befördert. Im September 
2009 war Klein ganz groß rausgekom¬ 
men. Da hatten Taliban in der Nähe 
des Bundeswehr-Stützpunkts Kundus 
im Norden Afghanistans zwei Tank¬ 
lastzüge geklaut, waren damit aber 
nicht weit gekommen, im Gelände 
steckengeblieben. Aus einem Dorf in 
der Nähe waren viele Leute gekom¬ 
men, um sich mit Sprit zu versorgen. 
Der deutsche Oberst deutete dies als 
„Gefährdung seiner Soldaten“ und 
gab den Befehl zur Bombardierung. 
NATO-gemäß stiegen zwei US-ame¬ 
rikanische Kampfjets auf. Die Pilo¬ 
ten fragten nach, ob sie die Zivilisten 
beschießen sollten. Klein blieb bei 
seinem Befehl: Angriff. Die Tanklas¬ 
ter explodierten, das Bombardement 
brachte über hundert Menschen um, 
darunter viele Frauen und Kinder. 
Klarer Fall: Der deutsche Oberst 
hatte eindeutig seine Befehlsgewalt 
missbraucht. Doch ein staatsanwalt¬ 
liches Ermittlungsverfahren wur¬ 
de bald eingestellt, die Bundeswehr 
verzichtete auf ein Disziplinarverfah¬ 
ren. Und nun wird der Oberst, der auf 
einen bürokratischen Posten im Be¬ 
reich des Verteidigungsministeriums 
zurückgezogen worden war, zum Bri¬ 
gadegeneral befördert. Es wird auch 
nicht versäumt, mitzuteilen, dass der 


für seine künf¬ 
tige Tätigkeit 
im Personalamt 
der Bundeswehr 
„gut geeignete“ 

Klein von der 
Besoldungsstufe 
B 3 zu B 6 auf¬ 
steigt. Soll das vielleicht belegen, dass 
es sich um „eine ganz normale Be¬ 
förderung“ des Offiziers handelt, der 
sich „voll rehabilitiert“ fühlen darf? 
Es gehört schon viel Naivität dazu, 
das Politikum zu übersehen. Selbst 
der Sprecher des Ministeriums 
spricht von einer Maßnahme „im 
Zuge der Neuausrichtung der Bun¬ 
deswehr“. Der anstehende Rückzug 
aus dem fehlgeschlagenen Abenteuer 
Afghanistan, der nach dem Minister 
de Maiziere nicht wie eine „heillose 
Flucht“ aussehen darf, braucht ein 
Signal, dass die deutsche Militärfüh¬ 
rung von der Legitimität und der Eh¬ 
renhaftigkeit des Einsatzes in Afgha¬ 
nistan überzeugt ist. 

Dass man dafür gerade auf einen Fall 
wie die gnadenlose Skrupellosigkeit 
des Obersten Klein baut, bezeugt 
eher das Gegenteil. In Anbetracht 
der Selbstverständlichkeit, mit der 
weitere Auslandseinsätze der Bun¬ 
deswehr einkalkuliert sind, hat die¬ 
ser Skandal eher die Funktion eines 
Freibriefes für eine rigorose Krieg¬ 
führung bei künftigen weltweiten 
Operationen deutscher Truppen. 




Die Bundestagsfraktion der Partei „Die Linke“ war die einzige Fraktion, die 
das Massaker anprangerte. 


In einem Boot 

Für zwei Wochen schienen die Widersprüche in der britischen Gesellschaft glatt¬ 
gebügelt, die Nation vereint. Die Olympischen Spiele in London waren zweifel¬ 
los ein Erfolg und am 8. Tag, als britische Sportlerinnen sechs Goldmedaillen 
errangen, ging sogar so etwas wie eine patriotische Welle durchs Land. Dieses 
unnennbare Wir-Gefühl, das wir von Erfolgen der Löw-Mannschaft kennen: Wir 
sind eine Nation von Leistungsträgern. 

David Cameron und der Londoner Bürgermeister Boris Johnson wären keine 
gestandenen Konservativen, hätten sie nicht alles getan, um die Begeisterung 
auf ihre Mühlen zu leiten. Der Premierminister verstieg sich zu Äußerungen, der 
olympische Erfolg sei ein Vorgeschmack auf rosige Zeiten: Das Ziel, schneller 
zu laufen, weiter zu werfen und höher zu springen, das mache den Leistungsge¬ 
danken populär, der die Wirtschaft zum Blühen bringen werde. 

Der Kontrast zu diesem Programm fand sich auf den hinteren Seiten der Zei¬ 
tungen. Dort wurde öffentlich gemacht, dass Empfänger staatlicher Unterstüt¬ 
zungsleistungen zu unentgeltlichen Arbeiten verpflichtet werden dürfen und dass 
dies keine Verletzung ihrer Menschenrechte darstelle. Ein Beispiel: Eine junge, 
seit dem letzten Jahr arbeitslose Akademikerin aus Birmingham wurde aus ih¬ 
rem Praktikum in einem Museum herausgerissen, um unbezahlte Putzarbeiten 
zu verrichten. Ein zweites: Ein Familienvater, seit 2008 arbeitslos und ebenfalls 
aus Birmingham, wurde zu 30 Stunden unbezahlter Wochenarbeitszeit - und 
das sechs Monate lang - verdonnert. Weil er sich weigerte, wurde ihm die Un¬ 
terstützung entzogen. 

Die beiden stehen für Zehntausende, die in Britannien in karitativen Einrichtun¬ 
gen, Supermärkten und anderen Arbeitsstätten ohne Lohn niedrigste Arbeiten 
verrichten müssen, ungeachtet ihres Alters ihrer Qualifikation oder ihrer beruf¬ 
lichen Vorstellungen und Ziele. 

Das Olympiafieber dürfte an diesen Menschen vorbeigegangen sein. Sie glauben 
nicht daran, dass sie nur Leistung zeigen müssen, um zu sein wie die Siebenkämp¬ 
ferin Jessica Ennis oder der Radsportler Chris Hoy. Der Zynismus des Tory- 
Mantras „Wir sitzen alle in einem Boot“ wird an ihnen deutlich: Die einen ha¬ 
ben ihren Platz auf dem Sonnendeck, sie haben ihren unterhalb der Wasserlinie. 

Bernd Redlich 


„Solidarität muss auch durch die Hand“ 

Die dunkle Seite des Arbeitnehmerentsendegesetzes 


UZ: Letzte Woche erlebte die Redak¬ 
tion der UZ eine Demonstration von 
Arbeitern aus Polen, die am Haus der 
Redaktion vorbei, zur Essener Presse 
marschierten. Was war geschehen? Wa¬ 
rum haben die Arbeiter demonstriert? 
Peter Köster: Essen, Stadt im Herzen 
des Ruhrgebietes, ist erneut Schauplatz 
eines Skandals geworden, von denen 
es leider bereits viele gibt. Die meisten 
dieser Skandale werden nicht bekannt. 
Und bei weitem nicht alle Betroffenen 
sind bereit für ihre Rechte zu kämp¬ 
fen. In diesem Fall hatten 50 polnische 
Arbeiter, die für Abbrucharbeiten auf 
einer Baustelle an den Unikliniken in 
Essen angeheuert wurden, für vier Wo¬ 
chen Arbeit keinen Lohn bekommen. 
Nur einmal bekamen sie einen Ab¬ 
schlag von 190 Euro. Die vereinbarte 
wöchentliche Auszahlung von Lohn¬ 
geldern blieb aber in den folgenden 
Wochen aus. Die Arbeiter forderten 
dann vor 14 Tagen vom Unternehmer 
ihren Lohn, dieser wurde ihnen aber 
dennoch nicht ausgezahlt. Daraufhin 
verweigerten die Arbeiter die Weiter¬ 
arbeit. Die Situation eskalierte und die 
ganze Gruppe - alle 50 - wurden von 
der Baustelle verwiesen. In ihrer Not 
wandten sie sich an die DGB-Bera- 
tungsstelle „Faire Mobilität“ in Berlin, 
die dann die IG BAU verständigt hat. 
UZ: Was hat die IG BAU unternehmen 
können? 

Peter: Der Gewerkschaftssekretär vor 
Ort hat Kontakt zu den Kollegen auf¬ 
genommen und wir mussten Klarheit 
über die Sachlage gewinnen: Wer hat 
was vertraglich abgemacht? Was war 
konkret auf der Baustelle geschehen? 
Was und wie hoch ist die Forderung der 
Kollegen? Schnell war klar, dass hier 
die großen Lücken im Arbeitnehmer¬ 
entsendegesetz dem Unternehmer die 
Möglichkeit bietet, sich zu bereichern, 
und Menschen, wie diese 50 polnischen 
Arbeiter, ohne die ihnen zustehenden 
Rechte zu behandeln. Die Essener IG 
BAU ist in den letzten fünf Jahren be¬ 
reits in mehreren vergleichbaren Fäl¬ 
len aktiv geworden. Die bundesweit 
bekanntesten waren die Skandale um 
das Mega-Einkaufszentrum Limbe- 
cker Platz und der Skandal auf einer 
Baustelle von Primark im November 
letzten Jahres. 

In dem aktuellen Fall wurde zuerst 
durch uns Kontakt zum Subunterneh¬ 
mer und dem Auftraggeber, dem Land¬ 
schaftsverband Rheinland (LVR), auf¬ 
genommen. Der Subunternehmer brüs¬ 
kierte die IG BAU durch eine erneute 
Ablehnung der im Namen der Kolle¬ 
gen geforderten Lohnauszahlung. Die 
Verantwortlichen des LVR zeigten 
sich überrascht von den Vorgängen 
und nahmen sehr schnell Position für 
eine umgehende Lösung im Interesse 
der Arbeiter ein. Unserer Einschätzung 
nach, einerseits weil offensichtlich ver¬ 
tragliche Vereinbarungen durch das 
ausführende Unternehmen nicht ein¬ 
gehalten wurden, andererseits um so 
schnell wie möglich aus der öffentli¬ 
chen Debatte um Skandale wieder he¬ 
rauszukommen. Beides beschleunigte 
die kreative Handlungsweise und Ko¬ 
operation mit der IG BAU zur Lösung 
der Lohnfrage. 

UZ: Wie sah die Kooperation aus? 
Peter: Der LVR wollte das Abbruch¬ 
unternehmen dazu bringen, den Vor¬ 
schlag der IG BAU umzusetzen und 
den ausstehenden Lohn von rund 
70 000 Euro direkt an die Kollegen aus¬ 
zuzahlen. Der LVR hatte just in diesen 
Tagen eine Zahlung an das Abbruch¬ 
unternehmen in Höhe von 130 000 
Euro vor. Das Abbruchunternehmen, 
die Firma Durmaz & Köse mit Sitz in 
Nürnberg, lehnte diesen Weg jedoch 
ab. Damit begannen äußerst zähe und 
nervenaufreibende Verhandlungen im 
Dreieck zwischen LVR, der IG BAU 
und dem Schuldnerunternehmen. Die 
Kollegen demonstrierten ihre Ent¬ 
schlossenheit, nicht ohne Geld wieder 
nach Hause zu fahren, vor der Baustel¬ 
le. Lautstark riefen sie: LVR wir wollen 
unser Geld. 

UZ: Wie reagierte die Öffentlichkeit? 
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Peter Köster ist stellvertretender 
Bezirksvorsitzender der IG BAU 
Mülheim-Essen-Oberhausen und 
Mitglied des Kreisvorstandes der DKP 
Essen 


Peter: Durch diese Form der Öffent¬ 
lichkeit wurden Menschen rund um das 
Uniklinikum auf die demonstrierenden 
Arbeiter aufmerksam. Es kam zu spon¬ 
tanen Solidaritätsbekundungen. Perso¬ 
nalräte der Unikliniken und des LVR 
und andere Kollegen und Kolleginnen 
der ver.di-Essen kamen zu den Strei¬ 
kenden und spendeten Essen und Ge¬ 
tränke. Besonders beeindruckend war 
für alle, als eine junge US-Amerikane- 
rin, deren Tochter sich einer schwieri¬ 
gen Operation an den Kliniken unter¬ 
zogen hatte, auf der Straße 500 Euro 
spendete. Mittlerweile berichten alle 
regionalen Presse- und Rundfunkhäu¬ 
ser über den Skandal. 

UZ: Wie ging es weiter? 

Peter: Die Situation eskalierte in den 
ersten Stunden des Protestes zusätz¬ 
lich, weil die Vermieterin der Monta¬ 
gewohnungen vor der Baustelle auf¬ 
tauchte und den Kollegen mitteilte, 
dass sie alle Wohnungen sofort kündigt 
und die Kollegen ihre Koffer abholen 
sollten. Ihre „Menschenfreundlichkeit“ 
zeigte diese Vermieterin zusätzlich da¬ 
durch, dass die Wohnungen in Abwe¬ 
senheit der Kollegen besucht wurden, 
der Strom abgedreht, die Betten abge¬ 
zogen und das wenige Essen aus den 
Kühlschränken herausgenommen und 
weggeschmissen wurde. Sie hätte das 
Recht so zu handeln, da sie vom Miet¬ 
vertragspartner, der Firma Optima, die 
telefonische Aussage bekommen hät¬ 
te, sie würde kein Geld für die weite¬ 
re Miete bekommen und solle die Kol¬ 
legen aus den Wohnungen schmeißen. 
Dabei hatte die Vermieterin bereits ei¬ 
nen Teil der Miete erhalten - 10 000 
Euro für zehn Tage! Die IG BAU hat, 
mit Unterstützung eines befreundeten 
Mietervereins, der Mietergemeinschaft 
Essen e.V., den Kollegen zum Bleiben 
geraten. Ein Rausschmiss ist so nicht 
möglich. Doch nach drei weiteren Ta¬ 
gen hielten die Kollegen dem Druck 
nicht mehr stand und standen morgens 
mit ihren Koffern vor dem Essener Ge¬ 
werkschaftshaus. Der Skandal weitete 
sich zu einem bisher nicht dagewese¬ 
nen menschenunwürdigen Geschehen 
aus. 

UZ: Hat die IG BAU diese Situation 
stemmen können? 


Peter: Ja. Dass uns das gelungen ist, 
macht uns schon sehr stolz. Viel Kraft 
von haupt- und ehrenamtlichen Kolle¬ 
ginnen und Kollegen wurde über diese 
Tage in die Organisation der Versor¬ 
gung, die tägliche Besorgung von Über¬ 
nachtungsmöglichkeiten, dem Aufruf 
nach Spenden, in Geld- oder Natura¬ 
lienform, der Presse- und Öffentlich¬ 
keitsarbeit, den äußerst aufreibenden 
Verhandlungsfragen usw. gebunden. 
Es hat sich dabei für uns bewährt, dass 
wir seit Jahren einen aktiven Stamm 
von ehrenamtlichen Kolleginnen ha¬ 
ben, die bereit sind solche Unterstüt¬ 
zung selbstlos zu geben. Natürlich wa¬ 
ren unsere Schwachstellen auch schnell 
sichtbar: Zu wenig Kolleginnen die sich 
aktiv an der Organisation beteiligten. 
Die Sensibilität und Unterstützung der 
örtlichen politischen Kräfte war, bis auf 
die DKP und die Partei „Die Linke“, 
nicht zu erfahren. Bis heute hat die IG 
BAU keine Reaktion von den Essener 
Ratsparteien, nicht einmal eine Soli¬ 
daritätsadresse, erhalten. Bundestags¬ 
abgeordnete und ehemalige Landtags¬ 
abgeordnete der Partei „Die Linke“ 
haben sich da positiv herausgehoben. 
Ich sehe große Schwächen im Verhal¬ 
ten unserer Gewerkschaftsbewegung, 
die sich im konkreten Fall in direkter 
Unterstützung, ob nun in organisatori¬ 
scher, aufklärender oder mobilisieren¬ 
der Weise, hätte ausdrücken müssen. 
Insbesondere der Kreis- und Regional¬ 
vorstand des DGB hat meines Erach¬ 
tens versagt. Hier sind die politischen 
Möglichkeiten der Organisation nicht 
genutzt worden. Kritisch sehe ich aber 
auch unsere eigene Organisation. Wir 
müssen daran arbeiten im persönlichen 
Einsatz nicht mehr zu zaudern und zu 
schwächein. Solidarität ist nicht nur 
eine Kopffrage - sie muss auch „durch 
die Hand“. 

UZ: Wie ist die Lage heute, eine Woche 
später? 

Peter: Nachdem die 50 Kollegen seit 
dem 8.8. täglich in verschiedenen Ein¬ 
richtungen (Obdachlosenasyl, Autos, 
Turnhallen)übernachten mussten, ihr 
soziales Leben sich im Essener Ge¬ 
werkschaftshaus und auf der Straße 
abspielte, hoffen wir, dass unsere Ver¬ 
handlungen endlich dazu führen, die 
Auszahlung ihres Lohnes zu erreichen. 
Am späten Freitagabend waren die An¬ 
zeichen dafür positiv. Alle werden dann 
erst einmal wieder nach Hause fahren 
wollen. Einige werden schon bald wie¬ 
der auf „Wanderschaft“ für Arbeit ge¬ 
hen und auch wieder in der BRD eine 
Arbeit aufnehmen. Viele der polni¬ 
schen Kollegen haben in diesen zehn 
Tagen des Arbeitskampfes neu über die 
Bedeutung von Gewerkschaften nach¬ 
gedacht. Wir werden wohl eine Reihe 
dieser Kollegen demnächst als bewuss¬ 
te Gewerkschafter Wiedersehen. 

Für uns IG BAUler in Essen bleibt, den 
politischen Kampf gegen diese unsägli¬ 
chen und menschenverachtenden Aus¬ 
wirkungen einer falschen Politik fort¬ 
zusetzen. Eine der Möglichkeiten ist, 
die örtlichen politischen Kräfte, unter 
Einbeziehung möglichst aller Schwes¬ 
tergewerkschaften, in eine öffentliche 
Diskussion über Schlussfolgerungen 
aus dem Erlebten zu ziehen. Und ge¬ 
nau das werden wir versuchen zu tun. 

Die Fragen stellte Gerd Ziegler 
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Foto oben: Am Band wurde ihre fleißige Arbeit geschätzt.Trotzdem gehörten 
290 vietnamesische Näherinnen zu den ersten Arbeitskräften, die der Rostocker 
Jugendmodebetrieb „Shanty“ entließ und Ende August 1990 „im Einvernehmen 
mit ihrer Regierung“ nach Hause schickt. Pham Thi Thu und ihr Betreuer Lai 
Hopsau (im Hintergrund) haben vier Jahre in der DDR gelebt und gearbeitet. 


Foto unten/Foto rechts oben: Rostock-Lichtenhagen im Spätsommer 1992. Schei¬ 
ben klirren, ein Brandsatz fliegt auf ein Haus. Von draußen ertönen rassistische 
Sprechchöre. Die Täter können über mehrere Tage, ungehindert von der Polizei 
und bejubelt von bis zu 3 000 Zuschauern, das sogenannte „Sonnenblumen¬ 
haus“ (siehe Foto unten) angreifen. Sie behindern den Einsatz der Polizei und der 
Feuerwehr. 

Das „Sonnenblumenhaus“ war das Zuhause für ca. 150 vietnamesische Gastar¬ 
beiter, direkt daneben befand sich die ZAST, die „Zentrale Aufnahmestelle für 
Asylbewerber“. 

Am Pogrom von Rostock-Lichtenhagen auf die Zentrale Aufnahmestelle für 
Asylbewerber und das Wohnheim beteiligten sich mehrere hundert Rechtspo¬ 
pulisten und Faschisten. Nachdem das Sonnenblumenhaus am Montag, den 
24. August, evakuiert werden musste, wurde es mit Molotowcocktails in Brand 
(siehe Foto oben rechts) gesteckt, während sich noch über 100 Vietnamesen und 
ein Fernsehteam des ZDF darin aufhielten. Auf dem Höhepunkt der Ausein¬ 
andersetzungen zog sich die Polizei zeitweise völlig zurück und überließ das 
brennende Haus sowie die Eingeschlossenen schutzlos sich selbst. 




20 Jahre 

nach dem Pogrom 

Grenzenlose Solidarität! 


Vor 20 Jahren flackerten Bilder aus 
Deutschland um die Welt, die man 
für Vergangenheit hielt: Brennende 
Häuser, fliehende Menschen, ein ge¬ 
walttätiger Mob, angeleitet von neo¬ 
faschistischen Strippenziehern, Beifall 
klatschendes Publikum, verantwor¬ 
tungslose Verantwortliche. Eine Al¬ 
lianz aus staatlicher Ausländerfeind¬ 
lichkeit, Medienhetze und Alltagsras- 
sismus ließ zu, dass vietnamesische 
Vertragsarbeiter und Flüchtlinge, unter 
ihnen viele Roma, um ihr Leben fürch¬ 
ten mussten. Das brennende Sonnen¬ 
blumenhaus wurde zu ei¬ 
nem erschreckenden Sym¬ 
bol des wiedervereinigten 
Deutschland. 

Nur Wochen nach dem Po¬ 
grom wurde in einem brei¬ 
ten Konsens im Bundes¬ 
tag das Grundrecht auf 
Asyl abgeschafft. Weder 
die NPD noch ihr Ableger 
„Hamburger Liste Auslän¬ 
derstop“ wurden verboten, 
obwohl sie unmittelbar vor 
Beginn der Pogrome ihre 
Hetze nach Rostock getra¬ 
gen hatten. Neofaschisti¬ 
sche Organisationen und 
Gruppen werden bis heute 
nicht entschieden bekämpft. 
Gleichzeitig werden antifa¬ 
schistische Initiativen be¬ 
hindert und als „extremis¬ 
tisch“ diffamiert. 


in Mecklenburg-Vorpommern stehen 
dafür. 

Dagegen setzen wir damals wie heute 
Solidarität mit den Opfern institutio¬ 
neilen und alltäglichen Rassismus. Wir 
demonstrieren für das Menschenrecht 
auf Asyl, für Teilhabe aller Menschen 
am Wohlstand, für die sozialen und 
demokratischen Rechte Aller hier und 
überall. 

Wir fordern: Schluss mit Abschiebun¬ 
gen, Residenzpflicht und Arbeitsver¬ 
bot! • Stoppt die Verfolgung von Roma 
in Osteuropa und überall! • Keine To¬ 


leranz für faschistische Ideologie und 
Gewalt! • Dresden, Rostock, Dort¬ 
mund, alle Städte nazifrei! • Schluss mit 
der Kriminalisierung von Antifaschis- 
t_innen und Antirassist_innen! 

Gegen Rassismus - für grenzenlose So¬ 
lidarität! 

Vereinigung der Verfolgten des Na¬ 
ziregimes - Bund der Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten 

Siehe auch www.lichtenhagen. 
blogsport.de 


Heute hat das auf Menschen 
angewendete Nützlichkeits¬ 
denken den politischen 
Diskurs weiter vergiftet. 
Ausgrenzung und Stigma¬ 
tisierung von Migranten 
und Flüchtlingen sind wei¬ 
terhin tief in der Mitte der 
Gesellschaft verankert. Die 
„Festung Europa“ und das 
Abschiebelagerlager Horst 
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DEMONSTRATION 

ROSTOCK 25. AUGUST 2012 

20 JAHRE NACH DEM POGROM 
IN ROSTOCK-LICHTENHAGEN 

25. August Demo 14 Uhr, S-Bahnhof Rostock Lütten-Klein 

26. August Antirassistisches World-Caf£ 

JLichtenhagen. NSU und alle schauen zu 

Meet & Greet, Info-Stände, Ausstellungen 

25.126. August 2012 

ock.Peter-Weiss-Haus 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Das Ganze denken 

Erinnerungen an Walter Hollitscher- und eine Einführung 


W enn man bedenkt, über welchen Wis¬ 
sensfundus Gelehrte etwa in der Mitte 
des 19. Jahrhunderts auf den Gebieten 
der Philosophie, der Natur- und Kulturwissen¬ 
schaften verfügen mussten, um seriöse Arbeiten 
zu diesen Wissensgebieten abliefern zu können, 
und dazu in Beziehung setzt, was infolge der in¬ 
zwischen eingetretenen Entwicklungen an Ver¬ 
änderungen, Erweiterungen, Vertiefungen auf 
diesen Gebieten stattgefunden haben, dann kann 
man verstehen, dass die Anzahl jener Gelehrter, 
die sich mit einiger Souveränität in diesen Gebie¬ 
ten bewegen können, heutzutage nicht sehr groß 
sein kann. 

Einer von diesen war unser Genosse Prof. Dr. Wal¬ 
ter Hollitscher (1911-1986). Er studierten in Wien, 
in der berühmten Wiener Philosophenschule, de¬ 
ren Einflüsse er auf dem Weg zum Marxismus so¬ 
wohl bewahrte als auch überwand. Aus jüdischem 
Elternhaus stammend musste er, der schon 1929 
der KPÖ beigetreten war, vor den Nazis über die 
Schweiz nach England emigrieren, wo er in den 
Freundes- und Diskussionskreis so berühmter bri¬ 
tischer marxistischer Wissenschaftler wie Bernal, 
Hobsbawm, Cornforth geriet, auch mit Norbert 
Wiener, Anna Freud, Linus Pauling und anderen 
in Kontakt kam. 

So ausgerüstet kehrte er nach der Befreiung in sei¬ 
ne Heimat - und auch nach Deutschland - zurück, 
sich sofort und vehement an die Arbeit machend. 
Was lag da näher, als sich mit dem von den Nazis 
hinterlassenem wissenschaftlichen und politischen 
Unrat auseinander zusetzen, auch die riesigen 
Lücken ausfüllen zu helfen, die nazi-rassistische 
„Wissenschafts“-Politik hatte entstehen lassen? 

Die Frucht dessen kann man ehesten kennen ler¬ 
nen, wenn man sich in die fünfzig Vorlesungen 
vertieft, die Walter Hollitscher vom November 
1949 bis Juli 1950 an der Berliner Humboldt- 
Universität zum Komplex „Dialektik der Na¬ 
tur“ hielt 1 , oder seine beiden großen Arbeiten 
„Die Natur im Weltbild der Wissenschaft“ und 
„Der Mensch im Weltbild der Wissenschaft“ zur 
Hand nimmt - beide Bücher sind später in einer 
leicht überarbeiteten, sechsbändigen Taschen¬ 
buchausgabe 2 erschienen. Man kann auch eini¬ 
ge der vielen „kleineren“ Arbeiten Hollitschers 
studieren, etwa die Auseinandersetzung mit den 
Aggressionstrieb-Mythen: „Aggression im Men¬ 
schenbild“ oder „Der überanstrengte Sexus“. 3 Es 
gibt im Land sicher noch viele Genossinnen und 
Genossen, auch Nicht-Kommunisten, die Walter 


Hollitscher als Vortragenden und Diskutierenden 
erlebten und stets bereichert nach Hause gingen. 

★ 

Doch es muss noch etwas Beschämendes mitge¬ 
teilt werden, das den Umgang mit Walter Hollit¬ 
scher betraf, aber zu einem größeren Zusammen¬ 
hang gehört. 

In jener Zeit, in der Walter seine Berliner Vor¬ 
lesungen hielt,war „man“ in Moskau bestrebt, 
kräftig der weit verbreiteten Geringschätzung des 
„Slawischen“ in Mittel- und Westeuropa entge¬ 
genzusteuern, indem man den Ursprung allerlei 
wichtiger Erkenntnisse, Entdeckungen und Ent¬ 
wicklungen als originär Russisches ausgab. 

Und da ohnehin allerlei Verdächtiges aus dem Im¬ 
perialismus in den Sozialismus hineinschwappte, 
traf ein Fluch auch Walters Werk: Er verbreite nur 
Konzepte westlichen Charakters, unterschätze die 
Leistungen der russischen, der sowjetischen Kul¬ 
tur. Die bereits druckfertigen Vorlesungen konn¬ 
ten nicht erscheinen. So wurden bedeutende na¬ 
turwissenschaftliche Forschungsergebnisse - nur 
weil sie auf dem Boden imperialistischer Staaten 
erarbeitet worden waren (oft gerade von Mar¬ 
xisten) - der angehenden jungen Intelligenz der 
DDR vorenthalten. 

Wem das wohl genutzt haben mag? 

Erst Georg Klaus und einige andere Genossen ha¬ 
ben wenig später mit ihren Arbeiten diese unsin¬ 
nige „Mauer“ durchbrochen. Walter Hollitscher 
aber wurde sogar einige Tage (wohl auf sowjeti¬ 
sches Geheiß) inhaftiert, dann nach Österreich ab¬ 
geschoben, wo er im Rahmen des ZK der Partei 
und dann als deren ZK-Mitglied arbeiten konnte. 
Die DDR hat diesen Unsinn ohnehin nicht allzu 
lange durchgehalten: Walters Bücher wurden ge¬ 
druckt, er selbst hielt Jahr für Jahr an der Karl- 
Marx-Universität Vorlesungen zu seinen Arbeits¬ 
gebieten ab. 

★ 

Dies als Einnerung und zur Einstimmung in das 
Buch von Martin Krenn „Das Ganze denken. Na¬ 
tur und Mensch im Werk von Walter Hollitscher“. 

Ich habe das Buch mit der Freude gelesen, die sich 
einstellt, wenn man sich wieder erinnert an das, 
was man einst bei Walter studiert hat. 

Zum Aufbau des Buches. 

Nach einem knappen Vorwort kommen die Ka¬ 
pitel: 


in 

1: Einführung. 2. Methodische Grundlegung: Hol¬ 
litschers Verständnis des dialektischen und histo¬ 
rischen Materialismus. 3. Die Dialektik der Natur: 
Naturphilosophie und Einheit der Welt. 4. Kontex- 
tualisierung: Zum Begriff der marxistischen An¬ 
thropologie. 5. Hollitschers Frage nach dem Men¬ 
schen (I): Mensch und menschliche Entwicklung 
unter dem Aspekt des Evolutionspanoramas. 6. 
Hollitschers Frage nach dem Menschen (II): Be- 
wusstsein-Sein-Spezifik. 7. Hollitschers Frage nach 
dem Menschen (III): Die psychische Konstitution 
des Menschen. 8. Ausblick: Natur und Mensch in 
der dialektisch-materialistischen Philosophie der 
Gegenwart und der Beitrag Hollitschers zur Ver- 
ortung des Menschen im Naturganzen. 9. Angaben 
zur Literatur. 

Ich steige nicht ein in Martin Krenns konkrete 
Darlegungen zu Hollitscher. Wer da Kenntnisse 
erwerben will, mag in das Buch selbst schauen. 
Natürlich ersetzt dieses Buch nicht das Studium 
der Arbeiten Hollitschers selbst. Aber Krenns 
Buch ist eine gute, gründliche Einführung in das 
Wirken unseres Genossen. Und ich kann es mir 
nicht „verkneifen“, ein kleines Beispiel anzufüh¬ 
ren, wie Hollitscher ein immer wieder heiß debat¬ 
tiertes Thema anging, und das schon vor langen 
Jahren. 

Es handelt sich um das berühmte „Leib-Seele- 
Problem“. 



Geheime Waffengattung 

Geschichte der Raketeneinheiten der DDR erschienen 


Neueste Raketentechnik hatte die DDR seit An¬ 
fang der 80er Jahre. Die dazu notwendigen Ra¬ 
ketentruppen als Teil der Nationalen Volksarmee 
(NVA) blieben bis zur Auflösung geheim. Die 
westlichen Staaten hatten trotz eines gewaltigen 
Spionageapparates von der geheimen Raketen¬ 
einheit der NVA bis zuletzt keine verwendbaren 
Informationen. Jetzt beschäftigen sich ehemalige 
Militärangehörige in einem inhaltlich sehr gut auf¬ 
gemachten Band mit den „Raketentruppen der 
NVA 4 , nachdem der Geheimhaltungsgrad aufge¬ 
hoben wurde. 

Was der Westen auf Militärparaden und Manö¬ 
vern des sozialistischen deutschen Staates sah, war 
nur so viel, wie der Warschauer Pakt nach außen 
zur Abschreckung eines westlichen Angreifers 
allenfalls präsentieren wollte. Von dem hochmo¬ 
dernen Raketenkomplex der Landstreitkräfte der 
NVA erfuhren westliche Geheimdienste erst 1990 
bei der Verschrottung einer Raketenstartrampe 
im ehemaligen DDR Bezirk Rostock. 

Die im Jahre 1961 gegründeten Raketentruppen 
waren eine Antwort auf die aggressive westliche 
Außenpolitik, die sich eine Beseitigung der sozia¬ 
listischen Staaten nicht nur in Europa zum Ziel 
gesetzt hatte. 

Zahlreiche Fotos geben dem Betrachter die Mög¬ 
lichkeit, Einblicke in die Raketentechnik sowie 
das tägliche Leben der „Raketschniki“ zu bekom¬ 


men. Der Leser ist sozusagen auch mittendrin in 
der Phase des Kalten Krieges und die daraus re¬ 
sultierenden hohen Anforderungen an die Armee¬ 
angehörigen einer sozialistischen Volksarmee. 

Obwohl sich das Buch ausführlich mit Starts von 
Raketen und den dazu notwendigen technischen 
Daten beschäftigt, bleibt der politische Aspekt 
nicht unberücksichtigt. So analysieren die Auto¬ 
ren die politische und militärische Herausforde¬ 
rung von Beginn der 1950er Jahre an. Sie belegen: 
Hochrüstungspolitik war und ist Staatsdoktrin des 
Kapitalismus und dessen Armeen. Dazu gehört 
auch die Politik der Bundesrepublik unter Kon- 
rad Adenauer (CDU) und Helmut Schmidt (SPD) 
gegenüber der UdSSR und ihren Verbündeten. 
Für beide Kanzler war die Aufrüstung der westli¬ 
chen Armeen mit taktischen Kernwaffen Schwer¬ 
punkt einer Erstschlagspolitik. Hingewiesen wird 
in diesem Zusammenhang auf einen Beschluss des 
„Verteidigungsausschusses“ aus Dezember 1959. 
Darin beschloss der Bundestag „die Anschaffung 
einer geheim gehaltenen Zahl unbemannter Flug¬ 
körper“. Die Reaktion von Seiten der Regierung 
der DDR kam postwendend. Im Januar 1961 ent¬ 
schied man sich für die Aufstellung einer Raketen¬ 
brigade mit 1 200 Soldaten, davon 120 Offiziere. 
Einsatzfähig war diese ab 1962. 

Umfassendes Hintergrundmaterial gibt es auch 
darüber, warum die sowjetische Seite stets von ei¬ 


ner Aggression der NATO ausgehen musste und 
selbst keinen überraschenden Ersteinsatz von 
Atomwaffen plante. Ziel war jedoch, innerhalb 
weniger Minuten auf einen Atomangriff des Wes¬ 
tens ebenfalls mit einer atomaren Verteidigung 
zu reagieren. Der Leser bekommt Informationen 
über diese Militärstrategie der UdSSR, den Ein¬ 
satz von Kernwaffen-Gefechtsköpfen durch Spe¬ 
zialeinheiten der Sowjetarmee auf dem Territori¬ 
um der DDR, deren Abschusstests ohne atomare 
Bestückung im sowjetischen Kosmodrom Kapus- 
tin Jar in Kasachstan. 

Für die Bewachung und Sicherung der Raketen¬ 
lager in der DDR war alleine die Sowjetunion zu¬ 
ständig. Der Start einer mit Kernwaffen-Gefechts¬ 
köpfen bestückten Rakete der NVA war durch 
Installation spezieller Blockierungseinrichtungen 
in den zuletzt vorhandenen 68 Startrampen aus¬ 
geschlossen. Davon befanden sich 24 Abschuss¬ 
rampen für operativ-taktische Raketen sowie 44 
taktische Startrampen überwiegend im Norden 
und Süden der DDR. Als es die Startblockierung 
gegen versehentliche Abschüsse noch nicht gab, 
wäre die Anwesenheit eines Vertreters der Roten 
Armee nötig gewesen. Der Koffer mit dem Siche¬ 
rungscode befand sich stets beim Generalsekretär 
des ZK der KPdSU. 

Als selbstverständlich, aber trotzdem erwähnens¬ 
wert, sollte die für sozialistische Persönlichkeiten 


sein Werk 

Da wird heiß debattiert - und schon Engels muss¬ 
te sich damit befassen -, ob es möglich sei, das 
Bewusstsein, seine Aktivitäten ohne Rest auf Ma¬ 
terielles zurückzuführen. Ich war und bin noch 
der Meinung, dass solche „Erklärungs“-Versu- 
che letztlich nicht das Bewusstsein erklären, son¬ 
dern es annullieren würden. Als ich vor fast zwan¬ 
zig Jahren ein Buch zum Materialismus-Thema 
schrieb, ging ich auch auf dieses Thema ein. Da¬ 
mals meinten einige Naturforscher der DDR, die 
auf diesem Gebiet suchten und experimentierten, 
nach ihrer Meinung werde das Problem in etwa 
fünfzehn Jahren gelöst sein - ich schrieb, mal se¬ 
hen, wie es in fünfzehn Jahren damit wird ausse- 
hen können. Längst sind diese Jahre vergangen ... 

Und wie sah das Walter Hollitscher? Er argumen¬ 
tierte, indem er auf ein Telefongespräch verweist, 
auf das mit dem Telefon-Apparat, mit dessen Ver¬ 
mittlung stattfindende Gespräch verweist, und 
sagt: dieses finde zwar mittels der Telefonanlage 
statt, doch befinde sich in dessen Atomen nichts 
von diesem Bewusstsein selbst. 

Robert Steigerwald 

Martin Krenn. Das Ganze denken. Natur und 
Mensch im Werk von Walter Hollitscher, Hrsg. Al¬ 
fred Klahr-Gesellschaft, Wien 2012, ISBN-Nr. 978- 
3-9 503137-1-0 

1 Das Buch wurde 1991 im Verlag Arbeit und Gesell¬ 
schaft GmbH, Rosenstraße 12/13, Marburg mit einem 
Anhang über die Auseinandersetzung zu diesen Vorle¬ 
sungen herausgebracht. Wer etwas zum Kopfschütteln 
lesen will, dieser Anhang regt dazu an! 

2 Die beiden großen „Weltbild“-Bücher erschienen 1969 
im Globus Verlag, Wien, die überarbeiteten Taschenbü¬ 
cher ebenfalls zunächst im Globus-Verlag 1983, dann in 
der“ kleinen Bibliothek des Pahl-Rugenstein-Verlags, 
Köln 1985 

3 „Der überanstrengte Sexus“ erschien erstmals 1973 
unter dem Titel Sexualität und Revolution“ im Verlag 
Marxistische Blätter, Frankfurt a.M., in der von Man¬ 
fred Buhr, DDR, herausgegebenen Reihe „Zur Kritik 
der bürgerlichen Ideologie“ (Band 56,1975) 
„Aggression im Menschenbild“ erschien zuerst 1970 
in Wien und dann ebenfalls in der Reihe „Zur Kritik 
der bürgerlichen Ideologie“ als Heft 18 unter dem Ti¬ 
tel: „Kain“ oder „Prometheus“. Zur Kritik des zeitge¬ 
nössischen Biologismus, später im Verlag Marxistische 
Blätter. 

(Siehe auch „Personenkult - ein Kennzeichnungs¬ 
versuch“ - Ein marxistischer Essay von Walter 
Hollitscher aus dem Jahr 1980 in der UZ vom 
3.2.2012) 


normale Bescheidenheit genannt werden. So legt 
der Herausgeber großen Wert darauf, dass die 
Entstehung des Buches nur durch ein Autoren¬ 
kollektiv möglich war. Der letzte Chef der Rake¬ 
tentruppen und 1990 des Stabes des Kommandos 
der Landstreitkräfte, Generalmajor a.D. Roland 
Großer, bedankt sich ausdrücklich bei den Mitau¬ 
toren. Er vergisst auch nicht den täglichen Einsatz 
der Menschen, die pflichterfüllend ihren Dienst in 
zwei Raketenbrigaden und elf Raketenabteilun¬ 
gen in der NVA leisteten und damit an der Naht¬ 
stelle von NATO und Warschauer Pakt auf dem 
Gebiet der DDR für eine ständige Gefechtsbe¬ 
reitschaft sorgten. 

Nach zwanzig Jahren bekommt nicht nur der fach¬ 
lich interessierte Leser einen Einblick in die ge¬ 
heimste Waffengattung der NVA. Lesenswert ist 
das Buch ebenso für diejenigen, die sich in der 
Friedensbewegung gegen die Stationierung der 
NATO-Mittelstreckenraketen in der Bundesrepu¬ 
blik wandten, weil sie wussten, dass dies auf Seiten 
der DDR zu weiteren Verteidigungsanstrengun¬ 
gen führen musste. 

Herbert Schedlbauer 

Roland Großer (Hg.): Raketentruppen der NVA- 
Landstreitkräfte. Geheimhaltung aufgehoben. 
Projekte-Verlag Cornelius, Halle an der Saale 2012, 
404 Seiten, 29,50 Euro. ISBN 978-3-86 237-858-6 
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Auch die Schwierigkeiten und Widersprüche 

Der kommunistische Maler Heinrich Vogeler in Worpswede 



A ls sei es das Selbstverständ¬ 
lichste der Welt, zeigt die „Gro¬ 
ße Kunstschau“ in Worpswede 
eine Ausstellung mit dem Titel „Neue 
Wege - Vogeler in der Sowjetunion“Sie 
umfasst das zwischen 1924 und 1942 
entstandene kommunistische Werk des 
Künstlers, und eröffnet mit dem Hin¬ 
weis: „Heinrich Vogeler stellte seine 
Kunst ganz in den Dienst der kommu¬ 
nistischen Idee“ 

An diesem Hinweis und den unter ihm 
versammelten Bildern dürften viele 
Besucherinnen schwer zu beißen ha¬ 
ben. In der Alt-Bundesrepublik kennt 
und hebt man Vogeler vor allem als 
verträumten, weltentrückten Jugend¬ 
stilkünstler. Für seine Bilder klebrig¬ 
süßer Idyllen wurde er seit 1900 von 
der Bourgeoisie gefeiert und mit Auf¬ 
trägen überschüttet. Sie bestimmen 
die Wahrnehmung Vogelers bis heute. 
Stattdessen nun: Aufrufe zum Sturz des 
Kapitalismus. Aufrufe zum Aufbau des 
Sozialismus. 

★ 

Gleich im ersten Raum hängt das Bild 
„Kulturarbeit der Studenten im Som¬ 
mer“. Es entstand 1924. Wie in einem 
Kaleidoskop treffen hier zahlreiche 
Szenen aufeinander, überschneiden, 
überlagern sich: Arbeiter lernen Lesen/ 
Eine gewaltige Raupe zieht einen Pflug 
übers Feld/Menschen versammeln sich 
mit roten Fahnen/Bauern hocken un¬ 
ter freiem Himmel und lauschen einem 
Lehrer/Eine Frau beobachtet beunru¬ 
higt drei Kulaken. 

So erzählt Vogeler vom mühevollen 
Werden der Sowjetunion, von Alpha¬ 
betisierung, Industrialisierung, Kol¬ 
lektivierung der Landwirtschaft, der 
Konterrevolution. „Er wollte“, erklär¬ 
te Vogeler, „in jedem seiner Bilder die 
Totalität des Geschehens sinnfällig 
machen, indem er möglichst viele Teile 
eines Komplexes zusammenfasste. ... 
Die einzelnen, summierten Teile des 
Gesamtkomplexes waren jedoch ganz 
reale Darstellungen der neuen Wirk¬ 
lichkeit.“ 

★ 

Nur zehn Jahre zuvor hockte Vo¬ 
geler noch als gehätschelter Bour¬ 
geois-Künstler in seinem Worpswe- 
der Barkenhoff und kultivierte seine 
Weltfremdheit. Dann rissen ihn die 
Erlebnisse des Weltkriegs aus seiner 
„erträumten Märchenwelt“. Binnen 
weniger Jahre wurde er „zu einem glü¬ 
henden Pazifisten und Kommunisten“, 
wie die Kuratorin Sabine Schlenker im 
Katalog schreibt. Zu einem, „der sich 


und seine Kunst in den Dienst für das 
arbeitende Volk stellen wollte“. 
Vogeler brach mit seinem bisherigen 
Leben, dem erfolgreichen Malerda¬ 
sein, der ökonomischen Sicherheit. 
1923 schenkte er seinen Barkenhoff 
der Roten Hilfe, zog nach Berlin, trat 
in die KPD ein, gehörte später zu den 
Mitbegründern der ASSO. 

Doch das Ringen um eine neue, ein¬ 
greifende, parteiliche Kunst gestaltete 
sich mühsam: Was zeigen? Und wie? 
Zwischen 1918 und 1923 schuf er ex¬ 
pressionistische Bilder mit christlich- 
mystifizierten Frauengestalten, Kopf¬ 
geburten, die irgendwie das Neue 
darstellen sollten. Aus der Rückschau 
erklärte er: „Es war der leidenschaftli¬ 
che Versuch, sich von allem Vergange¬ 
nen der bürgerlichen Kunst zu lösen, 
ein Versuch, das Alte zu zerschlagen. 
... Eine Revolution ohne Perspektive, 
ohne Ziel.“ 

Dann, 1924, das radikal Neue. Voge¬ 
ler entwickelte gleich mehrere Ar¬ 
beiten im Stil der „Kulturarbeit der 
Studenten im Sommer“. Diese Bilder 
waren keine Kopfgeburten. Es waren 
keine Hirngespinste. Sie entsprangen 
der Wirklichkeit. 1923/24 hatte er mit 
seiner zukünftigen Frau, der Kommu¬ 
nistin Zofia Marchlewska, in Moskau 
gelebt und an der Akademie gelehrt: 
„Eine vollkommen neue Welt ging in 


mir auf und fand vollkommen neue 
künstlerische Ausdrucksmittel, mit de¬ 
nen ich den Komplex der politischen, 
der wirtschaftlichen und kulturellen 
Arbeit erfassen wollte.“ 

Weitere Reisen in die UdSSR folgten. 
1931 emigrierte Vogeler in die Sowjet¬ 
union, da er in Deutschland von seiner 
Arbeit nicht mehr leben konnte. In all 
den Jahren entstanden Komplexbilder, 
auf denen er montageartig und in as¬ 
soziativer Weise die Veränderbarkeit 
gesellschaftlicher Verhältnisse vor¬ 
führt: Er erzählt vom Imperialismus, 
vom weißen Terror, der IRH. Er kon¬ 
frontiert Szenen über bourgeoise Ban¬ 
kette, politische Verfolgung und Folter 
mit solchen über Arbeiterwiderstand, 
Streiks, Solidarität. Die meisten Bil¬ 
der aber berichten vom schweren, wi¬ 
dersprüchlichen, großartigen Aufbau 
der UdSSR. Stets zeigt er Menschen 
in Aktion, vermittelt dem Betrachter 
Erkenntnisse über Vergangenheit, Ge¬ 
genwart und mögliche Zukunft, fordert 
von den Betrachterinnen Mitdenken, 
Stellungnahme, Eingreifen. Es sei ihm 
darauf angekommen, so Vogeler, „die 
beste agitatorisch-propagandistische 
Form zu finden, die unserer Arbeiter¬ 
schaft einen möglichst umfassenden 
Einblick in das Werden der sozialis¬ 
tischen Gesellschaft nach der großen 
Oktoberrevolution geben sollte.“ 


Der Maler verstand die Bilder als Vor¬ 
arbeiten für monumentale Wandbilder 
in sowjetischen Arbeiterclubs und Be¬ 
trieben. Gleichzeitig nutzte er sie als 
Agitationstafeln: Er ließ Dias von ih¬ 
nen hersteilen, die er auf Reisen durch 
Deutschland auf Parteiabenden zeig¬ 
te - in der Ausstellung werden sie vor¬ 
geführt. 

Dass all diese Arbeiten jetzt in Worps¬ 
wede gezeigt werden, ist seinem 140. 
Geburtstag zu verdanken: Die Muse¬ 
umsleiterinnen wollten den ganzen 
Vogeler vorstellen und organisierten 
gleich vier Ausstellungen. Die in der 
„Großen Kunstschau“ macht nun deut¬ 
lich: Vogelers Komplexbilder, diese Er¬ 
kenntnis- und Bekenntnisbilder, haben 
nichts von ihrer diskursiven, aufkläre¬ 
rischen Kraft verloren, denn sie bieten 
nichts Fertiges, nichts Geschöntes. Viel¬ 
mehr hätten ihn, erklärte Vogeler, „die 
gewaltigen Eindrücke des großen Wer¬ 
dens, die Umwandlung aller menschli¬ 
chen Verhältnisse von Grund auf“ zu 
einer Gestaltung getrieben, „die bei 
aller Einfachheit und Größe auch die 
Schwierigkeiten und Widersprüche er¬ 
hellen sollten“. 

Berta Lask bezeichnete diese Bilder 
1927 in der „Roten Fahne“ als „epi¬ 
sche Bilder“. Der in Moskau lebende 
Kunsttheoretiker Alfred Durus würdig¬ 


te sie als wegweisend für die sowjeti¬ 
sche Malerei. 

Doch obwohl Vogelers Arbeit in der 
UdSSR geschätzt und ausgestellt wur¬ 
de, konnte er seine Wandbildpläne 
nicht realisieren. Und nachdem 1932 
sowjetische Politfunktionäre einer di¬ 
alektischen, diskursiven, eingreifenden 
Vorstellung von Kunst eine Absage er¬ 
teilten, und Vogeler heftig kritisiert 
wurde (Durus charakterisierte seine 
Komplexbilder nun als „Gemälde mit 
vielen losen Details, die kompositio¬ 
neil mehr nach dekorativen als nach 
inhaltlichen Gesichtspunkten zusam¬ 
mengefügt sind“), zerstörte er zahlrei¬ 
che Komplexbilder. 

Und er arbeitete weiter: Er organisier¬ 
te Ausstellungen, reiste mit Aufträgen 
durch das Land, malte Landschaften, 
schuf Porträts von Kolchos-Arbeite¬ 
rinnen, von Erich Weinert, Clara Zet¬ 
kin. 1936 setzte er mit seinem anrüh¬ 
renden Bildnis „Deutscher Stachanow- 
Arbeiter im Erholungsheim in Sotschi“ 
allen Genossen ein Denkmal, die in 
Deutschland gegen den Faschismus ge¬ 
kämpft hatten und nun in der UdSSR 
im Exil lebten. Auch dieses Bild zeigt 
die Ausstellung. 

Als die Faschisten die Sowjetunion 
überfielen, meldete sich der 70-jähri¬ 
ge Maler umgehend bei der Roten Ar¬ 
mee. Doch, so Sabine Schlenker, „aus 
Altersgründen durfte Vogeler kein 
Soldat mehr sein und nahm mit beein¬ 
druckender Energie die Arbeit in der 
Propagandaabteilung der ... Roten Ar¬ 
mee auf.“ Da Vogeler auf den schwar¬ 
zen Listen der Faschisten stand, wur¬ 
de er bald zu seiner eigenen Sicherheit 
nach Kasachstan evakuiert, wo er 1942 
starb. In Woroschilowsk erinnert ein 
Denkmal an ihn. Und jetzt hier, 70 Jah¬ 
re später und wider alle Zeitläufte, die 
Ausstellung mit Arbeiten, die so bald 
nicht wieder gezeigt werden dürften, 
und über die Vogeler schrieb, sie sei¬ 
en „getragen von dem Gedanken, dem 
Beschauer die Gefühle zu erwecken, 
die einmal Taten auslösen müssen zur 
Ausrottung des Faschismus, dieser Wu¬ 
cherpflanze auf dem faulenden Körper 
des dem Untergang geweihten Kapita¬ 
lismus.“ Julia Sastra 

Worpswede, Große Kunstschau: „Neue 
Wege - Vogeler in der Sowjetunion“. 

Bis 30.9.2012 

Zitate aus: 

Heinrich Vogeler. Künstler Träu¬ 
mer Visionär, Katalog zur Ausstellung. 
Christine Hoffmeister, Heinrich Voge¬ 
ler. Die Komplexbilder, Bremen 1980. 
Heinrich Vogeler, Werke seiner letzten Jahre, 
Akademie der Künste Berlin, 1954. 


Die Verwandlung des Heinrich Vogeler 

Renate von Rosenbergs „Adieu Märchenprinz“ 


Um es gleich vorweg zu sagen: Wir be¬ 
trachten „Adieu Märchenprinz“ we¬ 
der als einen Roman im herkömmli¬ 
chen Sinne noch als Biographie eines 
bekannten Künstlers. Vor uns hegt eine 
engagiert geschriebene, biographisch 
orientierte kulturhistorische Erzäh¬ 
lung, die das Leben und Schaffen Hein¬ 
rich Vogelers (1872-1942) zum Gegen¬ 
stand hat; dies aber nur bis zum gravie¬ 
rendsten Einschnitt in seinem Leben, 
der Reise von 1923 nach Moskau. 

Das belletristische Werk der Renate 
von Rosenberg besteht aus 13 Kapi¬ 
teln plus Epilog sowie einem Anhang, 
zu dem u. a. Vogelers „Friedenspro¬ 
gramm“ gehört. Während die Dar¬ 
stellung der Kindheit und Jugend des 
Künstlers in wohlbehüteten bürgerli¬ 
chen Verhältnissen sprunghaft ist und 
auf das Wesentliche beschränkt bleibt, 
nimmt die Intensität des Erzählten 
nach der ersten Begegnung mit Worps¬ 
wede und der Schaffung des Barken- 
hoffs merklich zu. 

Als zentrales Kapitel erweist sich 
schließlich „Leben als Inszenierung“. 
In ihm erleben wir die Grundzüge der 
Wandlung Heinrich Vogelers und de¬ 
ren primären Ursachen. So begegnet er 


dem Überlegenheitsdünkel sogenann¬ 
ter westeuropäischer Kultur in Gestalt 
des Kolonialgehabes der Engländer auf 
Ceylon und dem Elend der Fabrikar¬ 
beiter von Lodz und Glasgow. Er ent¬ 
deckt Maxim Gorkis literarische Werke 
für sich und entwickelt einen Blick für 
die „Realität der Klassengesellschaft“, 
also für „Not, Elend und Ausbeutung“. 
Nach Paula Modersohn-Beckers Tod 
findet er in deren künstlerischem Werk 
Menschen, die durch Arbeit und Sorge 
charakterisiert sind, die „Häuslinge“. 
Die Worpsweder Werkstätten werden 
gegründet. Dann verändert eine Schaf¬ 
fenskrise alles. Martha, seine erste Frau, 
bricht die Ehe. Vorübergehend bezieht 
Vogeler in Berlin ein neues Atelier. 
Unstete Jahre bestimmen von nun an 
sein Leben: Abschied vom Barkenhoff, 
Fahrt nach Paris, Flucht in die Schweiz, 
nach Österreich, ins Sauerland und 
wieder nach Berlin. 

Als der erste Weltkrieg ausbricht, mel¬ 
det sich der Einundvierzigjährige frei¬ 
willig zur Armee. Er möchte sich, im 
Irrglauben wie viele, als ein Teil des 
Volkes sehen. Bald jedoch erkennt er 
die Grausamkeit des Krieges und des¬ 
sen von den herrschenden Schichten 


in Deutschland gesteckten ökonomi¬ 
schen und politischen Zielen. Vogeler: 
Ich habe den Krieg hassen gelernt und 
verabscheue ihn...“ Die Zeit des „Mär¬ 
chenprinzen“ ist endgültig vorüber. 
Die Revolution in Russland drängt 
sich in sein Blickfeld. Ein das Ende 
des Völkermordens fordernder Brief 
an Wilhelm II. und Ludendorff bringt 
Vogeler vorübergehend in die Irrenan¬ 
stalt. Renate von Rosenberg resümiert: 
„Aus Heinrich war ein Mensch gewor¬ 
den, den die durchlittene Erfahrung 
des Krieges und unnötig verlängerten 
Völkermordens zu einem radikalen Pa¬ 
zifisten gemacht hatte. Er wusste nun, 
dass der Sozialismus seine innere Hei¬ 
mat war ... Ihm imponierte sozialisti¬ 
sche und bolschewistische Propaganda. 
Alles klang einfach ... Kein Arbeiter, 
kein Mensch sollte jemals wieder gegen 
einen anderen Menschen und Arbeiter 
kämpfen müssen.. .Er war auf dem Weg 
von einer alten in eine neue Welt ...“ 
Vogeler hatte sich zum Revolutionär 
entwickelt, der „Erfüllung in einem tä¬ 
tigen Kommunismus sucht“. Seine Vor¬ 
stellung ist eine „sozialistische Volks¬ 
republik“, eine Gesellschaft ohne Klas¬ 
senhass und Klassenkampf. Die daraus 


abgeleitete eklektische Ansicht: „Der 
Kommunismus will die Durchsetzung 
des gesamten Volkslebens mit dem 
lebendigen Christentum, dem Gesetz 
der gegenseitigen Hilfe.“ In Worpswe¬ 
de entsteht die legendäre Kommune, 
ein „kommunistischer Miniaturstaat“, 
der aber an der ideologischen Wider¬ 
sprüchlichkeit seiner Bewohner schei¬ 
tert. Vogeler übergibt den Barkenhoff 
als Kinderheim an die Rote Hilfe. 

1923 fährt er nach Moskau. Seine letz¬ 
ten 20 schaffensreichen und schließ¬ 
lich tragisch endenden Lebensjahre 
sind von der Autorin nicht gestaltet, 
sondern, sehr straff gefasst, in den Epi¬ 
log verbannt worden. Es bleibt, wie im 
Untertitel formuliert, bei der „Wand¬ 
lung“ Heinrich Vogelers; die Schau auf 
seine „Verwandlung“, um ein Wort Er¬ 
win Strittmatters zu benutzen, bleibt 
der Vorstellungskraft des Lesers über¬ 
lassen. 

Renate von Rosenbergs Werk „Adieu 
Märchenprinz“ sieht die Entwicklung 
ihres Helden im Wesentlichen von au¬ 
ßen, gestützt auf zahlreiche Dokumen¬ 
te. Psychische Vorgänge werden erzäh¬ 
lend gestaltet. Wer das unterhaltsame 
Buch mit seinen vielen politischen, 


kulturhistorischen, ästhetischen und 
ethischen Anmerkungen und den mit 
ihnen verbundenen Personen voll re¬ 
zipieren will, muss selbst aktiv werden 
und hinterfragen:. Alles ist flüssig er¬ 
zählt und reich an anregenden Emoti¬ 
onen. Es gibt auch Kitschiges, darunter 
die Beschreibung eines Urwaldes und 
seiner Bewohner oder die Verwendung 
von Ersatzstücken wie die Fügung „der 
tiefe und doch unendliche Himmel, an 
dem große weiße Wolken hängen“. 
Auch in anderer Hinsicht, z. B. in gram¬ 
matikalischer, syntaktischer und stilis¬ 
tischer, hätte es hin und wieder korri¬ 
gierender Eingriffe eines sachkundigen 
Lektors bedurft. Zu bedauern ist, dass 
der Verlag diesem schön aufgemachten 
Band in seinem Anhang keine Repro¬ 
duktionen einiger Gemälde und Grafi¬ 
ken Heinrich Vogelers beigegeben hat. 
Sie hätten dort ihren gemäßen Platz ge¬ 
funden. Bernhard Igel 

Renate von Rosenberg, „Adieu Märchen¬ 
prinz“ , Wandlung des Künstlers Heinrich Vo¬ 
geler. Zeichnungen von Peter Dangschat, Do- 
nat Verlag, Bremen 2012,239 S. 
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Die acht größten deutschen Fleischkonzerne (Umsatz in MilI. Euro) 


R iesenjubel bei 82 polnischen 
Frauen, die als Werkvertragsar¬ 
beiterinnen bei der Westfleisch 
in Oer-Erkenschwick am Band stehen. 
Ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen 
verbessern sich schlagartig. Seit dem 
8. August sind sie als Leiharbeiterinnen 
bei der Maiale Personalmanagement 
GmbH angestellt. Ihre Entlohnung 
richtet sich nun nach dem Tarifvertrag 
der IGZ und dem DGB. Das bedeutet 
für sie: Ein tariflicher Stundenlohn von 
7,89 Euro, sie sind sozialversichert, sie 

haben Anspruch auf Urlaub etc. 
Bisher hatten sie einen Werkvertrag 
mit der Budmel GmbH mit u.a. fol¬ 
gendem Inhalt: 

„Der Auftraggeber beauftragt und der 
Auftragnehmer verpflichtet sich: 
den laufenden Produktionsprozess der 
Produktionslinie für die Verarbeitung 
der Fleischprodukte aufrecht zu halten 
{Arbeit am Produktionsband - d. Verf.) 
... Dem Auftragnehmer steht ein mo¬ 
natlicher Gehaltsanspruch in Höhe 
von 1 500,00 Zloty brutto zu.“ Das ent¬ 
spricht 368,64 Euro und liegt damit 
knapp über dem polnischen Mindest¬ 
lohn von 360 Euro. 

In der letzten Ausgabe der UZ berich¬ 
teten wir umfangreich über die Situati¬ 
on der Arbeiterinnen. Die Recherchen 
der Initiative „Solidarisches Reckling¬ 
hausen“, der UZ und des ZDF haben 
offensichtlich die Verantwortlichen 


Tatort Düsseldorf Hotel Holiday im 
September 2011: Die Creme de la 
Creme der deutschen Wirtschaft sitzt 
im elitären Kreis zusammen. Die Deut¬ 
sche Bahn, Bosch, BMW, Metro, Por¬ 
sche, Siemens und BASF waren ver¬ 
treten, die Zeitarbeitsunternehmen 
Manpower und Randstad sowie die 
Unternehmensberatung KPMG. Auf 
der Tagungsordnung stand nur ein Ta¬ 
gesordnungspunkt. „Freie Industrie¬ 
dienstleistungen als Alternative zur 
regulierten Zeitarbeit.“ 

Frei übersetzt heißt das: „Wie kann ich 
Arbeitnehmer noch mehr ausbeuten 
als mit Zeitarbeit „.Die Kernfrage der 
Veranstaltung das Ausloten von Mög¬ 
lichkeiten, anstelle von Leiharbeitern 
Leistungskontingente bei Subunter¬ 
nehmen einzukaufen. Einst betraf das 
Kantinen, Zulieferer und das Bauge¬ 
werbe. Mittlerweile aber werden mit 
sogenannten Werkverträgen „ganze 
Arbeitsschichten oder Arbeitskolon¬ 
nen“ bei Subunternehmern geordert. 
Rechtliche Bestimmungen bilden dabei 
kaum Hindernisse. Die vorgeschriebe¬ 
nen „getrennten Arbeitsbereiche“ wer¬ 
den mittels gestrichelter Linien in der 
Werkhalle markiert, Maschinen stun¬ 
denweise an den Subunternehmer ver¬ 
mietet oder wie im Baugewerbe kom¬ 
plette Bauleistungen abgetreten. Damit 
wird den gesetzlichen Regularien, die 
für Werkverträge mit Subunterneh¬ 
mern gelten, die Tür geöffnet. Durch 
die Düsseldorfer Handlungsanleitung 
zur Ausbeutung werden Tarifverträge 
ausgehebelt und moderne Sklaverei 
legalisiert. ZAAR-Chef Volker Rieb- 
le beklagte in seiner Eröffnungsrede, 
durch das „Damoklesschwert des Bran- 
chenmindestlohns“ sowie die „intensi¬ 
ve Regulierung“ erfahre der Zeitar¬ 
beitssektor derzeit eine „sinkende At¬ 
traktivität“, um dann ohne viele Worte 
Möglichkeiten zur Sprache zu bringen, 
mit denen Leistungen durch Werkver¬ 
träge ausgelagert und weitaus billiger 
eingekauft werden könnten. 
Mittlerweile trägt die unternehmeri¬ 
sche Fortbildung vielerorts Früchte. 
Aus allen Teilen der Republik mel¬ 
den Gewerkschafter eine Zunahme 
der Werkverträge sowie Ausbeutung 
und Lohndumping. Über Strohleute 
gegründete Unternehmen treten als 
Subunternehmen auf und bedienen 
sich auf dem Arbeitsmarkt in Osteuro¬ 
pa. Der Menschenhandel hat eine neue 
Dimension erreicht. Auch der Arbeits¬ 
markt in Deutschland wird gnadenlos 
abgegrast. Mit großen Versprechungen 
von einer goldenen Zukunft werden 


bei Westfleisch zu hektischer Betrieb¬ 
samkeit veranlasst. Voraussichtlich am 
14. August (nach Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe der UZ) strahlt das 
ZDF-Magazin Frontal 21 einen Bei¬ 
trag über den Skandal aus. 

Auch die Bedingungen der Unterbrin¬ 
gung ändern sich massiv: Die Wohnun¬ 
gen in Marl werden renoviert, die Frau¬ 
en sind zukünftig unter sich. Nur noch 
sechs Frauen teilen sich eine Wohnung. 
Sie bezahlen dafür zukünftig 200 Euro 
pro Person. 

Detlev Beyer-Peters bleibt aber skep¬ 
tisch: „Mit Maiale macht Westfleisch 
den Bock zum Gärtner. Maiale hat das 
ganze System der Vergangenheit mit¬ 
zuverantworten. Sie haben schließlich 
die polnischen Kolleginnen von Bud¬ 
mel überlassen bekommen, sie haben 
sie geschult und sie haben extra für die¬ 
sen Bandbereich Führungskräfte ein¬ 
gestellt“. Er stellt die Frage: „Und von 
allem wollen Maiale und auch West¬ 
fleisch nichts gewusst haben?“ 

Ein kleiner Erfolg gegen Lohndumping 
konnte erkämpft werden. Der Mindest¬ 
lohn ist aber bei weitem noch nicht aus¬ 
reichend. Und das gesamte System von 
Leiharbeit und Werkverträgen gehört 
ohnehin auf den Müll. Es bleibt also 
noch eine Menge zu tun. Werner Sarbok 

Aktuelle Informationen unter www.solidari- 
sches-recklinghausen.de unter der Rubrik 
„Gustoland“ 


Menschen in sogenannten struktur¬ 
schwachen Gebieten angeworben oder 
von der Agentur für Arbeit vermittelt. 
Immer mehr Menschen fallen in so 
genannte Scheinselbstständigkeiten. 
Selbst Edelkaufhäuser wie das Berliner 
KaDeWe beschäftigen an ihren Kassen 
nicht mehr Stamm- oder Leiharbeiter, 
sondern sogenannte Werkvertragler. 
Eine detaillierte Bedienungsanleitung 
zur Umgehung von Mindestlöhnen und 
Tarifverträgen in der Zeitarbeit liefer¬ 
te auf der ZAAR-Tagung die Juris¬ 
tin Nathalie Oberthür, Mitarbeiterin 
der auf Personalfragen spezialisierten 
Kölner Kanzlei RPO. Wo liegen die 
Vorteile von Werkverträgen, mit de¬ 
nen Firmen bestimmte Leistungskon¬ 
tingente („Werke oder Gewerke“) bei 
Subunternehmen einkaufen können? 
Wie sind Leiharbeits- in Werkverträge 
umzuwandeln, ohne dass Gewerbeord¬ 
nung, Bürgerliches Gesetzbuch und Ar¬ 
beitsrecht dem im Wege stünden? Frau 
Oberthür wusste Rat, wie Tarifverträge 
und Gesetze ausgehebelt werden. 

Wie nützlich die Ratschläge von der 
Kanzlei RPO sein können, zeigen die 
Zahlen vom Tatort Regensburg. Im 
BMW-Werk wurden in den Jahren 
2007 bis 2011 Leiharbeiter mit knapp 
zwölf Euro pro Stunde entlohnt. Am 
Fließband aber standen ebenso Werk¬ 
vertragler mit einem Stundenlohn von 
7,81 Euro. Tatort Bosch Stuttgart 2011: 
Unter den 12 000 Mitarbeitern des Be¬ 
triebes befanden sich laut IGM nur 60 
Leiharbeiter, dafür aber 2 000 Kollegen 
von Subunternehmen, die über Werk¬ 
verträge dort tätig sind. 

Konkrete Daten sind Seltenheit. Weder 
das Statistische Bundesamt noch die 
Bundesagentur für Arbeit erheben ge¬ 
sonderte Statistiken über Werkvertrag- 
Mitarbeiter. Nicht einmal die Personal¬ 
abteilungen der Unternehmen haben 
einen Durchblick: Werkverträge wer¬ 
den betriebsrechtlich über den Einkauf 
geordert und als Sachkosten verbucht. 
Das „Werk“ kostet Geld. Der Mensch, 
der die Leistung bringt, erscheint als 
Kostenpauschale. Um dieser Ausbeu¬ 
tung und Sklaverei ein Ende zu setzen 
gibt es nur eine Antwort, den einheit¬ 
lichen Mindestlohn. Dieser ist „eine 
existenzielle Frage“ für die Menschen. 
Dass dies in Deutschland nicht möglich 
ist, ist verwunderlich. In 20 von 27 eu¬ 
ropäischen Ländern ist ein staatlicher 
Mindestlohn gesetzlich verankert. So 
lange die Regierungskoalition gegen 
den Mindestlohn mauert, werden Tat¬ 
orte über Tatorte die Landkarte über¬ 
häufen. Andreas Goerke 


I n den letzten zehn Jahren ist Deutsch¬ 
land, insbesondere im Bereich 
Schweinefleisch, vom Importeur zum 
Exporteur geworden. Lag die Deckung 
des Eigenbedarfes im Jahre 2000 noch 
bei rund 80 Prozent, beträgt sie heute 
116 Prozent. 2010 deckte Deutschland 
26 Prozent der Fleischproduktion in 
Europa. Damit behauptet Deutschland 
seine seit Jahren stärker werdende Po¬ 
sition, was insbesondere auch auf den 
Einsatz von Billiglohnkräften in Werk¬ 
verträgen aus Mittel- und Osteuropa 
zurückzuführen ist. 

Insgesamt betrug die Produktions¬ 
menge an Fleisch im Jahre 2011 rund 
acht Millionen Tonnen. Davon waren 
68 Prozent Schweinefleisch, 17 Prozent 
Geflügelfleisch und 15 Prozent Rind¬ 
fleisch. Bei den Schweinechlachtungen 
liegt Deutschland hinter China und den 
USA an dritter Stelle in der Welt. Rund 
99 Prozent der in Deutschland ge¬ 
schlachteten Tiere stammen aus „Mas¬ 
sentierhaltung“. Dieses Jahr werden in 
Deutschland ca. 60 Millionen Schwei¬ 
ne, vier Millionen Rinder, eine Milli¬ 
on Schafe und 900 Millionen Vögel 
(Hähnchen, Puten, Enten, Gänse) ge¬ 
schlachtet. Es bleibt aber festzustellen, 
dass immer wieder Skandale um Gam¬ 
melfleisch, unwürdige Tierhaltung und 
Mast sowie Futtermittelskandale das 
Verbrauchervertrauen erschütterten. 

Monopolisierungsprozess 
in der Fleischbranche 

In den letzten Jahren kam es zu einer 
deutlich zunehmenden Konzentrati¬ 
on in der Fleischbranche. Die größten 
deutschen Fleischkonzerne im Jahre 
2010 sind Tönnies, Vion Food Germa- 
ny, Wiesenhof und Westfleisch. Seit An¬ 
fang dieses Jahres ist bekannt, dass die 
Zur Mühlen Gruppe, vormals Nummer 
sechs der größten deutschen Fleisch¬ 
konzerne, zu Tönnies gehört. Tönnies 


ist damit, bei einem Gesamtumsatz von 
5,2 Mrd. Euro, der mit Abstand größte 
Fleischkonzern in Deutschland. 

Im Bereich Schwein beherrschen die 
vier großen Fleischkonzerne Tönnies, 
Vion Food, Westfleisch und Danish 
Crown rund 60 Prozent des Schweine¬ 
marktes. Die Top-Vier werden dieses 
Jahr ca. 30.000 000 Schweine schlach¬ 
ten. Ihre Exportquote liegt mittlerweile 
über 50 Prozent. 

Beliefert werden Europa, Korea, Japan 
und zunehmend China. Besonders der 
zunehmende Fleischverbrauch in Chi¬ 
na führt zu enormen Produktionsstei¬ 
gerungen in Deutschland. 

Beschäftigung in Zahlen 

Nach Meldungen der Deutschen Ren¬ 
tenversicherung waren 2011 in der 
Schlachtindustrie 51191 (2010:45 600) 
und in der übrigen Fleischverarbeitung 
rund 45 793 (2010:45 793) Arbeiter und 
Arbeiterinnen mit so genannten E101 


(heute Al) Bescheinigungen aus EU- 
Ländern in der Bundesrepublik erfasst. 
Zahlen zu inländischen Werkvertrags¬ 
arbeitnehmern liegen nicht vor. 

Im Juni 2009 arbeiteten 144 900 sozi¬ 
alversicherungspflichtig Beschäftigte 
in der Schlacht- und Fleischverarbei¬ 
tungsbranche, davon 131400 in Vollzeit 
und 13 400 in Teilzeit. Außerdem gab es 
42 000 geringfügig entlohnte Beschäf¬ 
tigte, davon 33 000 Beschäftigte, die 
ausschließlich geringfügig beschäftigt 
waren, und 9 000, die die geringfügige 
Beschäftigung im Nebenjob ausübten. 
Besonders bei den vier großen Fleisch¬ 
konzernen Tönnies, Vion Food, West¬ 
fleisch und Danish Crown hat sich in 
den letzten Jahren mehr und mehr der 
Einsatz von mittelosteuropäischen Ar¬ 
beiterinnen und Arbeitern (Wanderar¬ 
beiterinnen in Werkverträgen) durch¬ 
gesetzt. -ler 



Anteil an Stammbeschäftigten (eigene Arbeiter) bei den größten deutschen 
Fleischkonzernen. 



Maximalprofit mit Werkverträgen 

Noch höhere Ausbeutung als in der Zeitarbeit 
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Kündigung wegen 
Betriebratswahl 

TAS AG droht und entlässt Beschäftigte 


Skandal im VION Südfleisch-Schlachthof 

Waldkraiburg 

NGG Rosenheim-Oberbayern fordert Übernahme der entlassenen Kolleginnen 


Drei Beschäftigten eines Callcenters 
der TAS AG in Leipzig ist Anfang Au¬ 
gust gekündigt worden, nachdem sie 
Vorbereitungen für die Betriebsrats¬ 
wahlen getroffen hatten. „Ganz offen¬ 
sichtlich will man die Betriebsrats wäh¬ 
len verhindern“, sagt Christel Tempel, 
ver.di-Fachbereichsleiterin für „Be¬ 
sondere Dienstleistungen“ im Lan¬ 
desbezirk Sachsen/Sachsen-Anhalt/ 
Thüringen. Die Drei erhielten fristlo¬ 
se Kündigungen, nachdem sie zu einer 
Versammlung zur Betriebsratswahl 
am 13. August 2012 eingeladen hatten, 
„ver.di wird für die Kolleginnen und 
Kollegen Kündigungsschutzklage ein¬ 
reichen.“ 

In dem Callcenter der TAS AG in Leip¬ 
zig arbeiten derzeit rund 350 Beschäf¬ 
tigte. Sie übernehmen Callcenter-Auf¬ 
gaben für Banken oder den Online- 
Versandhandel, bis vor kurzem auch 
für Neckermann. 

Bevor die Kündigungen ausgesprochen 
wurden, hatten andere Beschäftig¬ 


te und Verantwortliche einen offenen 
Brief verfasst. „Es werden Unwahrhei¬ 
ten, Vorwürfe und Beleidigungen ver¬ 
breitet“, so Christel Tempel. „Drohun¬ 
gen an die Beschäftigten, mit der Wahl 
eines Betriebsrates würden Arbeits¬ 
plätze gefährdet und Aufträge nicht an 
die TAS AG vergeben, sind ein Skan¬ 
dal. Das können wir so nicht hinneh¬ 
men. Mit ver.di-Unterstützung werden 
die drei Beschäftigten Strafanzeige 
stellen.“ Sie wollen ihre Kolleginnen 
und Kollegen am Donnerstagabend 
über den Stand der Dinge informieren. 
Bereits vor etwa 5 Jahren wurde ver¬ 
sucht, BR-Wahlen durchzuführen und 
auch damals wurden dafür Kolleg/in¬ 
nen gekündigt. „Behinderungen von 
BR-Wahlen, das Schüren von Ängsten 
bei den Beschäftigten sind im Callcen¬ 
terbereich leider kein Einzelfall, damit 
muss endlich Schluss sein“, so Tempel 
weiter. www.verdi.de 


„Sozial, gerecht und aktiv“ 

Über das DGB-Projekt „Faire Mobilität“ 


„Arbeitnehmer“freizügigkeit und 
Dienstleistungsfreiheit gehören zu den 
Grundfreiheiten der EU. Seit Mai 2011 
gelten sie für fast alle mittel- und osteu¬ 
ropäischen EU-Staaten. Arbeiterinnen 
aus diesen Ländern können sich seit 
Oktober 2011 in Beratungsstellen des 
DGB-Projekts „Faire Mobilität“ über 
ihre Rechte informieren. Hilfen finden 
sie derzeit in Berlin, Hamburg und 
Frankfurt am Main. Stuttgart, München 
und das Ruhrgebiet sollen noch folgen. 
„Sozial, gerecht und aktiv“ ist eines 
der Leitmotive des Projektes. Für 
diese Ziele setzen sich die Gewerk¬ 
schaften auch bei der Gestaltung der 
„Arbeitnehmer“freizügigkeit und der 
Dienstleistungsfreiheit in Europa ein. 
Der Grundsatz der Gleichbehandlung 
gilt zwar unabhängig von Staatsan¬ 
gehörigkeit und Herkunft für alle in 
Deutschland lebende EU-Bürger gilt, 
doch es bleibt viel zu tun. 

So erhalten grenzüberschreitend ein¬ 
gesetzte Leiharbeiterinnen und Leih¬ 
arbeiter nur in wenigen Betrieben den 


gleichen Lohn wie die Stammbeleg¬ 
schaften. Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit gilt für entsandte Beschäftigte 
ausländischer Subunternehmen nur 
dort, wo ein allgemeinverbindlicher 
Mindestlohn gilt. 

Vielfach wissen die Kolleginnen und 
Kollegen nichts über ihre Rechte, es 
fehlt an den entscheidenden Informa¬ 
tionen über geltende Regelungen. Hier 
hilft das DGB-Projekt mit in den Her¬ 
kunftssprachen verfassten Broschüren 
und durch qualifizierte muttersprachli¬ 
che Beratung. 

Die Herstellung sozialer und gerech¬ 
ter Arbeitsbedingungen, gleiche Be¬ 
zahlung für die gleiche Arbeit am glei¬ 
chen Ort, sowie die Gleichbehandlung 
bei der Gewährung von sozialen Rech¬ 
ten ist Auftrag für Politik und Gewerk¬ 
schaften gleichermaßen. 

Das DGB-Projekt hat eine Laufzeit 
von drei Jahren und wird gefördert 
durch das Bundesministerium für Ar¬ 
beit und Soziales und den Europäi¬ 
schen Sozialfonds. www.dgb.de 



Schluss 

mit Ausbeutung! 
Waldsklavenburg nein 
Danke! 


Nach Angaben der Gewerkschaft NGG 
werden im Südfleisch-Schlachthof 
Waldkraiburg, Oberbayern, der zum 
VION Konzern gehört, von Subunter¬ 
nehmern per Werkvertrag Menschen 
mit der Schlachtung und Zerlegung 
von Schweinen und Rindern beschäf¬ 
tigt. Nach der Insolvenz eines dieser 
Werkvertragsunternehmen, der Global 
GmbH, wurden mehr als 50 Beschäftig¬ 
ten durch den Insolvenzverwalter Kün¬ 
digungen ausgesprochen, obwohl diese 
nach § 613a BGB (Betriebsübergang) 
von der CCF GmbH hätten übernom¬ 
men werden müssen. 

Zusätzlich hat die Rechtsnachfolgerin 
CCF GmbH ihrerseits wieder mit ei¬ 
nem rumänischen Unternehmen, der 
Salamandra, einen Werkvertrag zu 
nicht nachvollziehbaren Bedingungen 
abgeschlossen. Zur Zeit ist eine unbe¬ 
kannte Anzahl rumänischer Beschäf¬ 
tigter bei der Salamandra zu rechtlich 


bedenklichen, skandalös zu nennenden 
Bedingungen nach dem vorliegendem 
Arbeitsvertrag, im VION Südfleisch 
Schlachthof Waldkraiburg eingesetzt. 

Die Gewerkschaft NGG erhebt folgen¬ 
de Forderungen: 

1. Die Übernahme der 50 freigestell¬ 
ten/entlassenen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer der Global GmbH 
durch die Rechtsnachfolgerin CCF 
GmbH zu den vorherigen Bedingun¬ 
gen, unter Anerkennung sämtlicher 
Betriebszugehörigkeitszeiten. 

2. Sofortige Möglichkeit zur Arbeits¬ 
aufnahme im Schlachthof VION Süd¬ 
fleisch Waldkraiburg. Wir fordern Sank¬ 
tionsmöglichkeiten gegen Betriebe, 
die gegen das Bürgerliche Gesetzbuch 
(BGB), hier den § 613 a verstoßen. 

3. Wir fordern: Gleiches Recht für alle 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
am gleichen Ort. Es kann nicht mit den 


Grundsätzen der bayrischen Verfas¬ 
sung übereinstimmen, wenn Menschen 
unterschiedlicher Nationalität zu men¬ 
schenunwürdigen Arbeitsbedingungen 
beschäftigt werden. 

4. Europaweit agierende Konzerne wie 
das holländische Unternehmen Vion 
nutzen die bisherige Gesetzeslage in 
Deutschland aus und entziehen sich ih¬ 
rer sozialen Verantwortung durch die 
Vergabe von Werkverträgen. Für Be¬ 
triebe in Deutschland muss in Zukunft 
gelten: Kontrolle der Arbeitsstandards 
nach den deutschen Gesetzen, Einhal¬ 
tung der Höchstarbeitszeiten von 8 
bzw. 10 Stunden/Tag, der Pausen- und 
Ruhezeiten, und Kontrolle der deut¬ 
schen Vorschriften zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz. 

5. Die Bezahlung der Arbeitnehmer 
muss sich nach den branchenüblichen 
Tarifverträgen richten, Lohnwucher 
muss ausgeschlossen sein. 


Ein Schwein für 1,20 Euro 

Werkvertragsarbeiterinnen in deutschen Fleischkonzernen 


In den letzten Jahren ist es in der 
Fleischindustrie zu massiven Arbeits¬ 
platzverlusten innerhalb der Stammbe¬ 
legschaften gekommen, da diese über¬ 
wiegend inländischen Arbeiterinnen 
und Arbeiter durch Werkvertragsar¬ 
beiterinnen und -arbeiter aus Mittel¬ 
und Osteuropa verdrängt wurden. Mit 
einher gingen massive Lohnabsenkun¬ 
gen und es kam zu einer abnehmenden 
Tarifbindung. 

So besteht zum Beispiel bei den Fleisch¬ 
konzernen Tönnies (der mit Abstand 
größte Fleischkonzern in Deutschland) 
und Danish Crown überhaupt keine Ta¬ 
rifbindung; bei Vion Food (der zweit¬ 
größte Fleischkonzern in Deutschland) 
gibt es lediglich regionale Tarifverträge. 

Die Situation der Werk¬ 
vertragsarbeiterinnen 

Die Anwerbung eben jener Werkver¬ 
tragsarbeiterinnen erfolgt über Stroh¬ 
männer (meistens Scheinfirmen) im 
jeweiligen Entsendeland. Während 
der deutsche Schlachthofbetreiber ein 
komplettes Gewerk, beispielsweise das 
Zerlegen der Schlachtschweine in der 
so genannten Grobzerlegung an einen 
Werkvertragspartner (Subunterneh¬ 
mer) vergibt, holt sich dieser Subun¬ 
ternehmer aus Mittelosteuropa über 
Werkverträge zweite und dritte Subun¬ 


ternehmer in den jeweiligen Schlacht¬ 
hof. 

Der Schlachthofbetreiber überträgt da¬ 
mit jegliche Verantwortung für die Be¬ 
schäftigten auf den Werkvertragspart¬ 
ner, der eine umfassende Betreuung 
der Arbeiterinnen und Arbeiter aus 
Mittelosteuropa organisiert. 

Die Unterbringung erfolgt - gegen Be¬ 
zahlung - in Massenunterkünften, was 
regelmäßig zu erheblicher Ghettobil¬ 
dung führt. Die Arbeiterinnen und Ar¬ 
beiter finden keinen Kontakt zu Einhei¬ 
mischen, wobei sich bei verschiedenen 
Nationalitäten sehr unterschiedliche 
Entwicklungen abzeichnen: Beschäf¬ 
tigte aus Rumänien und Bulgarien ha¬ 
ben häufig das Ziel, zeitlich befristet in 
Deutschland zu arbeiten und mit ei¬ 
nem für ihre Verhältnisse ordentlichen 
Einkommen für ihre Rückkehr in die 
Heimat zu sparen. Arbeiterinnen und 
Arbeiter, deren Länder unmittelbar im 
Osten an Deutschland angrenzen, sind 
bestrebt überwiegend in Fahrgemein¬ 
schaften zumindest jedes zweite Wo¬ 
chenende (wenn möglich verlängert) 
in ihrer Heimat zu verbringen. 

Auch bei den Verdienstvorstellungen 
gibt es mittlerweile erhebliche Unter¬ 
schiede zwischen beispielsweise rumä¬ 
nischen und polnischen Werkvertrags¬ 
arbeiterinnen. Während sich die Be¬ 


schäftigten aus Polen genauso wie die 
aus Ungarn und Tschechien eher durch 
eine hohe Mobilität auszeichnen und 
eine daraus resultierende Bereitschaft, 
jeweils auch in Europa in Länder zu ge¬ 
hen, in denen höhere Entgelte zu erzie¬ 
len sind, befinden sich Arbeiterinnen 
und Arbeiter aus Rumänien und Bul¬ 
garien in erheblicher Abhängigkeit von 
ihren Arbeitgebern. 

Grundsätzlich unterliegen die Werk¬ 
vertragsarbeiterinnen und -arbeiter 
dem Arbeitsrecht des Entsendelandes, 
in dem sie ihren Arbeitsvertrag formal 
begründet haben. Das gilt auch, wenn 
die Anwerbung über das Internet in 
Deutschland erfolgt. 

Für Werkvertragsarbeiterinnen und - 
arbeiter gibt es keinen Mindestlohn. 
Hier helfen auch nicht die neu fest¬ 
gelegten Mindestlöhne für die Zeitar¬ 
beitsbranche. Die Forderung der NGG 
nach einem allgemeinverbindlichen 
Mindestlohn hat daher nach wie vor 
Bestand. 

Geschlachtet wird im Akkord 

Für die Fleischkonzerne ist der Einsatz 
von Werkvertragsarbeiterinnen nicht 
nur äußerst profitabel, sondern sie neh¬ 
men ihnen auch die Sorgen um Alter 
und Gesundheit der Beschäftigten ab. 
Moderne „Schlachtstraßen“ erreichen 
600 Schweineschlachtungen in der 


Stunde. Das sind 30 bis 35 Arbeitsplät¬ 
ze abhängig vom Robotereinsatz, d.h. 
schwerste körperliche Arbeit in Hitze, 
Lärm, einer extrem hohen Luftfeuch¬ 
tigkeit und Kunstlicht, in einer takt¬ 
gebundenen Bandarbeit. Bei der Rin¬ 
derschlachtung werden in der Spitze 
80 Rinder in der Stunde in modernen 
Schlachtstraßen geschlachtet. Große 
Geflügelschlachthöfe haben eine Ta¬ 
gesleistung von bis zu 400.000 Hähn¬ 
chen. 

Derartig schwere körperliche Belas¬ 
tungen sind schon mit 60 Lebensjahren 
nicht mehr zu leisten. Da ist es dann für 
die großen Konzerne erheblich einfa¬ 
cher, mit Billigkräften aus Mittel- und 
Osteuropa zu arbeiten. Diese können 
leicht ausgetauscht werden, und man 
braucht sich um das Älterwerden ei¬ 
gener Arbeiterinnen und Arbeiter im 
Betrieb keine Sorgen zumachen. Al¬ 
lerdings führt dieser Trend in den letz¬ 
ten Jahren zu einem zunehmenden 
Facharbeiterverlust, da unter diesen 
schwierigen Bedingungen bei viel zu 
geringen Löhnen Auszubildende für 
die Schlachtindustrie nicht mehr zu 
bekommen sind. 

Der Preis des Fleisches 

„Genau fünf Cent Arbeitskosten für 
Schlachtung und Verarbeitung ent¬ 
fallen in Deutschland auf jedes Ki¬ 


logramm Schweinefleisch. Zum Ver¬ 
gleich: In Spanien sind es sieben Cent 
und in Frankreich 8,5 Cent.“ (Artikel 
aus Fleisch Wirtschaft 5/2012 S.6) 

Nach unserem Kenntnisstand schlach¬ 
ten osteuropäische Wanderarbeite¬ 
rinnen ein Schwein für 1,20 bis 1,50 
Euro. Für ordentliche Löhne in Tarif¬ 
verträgen benötigte man etwa zwei 
bis 2,50 Euro für das Schlachten eines 
Schweins. Nimmt man die weiteren 
Produktionsschritte, wie die Grobzer¬ 
legung, die Feinzerlegung und auch 
noch Nebenarbeiten mit hinzu, ergäben 
sich bei einer fairen Bezahlung ca. fünf 
Euro Mehrkosten je Schwein. 

Ein Schwein wiegt bei der Anliefe¬ 
rung ca. 120 kg, nach dem Töten, Ent¬ 
bluten und Ausweiden verbleiben ca. 
93 kg. Das heißt, das Kilo zu verkau¬ 
fende Ware würde sich im Handel um 
weniger als fünf Cent verteuern, wenn 
ordentliche Tarifverträge mit entspre¬ 
chenden Löhnen und Gehältern ge¬ 
zahlt werden würden. 

Hier wird deutlich, welch enormer 
Konkurrenzdruck in der Schlachtindus¬ 
trie herrscht, insbesondere die zuneh¬ 
mende Fleischvermarktung der Dis¬ 
counter, die sich auf die Preisgestaltung 
auswirkt, trägt dazu bei. Bernd Maiweg 
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Wer kennt unseren Helmut nicht? 

Von Heideruh? 

Oder von den Pressefesten vom Brunsberg? 
Unser Genosse 

Helmut Fleischhauer 

wird am 18. August 

85 Jahre alt. 


Lieber Helmut, Deine Gruppe Buchholz gratuliert Dir recht 
herzlich und wünscht Dir, nach einem langen Einsatz in Hei¬ 
deruh jetzt endlich einen schönen Feierabend und noch recht 
viele Reisen. 


„Nicht betteln, nicht bitten 
nur mutig gestritten 
Nie kämpft es sich schlecht 
für Freiheit und Recht“ 

und „für Frieden und soziale Gerechtigkeit“ 

Unsere Lore Meimberg geh Eke 
wird am 15. August 70! 

Liebe Lore - weiter so! 

Unsere sehr herzlichen Glückwünsche zu Deinem Geburtstag. 
Wir freuen uns über Deinen Einsatz für die Familie und dass 
Du immer für uns da bist. 

Christine mit Jonas und Fabian; Katrin u. Klaus-Peter mit 
Marcel und Johanna; Nicole und Stephan mit Denise; Ronja 
und Mo mit Deinem Urenkel Niklas; Helga; Detlef und Bernd , 
Dein Mann und Gefährte. 


Nicht umsonst gilt er bei vielen als „ Teufel“ aus der Westpfalz . 

Am 16. August wird unser Genosse 

Walter Becker 
90 Jahre 

In mehr als sechs Jahrzehnten aktiv in der Friedens- und an¬ 
tifaschistischen Bewegung, Gemeinderat und Fürsprecher der 
Landwirte; als Kommunist bei Bündnispartnern und Gleichge¬ 
sinnten bekannt und beliebt wegen seiner Konsequenz im Han¬ 
deln, Toleranz im Mitmenschlichen, Aufrichtigkeit des Bewusst¬ 
seins und unbändigen Lebensfreunde auch in schlechten Zeiten. 
Das ist unser Walter, der seine reichhaltige Erfahrung nicht nur 
gern, sondern auch ohne Besserwisserei an Jüngere und Ältere 
weitergibt, mit ihnen Kontroverses diskutiert, neue Gedanken 
schnell aufgreift und sich verfilzter alter „Zöpfe“ gerne entledigt. 
Wir haben viel von ihm gelernt, freuen uns über seine geistige 
Beweglichkeit und politische Ausdauer. Für die Zukunft wün¬ 
schen wir ihm weiterhin viel Kraft und Gesundheit. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Idar-Oberstein/Kusel - Kreis Rhein-Nahe-Glan 
Bezirk Rheinland-Pfalz 



Einladung zur 

Landesmitgliederversammlung der DKP Sachsen 

mit der Parteivorsitzenden Bettina Jürgensen am Samstag, 
den 25. August 2012,10.00 Uhr im Haus der Begegnung, 
Großenhainer Straße 92 in 0129 Dresden 

Tagesordnung: 

1. Redebeitrag: Bettina Jürgensen 

2. Diskussion 

3. Wahl der Delegierten zum Parteitag 

Einlass nach Mitgliedsbuch-Kontrolle 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


1591 1G8B 1799 1839 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße i 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerlanti 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hauspmspekt 
an! ordern 


r 


In unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salalbüftet, 
Frühstücksbüffet, Auch Senioren-Portio neu. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € pF 
HP 15,50 € p.P • VP, 22,-€p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoHieimes.de * www.gasthof-heimes.de 


Blumen*für 

Stukenbrock 

Antikriegstag 2012 

Mahn- und Gedenkveranstaltung 
Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 

Sonnabend, 1. September 
14.00 Uhr Friedhofsführung 

15.00 Uhr Kranzniederlegung 

Gedenkansprache: 

Michael Sommer, Bundesvorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) 

Freitag, 31. 8. - Sonntag, 2.9.2012: 

Jugendzeltlager neben dem Friedhof 

www.Blumen-fuer-Stukenbrock.de 
www. antif a-workcamp. de. vu 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 /311 99 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ. mit Bad, WC, TV, 
Balkon, Parkplätze. 

Ü/F18 Euro T/P 

Tel./Fax: 004859/8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 



Enischleunigung: 

Etulic & Natur satt int MüriucAatiunal- 
park, 2 Fe Wo je 2 -3 Pere, gun&jiihi%in 
Kratzcbutg-Crarutin, Havel & Havclsccn, 
Bikjl & Rad. Info: www.trho^.ck oder 
0331/870796 (AB) 


TOSKANA UND CHIANTI 
GENIESSEN 
FeWo für 2 bis 4 Pers., 
ruhige Lage - 
Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 
www.chiantihousefi. 
altervista.org; 

Tel.: 09727-5716 


M l Pille-Fest Sj 

Zeitung der DKP für die 

Kolleginnen und Kollegen der Bayer-Chemie-Parks 

DKP Rheinland-Westfalen und der Arbeitskreis Bayer laden ein: 


für Samstag. 

den 8. September 2012, ab 15.00 Uhr 
In Leverkusen, Karl-Liebknecht-Schule, 
Am Stadtpark 68 

Die Künstler, 

Paco de Sousa & 
Madeleine Walldorf 
kommen zu uns mit 
Arbeiter- und Protestlieder 
aus Lateinamerika und Europa 

Bücherstände 

Essen und TMnken: 


Kaffee und Kuchen. Leckeres vom Grill, 
Limonade. Bier vom Fass 
und noch vieles mehr! 




DKP-Bexirk Rheinland-Westfalen 
Am Stadtpark 64 
51373 Leverkusen-Wlesdorf 
Tel.: 0214/4 93 23 - Fax: 0214/4 64 50 

Mail: &okratariatttdkp-rheinland-vvfistfalon~org 
Internet: http;//wvrw.dkp-rh olnland-westfalcn.org 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 



Veranstaltung in der 
„Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e. V. 

im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66 
Ernst Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 


Am Samstag, den 18. August 2012 erinnern wir 
an den 68. Jahrestag der Ermordung 
Ernst Thälmanns durch die Faschisten 
im KZ Buchenwald 


Ab 10 Uhr 

Ansprache von Hein Pfohlmann 

1. Vorsitzender des Kuratoriums der Gedenkstätte Ernst Thälmann 

Blumen und Kranzniederlegung 
Bitte bringt Blumen mit! 

Danach 

Referat von Karl Heinz Roth 

zum Thema Deutsche Hypotheken gegenüber Griechenland: 

„Die aktuelle Griechenlandpolitik aus historischer Sicht“. 

Die deutsche Okkupationspolitik in Griechenland 1941-1944 und die 
noch heute bestehenden deutschen Reparationsschulden gegenüber 
Griechenland. 


Die Gedenkstätte ist zu erreichen mit: 

Busverbindung Linien 20,22,25 und Schnellbus 34 +39, 

U-Bahn Kellinghusenstraße 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V., 

Tarpenbekstr.66, Ernst-Thälmann-Platz 20251 Hamburg, 

Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 
E-Mail: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 
Spendenkonten: Postbank Hamburg, Kto.-Nr.: 1337 37 204, (BLZ 200 100 20) 
Santander-Bank Hamburg, Kto.-Nr.: 1180 328 700 (BLZ 200 101 11) 


Ab sofort: Dorfidyll mit Meeresbrise Grömitz-Suxdorf, 
Ferienapp., 2-4 Pers., Hund, 30/26. 

Tel. 0231/5495780 
dave-v@freenet.de 


Arbeitskreis Betrieb und Gewerkschaft 

Einladung 

Der AK B&G des Parteivorstandes trifft sich zu seiner Klausurtagung 
in der Karl-Liebknecht-Schule in Leverkusen 
Samstag 1. September, 11.00 Uhr 
bis Sonntag 2. September, 14.00 Uhr 

Hauptthema 

Automobilindustrie: 

- Schlüsselindustrie vor großem Einbruch? 

- Chancen für eine Konversion? 
mit Uwe Fritsch 

Weitere Themen u.a. 

★ Arbeitszeitverkürzung 

★ UmFAIRteilen - Aktionstag 29.09.2012 
★ Rückblick auf wichtige Tarifrunden 2012 

★ Weitere Arbeitsplanung 

Der AK B&G tagt parteiöffentlich 
Details: siehe Einladung an die Bezirke und Mitglieder des AK 
Anmeldung: dkp.pv@t-online.de, Kopie an dkp-kh@gmx.de 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 




15 Uhr Kinderfest 
Kaffee und Kuchen 

16 Uhr Catharinas Puppentheater 
Peppeles Märchen und Puppen 

15.30 Uhr Diskussionsrunde: 

„Die Bankenrettungspolitik bringt 
Kommunalpolitik in Not- 
gibt es Alternativen?“ 

An der Diskussionsrunde nehmen 
auf dem Podium teil: 

Ein Gewerkschaftssekretär, 
der Geschäftsführer der Diakonie 
Rantzau - Münsterdorf Thorsten Sielck, 

Gösta Beutin - Partei Die Linke 
und Heinz Stehr- DKP. 

Ab 17.30 Uhr bis 23 Uhr Musik für Jung und Alt 
Joachim Theege singt Seemannslieder 
Spanferkel - Bier vom Fass - Tombola und Flohmarkt 

Elmshorn 
Samstag, den 18. August 2012 
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unsere zeit 


Leserforum/ Termine/ Impressum 


Theoretischer Rückschritt? 

Betr.: Bericht vom Frauenarbeitskreis, 
UZ vom 13.7.2012, S. 4 

Es ist klar, dass die vom DKP-Frau- 
enarbeitskreis als Referentin einge¬ 
ladene Ursula Müller Probleme mit 
Judith Butler hat. Schließlich hat die 
langjährige Grünen-Politikerin und 
schleswig-holsteinische Staatssekretä¬ 
rin a.D. in der „Zeit“ schon 1998 ver¬ 
raten, sie glaube „an die nicht hinter¬ 
gehbare Existenz eines ,urweiblichen‘ 
beziehungsweise ,urmännlichen‘, letzt¬ 
lich körperlich determinierten mensch¬ 
lichen Kerns“. Wenn sie an der gewiss 
nicht marxistischen Vorstellung fest- 
halten will, Menschen seien „von bio¬ 
logischen Tatsachen wie Geschlechts¬ 
organen und Geschlechtshormonen 
auf eine bestimmte Rolle festgelegt“, 
wie der Umkehrschluss aus der in der 
UZ wiedergegebenen Kritik an But¬ 
ler dann wohl lautet, verwundert das 
nicht - denn mit der höheren Biologie 
lässt sich das Bibelwort „Gott erschuf 
den Menschen als Mann und Frau“ 
heute jedenfalls nicht mehr stützen, 
dort streitet man längst darüber, ob es 
„Geschlecht“ überhaupt gibt und wenn 
ja, wie viele. Es sollte uns als Kommu¬ 
nistinnen also nicht darum gehen, 
uns mit Sinn oder Unsinn irgendwel¬ 
cher postmodernen Spielereien aus¬ 
einanderzusetzen, sondern unsere ge¬ 
sellschaftliche Analyse auf den Stand 
der Wissenschaft zu bringen. Der Bio¬ 
loge, Sozialwissenschaftler und Queer- 
Aktivist Heinz-Jürgen Voß hat gezeigt, 
dass es nicht „von Karl Marx zu Judith 
Butler“ führen muss, sondern besser 
umgekehrt von Judith Butler (und 
ein Stück weit auch mit ihr) zu Karl 
Marx. Voß 4 Arbeiten werden inzwi¬ 
schen von einigen der bedeutendsten 
Forscher der Bundesrepublik als weg¬ 
weisend gelobt und auch ins Englische 
übersetzt. Es war übrigens die UZ, die 
am 18. Februar 2011 die erste Rezen¬ 
sion zu seiner Einführung ins Thema 
„Geschlecht: Wider die Natürlichkeit“ 
brachte. Umso ärgerlicher finden wir 
den theoretischen Rückschritt, den der 
Artikel (...) darstellt. (...) 

Die kollektive Leitung 
von DKP queer 


Debatte zur Parteifrage 

Peter Harry Schmitt, Zossen: Zu Leo 
Mayer „ eine andere Partei?“ 

Endlich einmal eine klare Standortbe¬ 
stimmung und zielorientierte Analyse 
der gegenwärtigen Situation. 

Ich teile Leos Ansprüche an unsere 
Partei, die sich auf der Grundlage des 
Marxismus den modernen Anforde¬ 
rungen stellt und nicht im Alten er¬ 
starrt, die in der gegenwärtigen Situati¬ 
on in der Lage ist, Antworten zu geben, 
und auch in Bündnissen einen wichti¬ 
gen Beitrag leistet. 


Das mit einer Abkehr vom „kommu¬ 
nistischen Parteityp“ gleichzusetzen ist 
falsch. 

Dass Menschen, die ihren Lebensmit¬ 
telpunkt z.B. in der Gewerkschafts¬ 
arbeit oder auf theoretisch-wissen¬ 
schaftlichem Gebiet haben, auch un¬ 
terschiedliche Wege zum gemeinsamen 
Ziel sehen, halte ich für normal und 
auch spannend. Daraus abzuleiten, dass 
nur der eine (mein) Weg der richtige ist, 
hat mit einer wissenschaftlichen Her¬ 
angehensweise nur wenig zu tun, ja es 
ist zudem grundfalsch. 

Die äußeren Bedingungen, aber auch 
die „Demografie“ in der Partei haben 
sich in den letzten Jahren deutlich ver¬ 
ändert. 

Wie tragen wir dem Rechnung? Wie ist 
die Wahrnehmung unserer Partei? 

Die Form, die diese Diskussion in der 
Partei angenommen hat, finde ich abso¬ 
lut unwürdig. Wer mit Mayer geht, lan¬ 
det in der Hölle? - Ich frage mich, in 
welche Richtung führt so etwas! 

Leo Mayer fordert eine Diskussion, 
die von Respekt und dialektischem 
Betrachten gekennzeichnet ist. Was ist 
daran falsch oder warum ist gerade das 
scheinbar so schwer durchzusetzen? 
Es hilft mir in der Antifa-Bewegung 
in Brandenburg wenig, permanent die 
Fahne zu schwingen und das Mani¬ 
fest zu zitieren. Meine Mitstreiter, Ge¬ 
werkschafter, Bürger aus fast allen Be¬ 
reichen und Parteien, wissen, dass ich 
Kommunist bin und schätzen meinen 
Beitrag. Oft begegnet mir dabei das 
Klischee, wir redeten nur vom Klas¬ 
senkampf und böten keine Lösungs¬ 
ansätze für die gegenwärtige Situation. 
Soll ich denen empfehlen, die gegen¬ 
wärtige Diskussion oder Auseinander¬ 
setzung zu verfolgen? 

Karl Marx hat auch gesagt: „Jeder 
Schritt wirklicher Bewegung ist wichti¬ 
ger als ein Dutzend Programme“ (Marx 
an Bracke). Wir haben ein Programm, 
ein Ziel, und wir müssen gemeinsam 
gehen. 

Alexander Thomalla, München 

Ob die Parteifrage der wirkliche Kern 
der Auseinandersetzungen ist, sei 
durchaus dahingestellt. Mir scheint, 
dass sie nur ein Kristallisationspunkt 
ist, in dem noch viel tiefer liegende Un¬ 
terschiede zum Ausdruck kommen. 

Ich will einige Aussagen und Positio¬ 
nierungen ansprechen, mit denen ich 
nicht einverstanden bin. 

Im Beitrag von Hans-Peter Brenner 
stolpere ich als erstes über den Satz: 
„Wir sind die revolutionäre Partei der 
Arbeiterklasse dieses Landes.“ Wie 
schön radikal und anspruchsvoll das 
klingt (...). So eine Tatsachenbehaup¬ 
tung - und dann die Darlegung, dass 
wir klein, überaltert und zerstritten 
sind. Warum reicht es ihm nicht aus, 
festzustellen, dass wir eine Partei sind, 
die die Interessen der Arbeiterklas¬ 
se vertritt („... in der gegenwärtigen 
Bewegung und zugleich die Zukunft 


der Bewegung ...“), und dass wir als 
grundlegende Zukunftsziele den Sturz 
der Klassenherrschaft der Bourgeoisie 
und die Bildung einer klassenlosen Ge¬ 
sellschaft anstreben? 

(...) Was er dann über die „objektive 
Überreife“ des hoch entwickelten Im¬ 
perialismus und Monopolkapitalismus 
schreibt, ist einfach falsch (...). Denn 
„objektiv“ ist auch die stabile und 
kaum bedrohte ideologische Hegemo¬ 
nie der Bourgeoisie in den Imperialis¬ 
mus-Zentren, aber auch in vielen ande¬ 
ren Ländern der Welt. Nicht einmal die 
Krise in Griechenland hat ausgereicht, 
um diese Hegemonie der griechischen 
und europäischen Bourgeoisien ernst¬ 
haft in Frage zu stellen. Die revolutio¬ 
näre Theorie der Kommunisten ist zu¬ 
mindest in Europa noch Lichtjahre da¬ 
von entfernt, die „Massen zu ergreifen“. 
Was die Einleitung von H.P Brenner zu 
seiner Antwort auf Frage vier betrifft: 
Er scheint weder zu begreifen, noch zu 
fühlen, dass wir und unsere Politik halt 
immer wieder und immer perfide von 
den europäischen Bourgeoisien für die 
Vertreter und Verteidiger der „misslun¬ 
genen Kopie des Kunstwerks“, also der 
Verfälschungen, falschen Strategien 
und damit verbundenen undemokra¬ 
tischen oder sogar verbrecherischen 
(gegen die Volksmassen gerichteten) 
Aktionen identifiziert und gleichge¬ 
setzt werden. 

Dagegen kann man (...) nur mit glaub¬ 
hafter und an den konkreten Interessen 
der Volksmassen orientierter Selbst¬ 
kritik (...) (ankommen), in der Richtig 
und Falsch sorgfältig auseinanderge¬ 
halten und dargelegt werden. 

Im Folgenden der Ausführungen von 
H.-P. Brenner ist wohl das Beste das 
Zitat von Lenin. Der spricht übrigens 
nicht davon, dass es „Aufgabe der 
Kommunisten sei, das Klassenbewusst¬ 
sein der Arbeiterklasse zu entwickeln“. 
Denn dieses entwickeln die betroffe¬ 
nen Menschen ausschließlich selber, 
vor allem im Kampf um die Verteidi¬ 
gung ihrer wirtschaftlichen Interessen 
und im politischen Kampf. Die Kom¬ 
munisten mögen ihnen Hilfestellung 
geben, Aktionen so anlegen, dass die 
Klassenfronten deutlich werden. Aber 
sie entwickeln eben bei niemandem das 
Bewusstsein. Hier bin ich auch mit dem 
nicht einverstanden, was Leo Mayer 
später dazu formuliert. 

Recht hat er natürlich, wenn er hervor¬ 
hebt, dass eine Partei und ein Netzwerk 
zwei ganz unterschiedliche Sachver¬ 
halte der Zusammenarbeit und Kom¬ 
munikation im politischen oder allge¬ 
meinen gesellschaftlichen Leben sind. 
Allerdings hätte ich Leo Mayer nie so 
verstanden, als wolle er die Partei hin 
zu einem Netzwerk auflösen. Beide, 
Mayer und Brenner, gehen hier leider 
nicht tiefer. Denn dann müsste man 
unser Organisationsprinzip des de¬ 
mokratischen Zentralismus hervorhe¬ 
ben. Diesen über Bord zu werfen, wäre 


die größte Dummheit, die wir machen 
könnten. 

Ihn richtig leben, darauf kommt es an. 
Nur wird er real schon weitgehend bei 
uns nicht mehr praktiziert. Denn dann 
dürften die ganzen Disziplinlosigkeiten 
nicht stattfinden, die sich manche un¬ 
serer Organisationseinheiten leisten, 
dann würden wir Meinungsstreit in der 
Organisation austragen und leben (...). 
Den demokratischen Zentralismus als 
Mittel des Niederhaltens und Ausgren- 
zens zu benutzen, spricht gegen all die, 
die das tun - nicht gegen das Prinzip. 
Ein Netzwerk unterliegt natürlich 
solchen organisatorischen Prinzipien 
überhaupt nicht. 

Die „Avantgarderolle“ einer Kommu¬ 
nistischen Partei ist nichts, was durch 
reine Deklaration oder überhaupt 
durch Selbsterhebung zustande kommt. 
Wird sie als Anspruch an sich selbst er¬ 
hoben, so ist das allemal in Ordnung. 
Ob und wann sie zur Wirklichkeit wird, 
das ist dann ein ganz anderes Thema. 
Leo Mayers Plädoyer für eine „revo¬ 
lutionärere, wissenschaftlichere, de¬ 
mokratischere und effektivere Partei“ 
weist m.E. Anspruch und Schritte in 
diese Richtung vernünftig und über¬ 
zeugend auf. 

Ein besonderes und tiefer liegendes 
Problem unserer Politik und Partei 
deutet Hans-Peter Brenner in seiner 
Antwort zur Frage fünf an. Es geht um 
das Verhältnis und Verständnis von Re¬ 
form und Revolution: Nach den erfolg¬ 
losen frühen bürgerlichen Revolutio¬ 
nen „gab es einen Intervall von etwa 
einem Jahrhundert bis zu den ersten 
erfolgreichen bürgerlichen Revolutio¬ 
nen. Solange können wir nicht warten 
...“. Was aber, wenn die sozialistischen 
Revolutionen uns den Gefallen nicht 
tun, bald stattzufinden? 

(...) Es besteht eher wenig Wahrschein¬ 
lichkeit, dass sich in unseren Zentren 
des kapitalistischen Weltsystems wirk¬ 
liche revolutionäre Situationen entwi¬ 
ckeln werden, trotz aller Verschärfung 
der Krisen. Eine Erwartung, dass wir 
durch Bündnisarbeit gleich welcher 
Art (auch die EL muss dazugehören), 
durch gute Netzwerke gleich welcher 
Art revolutionäre Bewegungen auslö- 
sen oder bewirken könnten, wird nur zu 
Enttäuschung und Resignation in unse¬ 
ren Reihen führen. Auch die Hoffnun¬ 
gen von Leo Mayer scheinen mir nicht 
frei von dieser falschen Erwartung zu 
sein. 


Spenden helfen der UZ 

Spenden für die UZ bitte an 
den Parteivorstand der DKP, 
Konto-Nummer 4002 487 502 
bei der GLS-Bank Bochum, 
BLZ 430 609 67. 

Herzlichen Dank. 


SA ★ 18 AUG 


Bamberg: „Roter Keller 2012“. 
Sommertreffen der DKP Bamberg- 
Forchheim. „Wilde Rose-Keller“, Oberer 
Stephansberg, 16.30 Uhr. 

Hanau: Sommerfest der DKP Main-Kin- 
zig in und um die Reinhardskirche. Ha¬ 
nau Kesselstadt, Jakob-Rullmann-Stra- 
ße 6,15.00 Uhr. 


Ml ★ 22. AUG 


Stuttgart: „Der Pleitegeier ist kein Para¬ 
diesvogel; Jiddisch - und was davon noch 
übrig ist.“ Referent Dr. Wulf Dreessen. 
Clara-Zetkin-Haus, Sillenbuch, Gorch- 
Fock-Straße, 19.30 Uhr. 


SA ★ 25. AUG 


Krefeld: Sommerfest der DKP-Linker Nie¬ 
derrhein. Lecker Essen und trinken, hand¬ 
gemachte Musik von Shafak und Ralf. Bei 
Familie Lommes im Garten, 15.00 Uhr. 
Köln: Sommerfest DKP-Gruppe Köln-In¬ 
nenstadt. Bayenstraße 11 (Severinsvier- 
teI/Sto11werckhof), 15.00 Uhr. 


DO ★ 30. AUG 


Krefeld: Mitgliederversammlung der 
DKP-Linker Niederrhein zur Auswertung 
der 9. PVTagung und zurVorbereitung der 
Kreiskonferenz. Unser Beitrag zum Fest 
Ohne Grenzen. Brauereiausschank Wien- 
ges, Neusser Straße 55,19.30 Uhr. 


SA ★ 1. SEPT 


Schweinfurt: Infostand der DKP zum 
Weltfriedenstag. Georg-Wichtermann- 
Platz, 16.00 Uhr. 

Krefeld: Großes Straßeninfocafe der DKP- 
Linker Niederrhein auf dem „7. Fest ohne 
Grenzen“ des Bündnisses Krefeld für To¬ 
leranz und Demokratie. Roter Platz an der 
Corneliusstraße, 15.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Ver¬ 
anstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 


Dortmunder Wahlkampftermine 

Informationstände werden immer am 
Freitag nachmittags um 17.00 Uhr und 
immer am Samstag vormittags um 
11.00 Uhr, zweite Schicht mittags um 
13.00 Uhr durchgeführt. 

Treffpunkt ist immer das Z, eine halbe 
Stunde vor den o. a. Terminen. 
Anmelden erwünscht im Z: 0231 
814709 oder bei Udo: 0231 750059, 
Wolfgang: 0231 4271059, Stefan 0170 
1807271. 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn es nicht bis sechs Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 


Name/Vorname 


Straße/Nr. 
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E-Mail 


Datum/Unterschrift 


Abonnementpreise im 
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□ jährlich 72,— Euro 
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„Thälmann ist zu 
exekutieren“ 


Für ein Kino der Aufklärung 


Zum Tod von Kurt Maetzig 



Am 18. August 1944 ermordeten die 
Nazis im KZ Buchenwald den Vor¬ 
sitzenden der KPD Ernst Thälmann. 
Bei einer Unterredung von SS-Führer 
Himmler bei Hitler wurde der direkte 
Mord-Befehl erteilt: „Thälmann ist zu 
exekutieren“. 

Thälmann war einer der prominentes¬ 
ten Gegner der NSDAP und Hitlers. Er 
war als langjähriger Vorsitzender der 
Kommunistischen Partei Deutschlands 
und als Kandidat gegen Hindenburg 
und Hitler bei den Reichstagswahlen 
im März 1922 den Nazis ein Dorn im 
Auge. Den mörderischen Plänen der 
deutschen Faschisten, den kriegeri¬ 
schen Eroberungen und der Vernich¬ 
tung der Jüdinnen und Juden in Europa 
stand er im Weg. Er repräsentierte den 
antifaschistischen, den kommunisti¬ 
schen Widerstand gegen die Nazi-Bar¬ 
barei. Der Schriftsteller Martin Ander¬ 
sen Nexö schrieb über Thälmann: „Er 
war der erste, der die Frage der Ein¬ 
heit der Arbeiterschaft und des Volkes 


mit dem Finger auf die Hauptschuldi¬ 
gen gezeigt, auf jene Finanz- und Indus¬ 
triekapitalisten, auf die feudale Herren¬ 
schicht, die die Hitler Partei entdeckt 
und finanziert haben. Alle bürgerlichen 
Abgeordneten, darunter der erste Bun¬ 
despräsident der BRD, Theodor Heuß, 
stimmten im März 1933 für Hitlers Er¬ 
mächtigungsgesetz“, stellte Ewald Stief¬ 
vater in einer Rede zum 75. Jahrestag 
der Machtübertragung an die Nazis 
fest. Und schloss: „Ausländerfeindlich¬ 
keit, Antisemitismus und Antikommu¬ 
nismus von Neofaschisten sowie rech¬ 
ten konservativen Politikern dürfen 
nicht ein zweites Mal widerspruchslos 
hingenommen werden. Verharmlosung 
und Duldung ist zu bekämpfen. Gegen 
wachsende Gefahren von rechts sind 
gesellschaftliche Allianzen ein Gebot 
der Stunde. Den Geschichtsfälschern 
gilt es entgegenzutreten. Kämpfen 
wir gemeinsam für soziale Sicherheit, 
gegen Demokratieabbau und für den 
Frieden.“ 


Es war beim Leipziger Dokfilmfesti¬ 
val in den 1980er Jahren. Das damals 
noch riesige Kino „Capitol“ fasste den 
Publikumsandrang zu einem Günter- 
Wallraff-Film schon längst nicht mehr, 
doch der Festivaldirektor bemühte sich 
eifrig, einem draußen wartenden, be¬ 
sonders wichtigen Gast trotzdem einen 
Platz zu verschaffen. Und während ich 
im Stillen hoffte, im Gefolge dieses 
Gastes auch noch hineinzukommen, 
winkte der freundlich ab und meinte: 
„Das ist doch herrlich, wenn die Kinos 
so voll sind!“ Der Name des Gastes: 
Prof. Kurt Maetzig, damals 76-jährig 
und als DEFA-Mitbegründer, Regis¬ 
seur und ehemaliger Leiter der Ba¬ 
belsberger Filmhochschule eine erste 
Instanz im DDR-Film. Ein Vierteljahr¬ 
hundert später, im biblischen Alter von 
101 Jahren ist Maetzig in der vergange¬ 
nen Woche in seinem Haus in Wildkuhl 
in Mecklenburg gestorben. 

Die Szene vor dem „Capitol“ scheint 
typisch für den Querdenker Maetzig, 
der von sich wenig Aufhebens mach¬ 
te und stets das größere Ganze im 
Blick hatte - sogar bis an die Grenze 
der Selbstaufgabe, wovon noch zu re¬ 
den sein wird. Der Idee, den DEFA- 
Film mit mehr Action und Spektakel 
an den internationalen Markt anzupas¬ 
sen, entgegnete er nüchtern: „Wir kön¬ 
nen nicht noch größere Autos in noch 
größeren Karambolagen von noch hö¬ 
heren Brücken stürzen lassen als Hol¬ 
lywood.“ Wenn man dann, als „Wessi“ 
genervt von der Übermacht des Kom¬ 
merzkinos, gleich nur noch Filme mit 
hohem künstlerischen Anspruch gelten 
lassen wollte, belehrte einen der hoch 
gebildete und welterfahrene Professor 
freundlich, aber entschieden über den 
berechtigten Anspruch arbeitender 
Menschen auf Unterhaltung, der aller¬ 
dings von Hollywoods „Kino der Über¬ 
wältigung“ pervertiert werde. 

Sein erster Spielfilm „Ehe im Schat¬ 
ten“ (1947) bediente diesen Anspruch 
perfekt: Mehr als 12 Millionen (!) Be¬ 
sucher sahen das Drama um das frei 
nacherzählte Schicksal des Schauspie¬ 
lers Joachim Gottschalk und seiner jü¬ 
dischen Frau, die 1941 gemeinsam aus 
dem Leben gingen. Ähnlich hohe Be¬ 
sucherzahlen hatten später auch seine 


beiden großen Thälmann-Filme („Sohn 
seiner Klasse“ und „Held seiner Klas¬ 
se“ 1954/55) - nicht zuletzt, weil sie zum 
Pflichtprogramm der Schulen gehör¬ 
ten. „Rote Ohren“ bekomme er, wenn 
er auf diese recht propagandistisch an¬ 
gelegten Filme angesprochen werde, 
hat er später gesagt und sie wohl auch 
zu den Irrwegen auf dem Weg zu ei¬ 
nem aufklärenden Film gezählt, von 
denen er „keinen ausgelassen“ habe. 
Als mehrfachen Staatspreisträger und 
noch während der Naziherrschaft 1944 
in Berlin in die KPD eingetretenen 
Genossen muss ihn das Verbot seines 
Films „Das Kaninchen bin ich“ und ei¬ 
ner kompletten DEFA-Jahresproduk¬ 
tion im Gefolge des 11. SED-Plenums 
1965 hart getroffen haben. Die gefor¬ 
derte „Selbstkritik“ lieferte er dennoch 
ab, nicht aus opportunistischer Anpas¬ 
sung, sondern in der Hoffnung, damit 
andere Kollegen schützen zu können - 


ein Irrtum, über den er erst zum Ende 
der DDR zu reden bereit war. 

Filme hat Maetzig seit seinem „Ren¬ 
tenalter“ 1976 nicht mehr gemacht, 
in Vorträgen und im Weltverband der 
Filmclubs (FICC), dessen Vize- und 
später Ehrenpräsident er viele Jahre 
war, galt sein waches Interesse aber 
immer noch dem Filmgeschehen in der 
Welt. 2010 ehrte die DEFA-Stiftung ihn 
im Berliner Babylon-Kino für sein Le¬ 
benswerk. „Er hat viele Fenster geöff¬ 
net“, so Laudator Fred Gehler, „aber 
seine Visionen von einem aufgeklärten, 
aufklärenden Film sind nicht anachro¬ 
nistisch.“ 2005, von Margit Voss nach 
seiner Lebensbilanz befragt, hatte der 
94-jährige erklärt, er sei „vielleicht ein 
sehr sehr kleines Stück vorangekom¬ 
men. Aber ich habe das Gefühl, dass 
den nach mir Kommenden sehr viel 
zu tun übrig bleibt.“ Packen wir es an! 

Hans-Günther Dicks 


festgestellt hat, weil er vo¬ 
rausgesehen hat, was kom¬ 
men wird. Deswegen ist 
es auch verständlich, dass 
Ernst Thälmann der Mann 
ist, den die Faschisten am 
meisten hassen. Aber für 
die Menschlichkeit ist er 
ein leuchtendes Symbol, 
und sein Name wird voran¬ 
getragen im Kampf für das 
Beste in der Menschheit.“ 

„Ernst Thälmann und sei¬ 
ne Kampfgefährten haben 

Erinnern - Gedenken - Mahnen 

Erinnerung an die Ermordung Ernst Thälmanns vor 68 Jahren 

Zum Gedenken findet am Samstag, den 18. August um 14.00 Uhr im Hof des Krematoriums in 
der Gedenkstätte Buchenwald eine eine gemeinsame Gedenkveranstaltung des Thüringer Ver¬ 
bandes der Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschisten und der Lagerarbeitagemein- 
schaft Buchenwald-Dora statt. Die Gedenkworte spricht Ellen Brombacher Bundessprecherin 
der Kommunistischen Plattform der Partei „Die Linke“. 



Dampf machen für die UZ! 






SchicktlEure SpendeTan 


Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 


UZ-Redaktion 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


von den Schienen zu räumen. 


Rückfragen: 0201/225447 


Der rote Kanal 


Freundschaft! Die Freie 
Deutsche Jugend 

Dokumentation über die Geschichte der FDJ. 
Objektivität sollte man nicht erwarten, aber 
historische Aufnahmen, auch über die FDJ in 
der BRD, können trotzdem dazu reizen, sich 
vor den Hausaltar zu setzen. 

Sa, 18.8., 22.30 Uhr, Phoenix 

Der Sturz - Honeckers Ende 

Im Vorfeld des 100. Geburtstages von Erich 
Honecker nimmt der NDR wieder einmal 
Rache dafür, dass ein Teil Deutschlands 40 
Jahre lang ohne Kapitalismus auskommen 
musste. 

Sa, 18.8., 23.30 Uhr, NDR 

Innenansichten - Deutschland 1937 

Ernst Lubitschs bittere Verwechslungsko¬ 
mödie, in der Schauspieler im nazibesetz¬ 
ten Warschau um ihr Leben spielen, verliert 
auch dann nichts, wenn man den Film schon 
mehrfach gesehen hat. 

Mo, 20.8., 20.15 Uhr, arte 

Die Konterrevolution 

Der Kapp-Lüttwitz-Putsch 1920 

Im März 1920 rettete der Widerstand der Ar¬ 
beiter die Weimarer Republik. Sie zwangen 
die Putschisten in die Knie. Das Volk kämpfte 
für die Demokratie, Armee, Polizei und Justiz 
gegen das Volk. 

Mo, 20.8., 22.45 Uhr, BR 

20 . Jahre Rostock-Lichtenhagen 

Themenabend über die Tage vom 22. bis 
26. August 1992, als faschistischer Mob ein 
Wohnheim für vietnamesische Vertragsar¬ 
beiter belagerte (s. Seite 9). Die Polizei ka¬ 
pitulierte. Später wurde das Asylrecht ge¬ 
schreddert. 

Mi, 22.8., ab 22.15 Uhr, Phoenix 











